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Erfolgsjahr ohne Beifall frage der privaten Haushalte. Doch spürten Branchen, die Ge­
brauchsgüter im Hochpreissegment herstellten, die Mehr­
wertsteuererhöhung zum 1. April 1998, Viele Haushalte entschlos­
sen sich deshalb beispielsweise früher zum Kauf eines Pkw als 
vielleicht ursprünglich geplant. Neben den geringen Einkom­
mensverbesserungen liegt ein weiterer Grund für die Kaufzurück­
haltung darin, daß in den vergangenen Jahren der Wunsch, den 
Lebensstandard so weit wie möglich aufrechtzuerhalten, zu La­
sten der Ersparnisse ging. Die aufgezehrten Polster werden mit 
einer Verbesserung der Einkommenssituation zur Verbesserung 
der Sicherheit wieder aufgestockt, die Einkommenssteigerun­
gen fließen also nicht in vollem Umfang in den Konsum. Mit 
zunehmender Dauer des wirtschaftlichen Aufschwungs wächst 
der Wunsch der Arbeitnehmer, stärker als bisher am Erfolg ihrer 
Arbeit beteiligt zu werden. Nachdem sie zur Sicherung ihrer Ar­
beitsplätze mehrere Jahre auf stärkere Lohnerhöhungen verzich­
tet haben, befürchten sie nun, die wirtschaftlich guten Jahre 
könnten an ihnen vorbeiziehen, ohne daß sie die Früchte ihrer 
Arbeit ernten.

Das Jahr 1998 war für Baden-Württemberg in der Gesamtbilanz 
zweifellos ein gutes Jahr. Der konjunkturelle Aufschwung erreich­
te eine Stärke wie seit Jahren nicht mehr, und mit den Rekord­
meldungen aus den Reihen des Verarbeitenden Gewerbes ver­
stummte die Kritik an der hiesigen Wirtschaftsstruktur. Nach fünf 
Jahren weitreichender Stelleneinsparungen gab es erstmals 
wieder mehr Arbeitsplätze. Vielerorts konnten die Unternehmen 
die Auftragsflut, die zunächst vornehmlich aus dem Ausland, im 
Laufe des Jahres aber auch zunehmend aus dem Inland kam, 
nicht mehr mit einer noch stärkeren Auslastung des vorhande­
nen Personalbestands bewältigen. Die Kurzarbeit sank auf ein 
Niveau wie in früheren Hochkonjunkturphasen üblich, und viele 
Wirtschaftsbereiche - allen voran die Industrie - stellten wieder 
Personal ein. In den boomenden Metallbranchen wurden sogar 
Rufe laut, daß dort der Bedarf an hochqualifiziertem Personal 
nicht mehr gedeckt werden kann. Selbst in der Bauwirtschaft 
gingen 1998 wieder mehr Aufträge ein als noch ein Jahr zuvor, 
so daß sich dort das Ende der langjährigen Krise andeutet. Die 
Dienstleistungsunternehmen, die nach mageren Erträgen in den 
letzten Jahren ebenfalls zu Rationalisierungen gezwungen wa­
ren und teilweise heute noch sind, profitierten auch vom Auf­
schwung in der Industrie. Insgesamt führte die positive Entwick­
lung in den meisten Teilen der Wirtschaft dazu, daß auf dem 
Arbeitsmarkt die lang herbeigesehnte Wende eintrat.

Obwohl sich die wirtschaftliche und gesellschaftliche Lage im 
Land während des Jahres 1998 verbessert hat, spielte die Sor­
ge um das hohe Niveau der Arbeitslosigkeit eine zentrale Rolle. 
Daß es andernorts noch gravierendere Probleme auf dem Ar­
beitsmarkt gibt, ist dabei nur ein schwacher Trost. Die Geduld 
und das Verständnis der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmersei­
te für die jeweils andere Partei und damit auch die Verantwor­
tung für das Gesamtwohl werden trotz rückläufiger Arbeitslo­
senzahlen noch einige Zeit und in weitaus stärkerem Maße ge­
fordert sein, als dies in vergleichbaren wirtschaftlichen Situatio­
nen der Vergangenheit der Fall war. Mit den Entbehrungen der 
vergangenen Jahre ist auch das Bewußtsein gewachsen, daß 
es nicht immer nur rosige Zeiten gibt. Für das Jahr 1999 bleibt 
zu hoffen, daß sich mit weiterer konjunktureller Erholung die in 
manchen Bereichen noch zaghaften Verbesserungen verstetigen. 
Damit verstärkt sich vielleicht auch der Eindruck, daß es sich 
lohnt, Augenmaß zu beweisen, alte liebgewonnene Gewohn­
heiten zu überdenken und Neues anzupacken.

Und doch wollte in Wirtschaft und Gesellschaft ein diesem Er­
folg angemessener Beifall nicht so recht aufkommen. Ein Grund 
mag darin liegen, daß sich der wirtschaftliche Aufschwung vor 
allem in der ersten Jahreshälfte vollzog und mit der Abschwä­
chung des Wachstums der Eindruck entstand, die Aufschwung­
phase könnte sich dem Ende zuneigen. Ein weiterer Grund mag 
in der jahrelangen harten Disziplin zu suchen sein, die in Wirt­
schaft und Gesellschaft geübt wurde. Dem Vertrauen in die kon­
junkturelle Erholung ist heute mehr Skepsis beigemischt als in 
früheren Zeiten. Die jüngste Rezession und die nicht gerade von 
Wachstumsstärke verwöhnten Folgejahre zwangen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zu Hausaufgaben, die nicht leicht fielen. In 
den Unternehmen standen Rationalisierungen und effizienz­
steigernde Maßnahmen in den Produktionsabläufen auf dem 
Programm, um in Zeiten zunehmender Verflechtung mit dem xGeringe Bevölkerungszunahme 
Ausland und an der Schwelle zum Euroland für den internationa-

Während im ersten Halbjahr 1997 noch eine Bevölkerungszu­
nahme um 18 100 Personen zu beobachten war, nahm die Be­
völkerung im ersten Halbjahr 1998 nur um knapp 11 800 auf rund 
10 408 400 Einwohner zu. Dieser Anstieg der Bevölkerungszahl 
beruht einerseits auf einem noch immer positiven Wanderungs­
saldo, wobei in den einzelnen Monaten des ersten Halbjahres 
sowohl Wanderungsüberschüsse wie Wanderungsverluste zu 
verzeichnen waren. Andererseits ist die Bevölkerungszunahme 
aber auch auf einen leichten Geburtenüberschuß zurückzufüh­
ren, der eindeutig von der ausländischen Bevölkerung getragen 
wird. Hier wurden im ersten Halbjahr 1998 fast 7 500 mehr 
Geburten als Sterbefälle registriert. Demgegenüber war wie 
bereits im Vorjahr bei den Deutschen die Zahl der Gestorbenen 
größer als die Zahl der Geborenen.

len Wettbewerb gut gerüstet zu sein. In zunehmendem Maße 
versuchen die Unternehmen auch über Fusionen mit in- oder 
ausländischen Firmen, sich hart umkämpfte Marktanteile zu si­
chern, das Risiko auf mehrere Schultern zu verteilen und eine 
höhere Effizienz zu erzielen.

In Europa und den USA liefen die Geschäfte der baden-württem­
bergischen Exporteure im Jahr 1998 glänzend. Dennoch wurde 
der Aufschwung immer noch skeptisch beurteilt. Die Krisen in 
Asien, Rußland und Lateinamerika waren hierzulande ständig prä­
sent, obwohl sich die Auswirkungen bisher in Grenzen hielten.

Ähnlich wie auf der Unternehmerseite ist auch bei den Arbeit­
nehmern eine gewisse Skepsis bei der Beurteilung ihrer aktuel­
len Lage zu beobachten. Zwar gab es im Jahr 1998 real wieder 
leichte Verbesserungen bei den Nettolöhnen und-gehältern. Die­
se reichten jedoch noch nicht aus, die Verbrauchskonjunktur nach­
haltig zu beleben. Lediglich im Bereich der Gebrauchsgüter gab 
es einzelne konjunkturelle Impulse durch die lebhaftere Nach-

Trotz Geburtenüberschuß und Wanderungsgewinnen bei der 
ausländischen Bevölkerung blieb ihr Anteil an der Gesamtbevöl­
kerung mit knapp 13 % zur Jahresmitte 1998 im Vergleich zum 
Vorjahr konstant.
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Und doch wollte in Wirtschaft und Gesellschaft ein diesem Er­
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Bevölkerungszunahme 

In Europa und den USA liefen die Geschäfte der baden-württem­
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Während im ersten Halbjahr 1997 noch eine Bevölkerungszu­
nahme um 18 100 Personen zu beobachten war, nahm die Be­
völkerung im ersten Halbjahr 1998 nur um knapp 11 800 auf rund 
10 408 400 Einwohner zu. Dieser Anstieg der Bevölkerungszah l 
beruht einerseits auf einem noch immer positiven Wanderungs­
saldo, wobei in den einzelnen Monaten des ersten Halbjahres 
sowohl Wanderungsüberschüsse w ie Wanderungsverluste zu 
verzeichnen waren. Andererseits ist die Bevölkerungszunahme 
aber auch auf einen leichten Geburtenüberschuß zurückzufüh­
ren, der eindeutig von der ausländischen Bevölkerung getragen 
w ird . Hier w urden im ersten Halbjahr 1998 fast 7 500 mehr 
Geburten als Sterbefälle registriert. Demgegenüber war wie 
bereits im Vorjahr bei den Deutschen die Zahl der Gestorbenen 
größer als die Zahl der Geborenen. 

Trotz Geburtenüberschuß und Wanderungsgewinnen bei der 
ausländischen Bevölkerung blieb ihr Anteil an der Gesamtbevöl­
kerung mit knapp 13 % zur Jahresmitte 1998 im Vergleich zum 
Vorjahr konstant. 
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Tabelle 1
Bevölkerungsbewegung in Baden-Württemberg 1997 und 1998

1997 1. Halbjahr 1998
Merkmal davondavonPersonen

insgesamt
Personen
insgesamtDeutsche Ausländer AusländerDeutsche

8 682116 419 96 860 19 559 53 155Lebendgeborene............................................

Sterbefälle......................................................

Geburtenüberschuß (+) bzw. -defizit (-).........
Zuzüge über die Landesgrenze......................
Fortzüge über die Landesgrenze....................
Wanderungssaldo...........................................

Ein- bzw. Ausbürgerung
(Änderung der Staatsangehörigkeit)..............
Bevölkerungszunahme (+) bzw. -abnahme (-)

44 473
94 773 1 19197 167 2 394 49 267 48 076

+ 2 087 -r 17 165 + 7 491+ 19 252 + 3 888 3 603
136 581 54 880257 106 120 525 114 945 60 065
121 133 54 754254 253 133 120 107 064 52 310

+ 2 853 + 15 448 - 12 595 + 7 881 + 126+ 7 755

+ 58 513 -8 460X -58 513 X + 8 460
+ 76 048 -53 943 843+ 22105 + 11 769 + 12612

Bevölkerungsstand am Jahresende 
bzw. Ende Juni............................ 10 396 610 9 080 146 1 315 6211 316 464 10 408 379 9 092 758

Tabelle 2
Bevölkerungswachstum in Baden-Württemberg seit 1988

Faktoren des 
Bevölkerungswachstums 1990 19971988 1989 1991 1992 1993 1994 19961995

18 209 17 338 21 009 19 252Geburtenüberschuß........................

Zuwanderungsüberschuß Ausländer 
Zuwanderungsüberschuß Deutsche 
Zunahme der Bevölkerung..............

20 382 21 582 19 410 16 760 15 74914 726
43 722 44 990 56 014 98 866 88 888 14 962 26 022 - 12 59542 046 21 226

15 44840 290 123 659 126 308 60 565 36 398 23 862 6 321 13 36711 346
102 221 185 987 203 331 55 138 22 105179 813 146 868 85 318 38 043 47 298

Nachrichtlich:

Aufnahme von Aussiedlern...........................
Zuwanderung aus den neuen Bundesländern 
und Berlin (Ost)''...........................................
Aufnahme von Asylbewerbern^'...................

28 435 57 851 92 741 36 617 28 874 21 778 16 74026 277 27 991 26 455

19 5387 904 64 687 50 956 43 907 31 754 23 225 20 679 19 65420 737
15 728 17 565 27 968 43 111 51 609 12 186 10 78938 521 13 186 12 927

1) Bis 1990: aus der DDR und Berlin (Ost). - 2) Ab 1992 bereinigt; zum Vergleich 1992 unbereinigt: 61 941.

Tabelle 3
Zugänge an Aussiediern und Asylbewerbern 
in Baden-Württemberg seit 1990

Zahl der Aussiedler und Asylsuchenden weiter rückläufig

Die Abnahme (jer Zahl von Aussiedlern und Asylsuchenden, die 
bereits in den letzten Jahren zu beobachten war, hat sich weiter 
fortgesetzt. Bis September des Jahres reduzierte sich der Zuzug 
von Aussiedlern auf 9 240 Personen und lag damit um 29 % un­
ter dem Zuzug im gleichen Vorjahreszeitraum. Auch die Anzahl 
der Asylsuchenden ist weiter rückläufig. Während von Januar bis 
September 1997 noch knapp 10 800 Asylsuchende registriert wur­
den, lag diese Zahl bis September des Jahres 1998 bei 7 418 und 
damit um 7,4 % niedriger als im Vorjahreszeitraum. Ursächlich für 
diese Entwicklung dürfte vor allem die Wirkung der Asylrechts­
änderungen aus dem Jahre 1993 sein, die bundesweit zu einem 
massiven Rückgang der Asylsuchenden führte. Hinzu kommen 
weitere Faktoren, etwa die deutlich abgesenkten Leistungen für 
Asylsuchende oder die Umstellung von Geld- auf Sachleistungen.

Aussiedler Asylbewerber
Veränderung 
gegenüber 
Vorjahres­
zeitraum 
in %

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahres­
zeitraum 
in %

Jahr
Anzahl Anzahl

27 968 + 59,21990 92 741 + 60,3
36 617 - 60,5 43 111 + 54,11991

+ 19,71992 28 874 - 21,1 51 609
26 277 9,0 38 521 - 25,41993

27 991 13 196 - 65,71994 + 6,5

12 9271995 26 455 5,5 2,0

21 778 12 186 5,71996 - 17,7 XHaushalte und Familien
10 7891997 16 740 - 23,1 - 11,5

Den bislang aktuellsten Zahlen für 1997 zufolge lebten rund 83 % 
der Bevölkerung in Baden-Württemberg in Mehrpersonen­
haushalten und nur 17 % in Einpersonenhaushalten. Trotz dieser 
eindeutigen Präferenz für das Zusammenleben mit anderen Men-

1998" 9 240 - 29,1 7 418 7,4

1) Januar bis September.
Quelle: Innenministerium Baden-Württemberg.
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Tabelle 1 
Bevölkerungsbewegung in Baden-Württemberg 1997 und 1998 

1997 1. Halbjahr 1998 

Merkmal Personen 1 davon Personen 1 davon 

insgesamt 
1 Deutsche 1 Ausländer insgesamt 

1 Deutsche 1 Ausländer 

Lebendgeborene ............... ···················•····•····· 116 419 96860 19 559 53 155 44 473 8682 

Sterbefälle ......... .............................. .................. 97 167 94 773 2 394 49 267 48076 1191 

Geburtenüberschuß (+) bzw. -defizit (-) ........................ + 19 252 + 2 087 + 17 165 + 3 888 - 3 603 + 7 491 

Zuzüge über die Landesgrenze ........ ··················•····•···· 257 106 136 581 120 525 114 945 60 065 54 880 

Fortzüge über die Landesgrenze .................... 254 253 121 133 133 120 107 064 52 310 54 754 

Wanderungssaldo .................................................. + 2 853 + 15 448 - 12 595 + 7 881 + 7755 + 126 

Ein- bzw. Ausbürgerung 
(Änderung der Staatsangehörigkeit) ... X + 58 513 - 58 513 X + 8460 -8460 

Bevölkerungszunahme (+) bzw. -abnahme (-) + 22 105 + 76 048 - 53 943 + 11 769 + 12 612 - 843 

Bevölkerungsstand am Jahresende 
bzw. Ende Juni ............................................................ 10 396 610 9 080 146 1316464 10 408 379 9 092 758 1 315 621 

Tabelle 2 
Bevölkerungswachstum in Baden-Württemberg seit 1988 

Faktoren des 
1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 

Bevölkerungswachstums 

Geburtenüberschuß ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18 209 17 338 21 009 20 382 21 582 19 410 16 760 14 726 15 749 19 252 

Zuwanderungsüberschuß Ausländer 43 722 44 990 56 014 98 866 88 888 42 046 14 962 21 226 26 022 - 12 595 

Zuwanderungsüberschuß Deutsche .............. 40 290 123 659 126 308 60 565 36 398 23 862 6 321 11 346 13 367 15448 

Zunahme der Bevölkerung ·························· 102 221 185 987 203 331 179 813 146 86B 85 318 38 043 47 298 55 138 22 105 

Nachrichtlich: 

Aufnahme von Aussiedlern ............................ 28 435 57 851 92 741 36 617 28 874 26 277 27 991 26 455 21 778 16 740 

Zuwanderung aus den neuen Bundesländern 
und Berlin (Ost)1I. ........................... 7 904 64 687 50 956 43 907 31 754 23 225 20 679 20 737 19 654 19 538 

Aufnahme von Asylbewerbern21 . 15 728 17 565 27 968 43111 51 609 38 521 13 186 12 927 12 186 10 789 

1) Bis 1990: aus der DDR und Berlin (Ost). - 2) Ab 1992 bereinigt; zum Vergleich 1992 unbereinigt: 61 941. 

Tabelle 3 
Zugänge an Aussiedlern und Asylbewerbern 
in Baden-Württemberg seit 1990 

Aussiedler Asylbewerber 

Veränderung Veränderung 

Jahr gegenüber gegenüber 
Anzahl Vorjahres- Anzahl Vorjahres-

zeitraum zeitraum 
in% in% 

1990 ............................... 92 741 + 60,3 27 968 + 59,2 

1991 36 617 - 60,5 43111 + 54, 1 

1992 „ ························· 28 874 - 21.1 51 609 + 19,7 

1993 „ 26 277 - 9,0 38 521 - 25,4 

1994 ................. 27 991 + 6,5 13196 - 65,7 

1995 .......... ................. 26 455 - 5,5 12 927 - 2,0 

1996 .......... 21 778 - 17,7 12 186 - 5,7 

1997 .............. 16 740 - 23,1 10 789 - 11,5 

199811 ......... ····••····•········ 9 240 - 29,1 7 418 - 7,4 

1) Januar bis September. 

Quelle: Innenministerium Baden-Württemberg. 
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Zahl der Aussiedler und Asylsuchenden weiter rückläufig 

Die Abnahme der Zahl von Aussiedlern und Asylsuchenden, die 
bereits in den letzten Jahren zu beobachten war, hat sich weiter 
fortgesetzt. Bis September des Jahres reduzierte sich der Zuzug 
von Aussiedlern auf 9 240 Personen und lag damit um 29 % un­
ter dem Zuzug im gleichen Vorjahreszeitraum. Auch die Anzahl 
der Asylsuchenden ist weiter rückläufig. Während von Januar bis 
September 1997 noch knapp 10 800 Asylsuchende registriert wur­
den, lag diese Zahl bis September des Jahres 1998 bei 7 418 und 
damit um 7;4 % niedriger als im Vorjahreszeitraum. Ursächlich für 
diese Entwicklung dürfte vor allem die Wirkung der Asylrechts­
änderungen aus dem Jahre 1993 sein, die bundesweit zu einem 
massiven Rückgang der Asylsuchenden führte. Hinzu kommen 
weitere Faktoren, etwa die deutlich abgesenkten Leistungen für 
Asylsuchende oder die Umstellung von Geld- auf Sachleistungen. 

XHaushalte und Familien 

Den bislang aktuellsten Zahlen für 1997 zufolge lebten rund 83 % 
der Bevölkerung in Baden-Württemberg in Mehrpersonen­
haushalten und nur 17 % in Einpersonenhaushalten. Trotz dieser 
eindeutigen Präferenz für das Zusammenleben mit anderen Men-
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Tabelle 4
Familien in Baden-Württemberg 1975 bis 1997 nach Familientyp und Anzahl der Kinder

1975 1982 1992 1994 1996 1997
Familientyp

1 000

Zusammenlebende Ehepaare
2 250,2Zusammenlebende Ehepaare........................

darunter
ohne Kinder................................................
mit Kindern unter 18 Jahren......................
1 Kind.........................................................
2 Kinder......................................................
3 Kinder und mehr.....................................

Anzahl der Kinder unter 18 Jahren insgesamt 
Durchschnittliche Kinderzahl ..........................

2 258,8 2 418,2 2 468,3 2 475,0 2 465,1

757.4

1 255,6
508,0 
466,2
281.4

2 427,4

819.4 
1 140,1
543,9
434,8
161.4

1 953,5

975,6 
1 013,9 
455,8 
412,2
146,0 

1 758,0

1 049,5 
1 014,1
438.5
427.6
148,0

1 779,5

1 098,6 
1 020,2
429.5
433.5

1 093,2 
1 022,2
422.6
443,0
156.6 

1 829,1
157,1

1 818,2
1,93 1,71 1,73 1,75 1,78 1,79

Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahren
Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahren

1 Kind.........................................................
2 Kinder......................................................
3 Kinder und mehr.....................................

96,4 124,5 143.3
100.3

159.4
110.4

175,2
116,4

189,8
83,055,6 125,1

27,2 31,4 35,0 40,1 46,2 50,7
13,6 10,1 8,0 8,9 12,7 14,1

Anzahl der Kinder unter 18 Jahren insgesamt
Durchschnittliche Kinderzahl ..........................
Alleinerziehende Männer...............................
Alleinerziehende Frauen.................................

159,0 178,2 197,0 220,8 249,8 272,4

1,65 1,371,43 1,39 1,43 1,44
14,6 17,3 16,3 20,7 27,0 31,6
81,8 107,2 127,0 138,7 148,2 158,2

sehen ist im längerfristigen Vergleich festzustellen, daß immer Alleinerziehenden mit einem Partner zusammenlebt, so daß der 
mehr Menschen alleine leben. Die Anzahl der Einpersonenhaus- Anstieg der Alleinerziehenden auch im Anstieg dieser Lebens­
halte stieg im Zeitraum 1978 bis 1997 um 70 % von 1,03 Mill, auf form begründet sein könnte.
1,75 Mill. Auch bei den Zweipersonenhaushalten war in diesem 
Zeitraum ein Zuwachs um 50 % auf 1,42 Mill. zu verzeichnen.
Alle anderen Haushaltstypen verloren quantitativ an Bedeutung.
Während die Anteile der Einpersonenhaushalte im genannten 
Zeitraum von 29 % auf 37 % und der der Zweipersonenhaushalte 
von 27 % auf 30 % stiegen, sind die Quoten der anderen Haus­
haltstypen gesunken. Dies betrifft insbesondere große Haushal­
te mit 5 und mehr Personen, deren Anteil an allen Haushalten 
1997 nur noch 5 % ausmachte. Diese Entwicklung resultiert aus 
der abnehmenden Zahl kinderreicher Familien. Aber auch die Ten­
denz, daß immer weniger Menschen in Haushalten mit mehre­
ren Generationen Zusammenleben, und die gestiegenen Scheidungs­
zahlen spiegeln sich in dieser Entwicklung wider.

KBildungswesen:
Weiterer Anstieg der Übergangsquoten auf das Gymnasium

Im Schuljahr 1998/99 wechselten 33 % der Grundschulkinder in 
Baden-Württemberg auf ein Gymnasium. Damit scheint sich der 
langfristige Trend zu höheren Übergangsquoten auf das Gymna­
sium wieder fortzusetzen, der zu Beginn der 90er Jahre unter­
brochen schien. Die quantitative Bedeutung der Realschule 
scheint sich mit einer Quote um die 30 % zu verfestigen. Die 
Hauptschule bleibt zwar die Schulart mit der höchsten Über­
gangsquote, aber auch hier scheint sich, analog zur Entwicklung 
bei den Gymnasien, der langfristige Trend zu niedrigeren Über­
gangsquoten wieder durchzusetzen.

Leichter Anstieg der Ehepaare mit minderjährigen Kindern

Im langfristigen Vergleich mit den 70er Jahren hat sich die abso­
lute Anzahl zusammenlebender Ehepaare mit minderjährigen Kin­
dern reduziert. In den 90er Jahren hat sich ihre Anzahl allerdings 
wieder etwas erhöht, und zwar von 1 013 900 im Jahre 1992 
auf 1 022 200 in 1997. Ihr Anteil an allen Ehepaaren blieb dabei 
annähernd stabil. Dagegen sank in den 90er Jahren der Anteil 
von Ehepaaren mit im Haushalt lebenden erwachsenen Kindern.

Weiterhin sinkende Studierendenzahlen

An den Hochschulen Baden-Württembergs nimmt die Zahl der 
Studierenden weiter ab. Nachdem die Zahl der Studierenden 
bis zum Wintersemester 1994/95 kontinuierlich angestiegen war, 
ist sie seitdem kontinuierlich rückläufig. Während im Winterse­
mester 1994/95 noch 231 500 Studenten eingeschrieben wa­
ren, werden auf der Basis erster vorläufiger Zahlen für das Win­
tersemester 1998/99 nur noch 189 000 eingeschriebene Stu­
denten erwartet. Damit hat sich die Zahl der Studenten im Ver­
gleich zum Vorjahr nochmals um knapp 9 % reduziert. Verglichen 
mit dem Vorjahr haben vor allem die Universitäten zu dieser Ent­
wicklung beigetragen. Die Zahl der Studierenden an Universitä­
ten sank im Berichtszeitraum von 127 300 auf 114 000 (- 10 %). 
Auch an den Pädagogischen Hochschulen ging die Zahl der Stu-

Inzwischen leben wieder etwas mehr Kinder in den Familien. 
Seit Anfang der 90er Jahre erhöhte sich die durchschnittliche 
Anzahl minderjähriger Kinder in den Familien bei Ehepaaren ganz 
leicht von 1,73 (1992) auf 1,79 (1997), bei Alleinerziehenden von 
1,37 auf 1,4.

Immer mehr Eltern ziehen ihre Kinder allein oder ohne eheli­
chen Partner auf. Die Zahl der Alleinerziehenden mit minderjäh­
rigen Kindern stieg von 175 000 im Jahre 1996 auf knapp 190 000 
in 1997. Allerdings gilt es hier zu bedenken, daß ein Teil dieser
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Tabelle 4 
Familien in Baden-Württemberg 1975 bis 1997 nach Familientyp und Anzahl der Kinder 

1975 1982 1992 1994 1996 1997 
Familientyp 

1 000 

zusammenlebende Ehepaare 

Zusammenlebende Ehepaare ........ ................. 2 258,8 2 250,2 2 418,2 2 468,3 2 475,0 2 465,1 

darunter 

ohne Kinder ........................... ······················ 757,4 819,4 975,6 1 049,5 1 098,6 1 093,2 

mit Kindern unter 18 Jahren . 1 255,6 1 140,1 1 013,9 1 014,1 1 020,2 1 022,2 

1 Kind .................. 508,0 543,9 455,8 438,5 429,5 422,6 

2 Kinder .. 466,2 434,8 412,2 427,6 433,5 443,0 

3 Kinder und mehr .. ························ .................. 281,4 161,4 146,0 148,0 157,1 156,6 

Anzahl der Kinder unter 18 Jahren insgesamt 2 427,4 1 953,5 1 758,0 1 779,5 1 818,2 1 829, 1 

Durchschnittliche Kinderzahl ..... 1,93 1,71 1,73 1,75 1,78 1,79 

Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahren 

Alleinerziehende mit Kindern unter 18 Jahren 96,4 

1 Kind ..... 55,6 

2 Kinder ............ 27,2 

3 Kinder und mehr ............................... 13,6 

Anzahl der Kinder unter 18 Jahren insgesamt ....... 159,0 

Durchschnittliche Kinderzahl 1,65 

Alleinerziehende Männer ··························· 14,6 

Alleinerziehende Frauen ........ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 81,8 

sehen ist im längerfristigen Vergleich festzustellen, daß immer 
mehr Menschen alleine leben. Die Anzahl der Einpersonenhaus­
halte stieg im Zeitraum 1978 bis 1997 um 70 % von 1,03 Mill. auf 
1,75 Mill. Auch bei den Zweipersonenhaushalten war in diesem 
Zeitraum ein Zuwachs um 50 % auf 1,42 Mill. zu verzeichnen. 
Alle anderen Haushaltstypen verloren quantitativ an Bedeutung. 

124,5 143,3 159,4 175,2 189,8 

83,0 100,3 110,4 116,4 125, 1 

31,4 35,0 40,1 46,2 50,7 

10,1 8,0 8,9 12,7 14,1 

178,2 197,0 220,8 249,8 272,4 

1,43 1,37 1,39 1,43 1,44 

17,3 16,3 20,7 27,0 31,6 

107,2 127,0 138,7 148,2 158,2 

Alleinerziehenden mit einem Partner zusammenlebt, so daß der 
Anstieg der Alleinerziehenden auch im Anstieg dieser Lebens­
form begründet sein könnte. 

Während die Anteile der Einpersonenhaushalte im genannten • 
Zeitraum von 29 % auf 37 % und der der Zweipersonenhaushalte )(__BIidungswesen: 
von 27 % auf 30 % stiegen, sind die Quoten der anderen Haus­
haltstypen gesunken. Dies betrifft insbesondere große Haushal­
te mit 5 und mehr Personen, deren Anteil an allen Haushalten 
1997 nur noch 5 % ausmachte. Diese Entwicklung resultiert aus 
der abnehmenden Zahl kinderreicher Familien. Aber auch die Ten­
denz, daß immer weniger Menschen in Haushalten mit mehre­
ren Generationen zusammenleben, und die gestiegenen Scheidungs­
zahlen spiegeln sich in dieser Entwicklung wider. 

Leichter Anstieg der Ehepaare mit minderjährigen Kindern 

Im langfristigen Vergleich mit den 70er Jahren hat sich die abso­
lute Anzahl zusammenlebender Ehepaare mit minderjährigen Kin­
dern reduziert. In den 90er Jahren hat sich ihre Anzahl allerdings 
wieder etwas erhöht, und zwar von 1 013 900 im Jahre 1992 
auf 1 022 200 in 1997 Ihr Anteil an allen Ehepaaren blieb dabei 
annähernd stabil. Dagegen sank in den 90er Jahren der Anteil 
von Ehepaaren mit im Haushalt lebenden erwachsenen Kindern. 

Inzwischen leben wieder etwas mehr Kinder in den Familien. 
Seit Anfang der 90er Jahre erhöhte sich die durchschnittliche 
Anzahl minderjähriger Kinder in den Familien bei Ehepaaren ganz 
leicht von 1,73 (1992) auf 1,79 (1997). bei Alleinerziehenden von 
1,37 auf 1,4. 

Immer mehr Eltern ziehen ihre Kinder allein oder ohne eheli­
chen Partner auf. Die Zahl der Alleinerziehenden mit minderjäh­
rigen Kindern stieg von 175 000 im Jahre 1996 auf knapp 190 000 
in 1997. Allerdings gilt es hier zu bedenken, daß ein Teil dieser 
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Weiterer Anstieg der Übergangsquoten auf das Gymnasium 

Im Schuljahr 1998/99 wechselten 33 % der Grundschulkinder in 
Baden-Württemberg auf ein Gymnasium. Damit scheint sich der 
langfristige Trend zu höheren Übergangsquoten auf das Gymna­
sium wieder fortzusetzen, der zu Beginn der 90er Jahre unter­
brochen schien. Die quantitative Bedeutung der Realschule 
scheint sich mit einer Quote um die 30 % zu verfestigen. Die 
Hauptschule bleibt zwar die Schulart mit der höchsten Über­
gangsquote, aber auch hier scheint sich, analog zur Entwicklung 
bei den Gymnasien, der langfristige Trend zu niedrigeren Über­
gangsquoten wieder durchzusetzen. 

Weiterhin sinkende Studierendenzahlen 

An den Hochschulen Baden-Württembergs nimmt die Zahl der 
Studierenden weiter ab. Nachdem die Zahl der Studierenden 
bis zum Wintersemester 1994/95 kontinuierlich angestiegen war, 
ist sie seitdem kontinuierlich rückläufig. Während im Winterse­
mester 1994/95 noch 231 500 Studenten eingeschrieben wa­
ren, werden auf der Basis erster vorläufiger Zahlen für das Win­
tersemester 1998/99 nur noch 189 000 eingeschriebene Stu­
denten erwartet. Damit hat sich die Zahl der Studenten im Ver­
gleich zum Vorjahr nochmals um knapp 9 % reduziert. Verglichen 
mit dem Vorjahr haben vor allem die Universitäten zu dieser Ent­
wicklung beigetragen. Die Zahl der Studierenden an Universitä­
ten sank im Berichtszeitraum von 127 300 auf 114 000 (- 10 %). 
Auch an den Pädagogischen Hochschulen ging die Zahl der Stu-
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Tabelle 5
Studierende an baden-württembergischen Hochschulen*^ seit 1960 
nach Hochschularten

Setzung nach dem Geschlecht verschiebt 
sich zusehends. Im Wintersemester 
1994/95 lag der Frauenanteil noch bei 
38 %, im Wintersemester 1997/98 be­
reits bei 41 %.

Studierende Davon an ...
Pädagogischen
Hochschulen

Kunsthoch­
schulen

Fachhoch-
schulen^l

darunter
Ausländer

Winter­
semester

insgesamt'! Universitäten
Der Rückgang der Studierendenzahlen 
wird vor allem demographischen Auswir­
kungen zugeschrieben. Zum einen verlas­
sen gegenwärtig vergleichsweise starke 
Absolventenjahrgänge die Hochschulen, 
zum anderen lag die Zahl der Abiturien­
ten im Jahr 1997 mit rund 32 000 immer 
noch nahe bei dem Tiefstand des Jahres 
1993 (30 249). Außerdem dürfte die Ein­
führung der Studiengebühren - vor allem 
bei den Universitäten - zu einem Rück­
gang der Zahl der Studierenden, insbe­
sondere von Langzeitstudierenden, ge­
führt haben. Der Rückgang der Studie­
rendenzahlen dürfte jedoch nur von kur­
zer Dauer sein. Aufgrund stärker besetz­
ter Geburtsjahrgänge vornehmlich gegen 
Ende der 80er Jahre sind in den kommen­
den Jahren wieder mehr Schulabgänger 
mit Hochschul- oder Fachhochschulreife 
zu erwarten. Sollte die Studienbereit­
schaft unverändert bleiben, wird dies 

dierenden um mehr als 2 000 auf ca. 15 400 (- 13 %) zurück, auch steigende Studierendenzahlen zur Folge haben. Aufgrund 
Dagegen ist an den Kunsthochschulen sogar ein leichter Anstieg der Geburtenentwicklung ist langfristig allerdings wieder mit
festzustellen. Bei den Fachhochschulen ist ein geringer Rück- einem deutlichen Rückgang der Studierendenzahlen zu rechnen,
gang um etwa 2 % zu beobachten.

Anzahl

1960/61
1965/66
1970/71
1975/76
1980/81
1985/86
1990/91
1991/92
1992/93
1993/94
1994/95
1995/96
1996/97
1997/98

40 144 
48 017 
78 493 

132 303 
147 768 
190 301 
215 242 
220 933 
226 301
230 980
231 540 
226 512 
219 353 
206 550

4 253 38 044 
45 974 
61 509 
86 583 
102 101 
132 181
148 709
151 056
152 658 
152 246
149 150 
142 904 
137 658 
127 320

2 100 
2 043 
2 520
2 960
3 332
3 848
4 028 
3 949
3 976
4 024 
4 183 
4 105 
4 060 
3 995

5 011
5 309
8 394
9 170

10 740 
14 770
16 073
17 552
19 164
20 149
20 427
21 365 
21 476

14 464 
22 262 
13 127 
9 785 

11 851
13 818
14 755
16 153
18 375
19 038 
18 657
17 739

20 498 
29 185 
44 444 
50 583 
52 031 
54 842
58 439
59 734
60 409 
58 865 
57 404

*) Bis Wintersemester 1975/76 Haupt- und Nebenhörer, ab Wintersemester 1980/81 nur Haupthörer. - 1) Ein­
schließlich Theologische Hochschule. - 2) Einschließlich Verwaltungsfachhochschulen.

Diese Entwicklung betrifft allerdings allein die deutschen Stu­
denten. Die Anzahl ausländischer Studenten steigt weiterhin lang­
sam an und betrug im Wintersemester 1997/98 knapp 21 500. Wied©r mehr Arbeitsplätze 
Der Ausländeranteil lag damit bei 10,4 %. Auch die Zusammen- Nach langen fünf Jahren des Stellenabbaus gab es im Jahr 1998 

in Baden-Württemberg erstmals wieder mehr Arbeitsplätze. Wie 
aus den aktuellsten endgültigen Ergebnissen der Beschäftigten- 
statistik der Bundesanstalt für Arbeit hervorgeht, standen Ende 
März 1998 in Baden-Württemberg 3 654 400 Arbeitnehmer in 
einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis, 
etwa genauso viele wie im Frühjahr 1997. Vorläufige Ergebnisse 
auf Stichprobenbasis zeigen an, daß sich die Beschäftigungsla­
ge bis Juli 1998 weiter verbessert hat. Damit hat die im Frühjahr 
festgestellte Stagnation gegenüber dem Vorjahresniveau im 
weiteren Jahresverlauf einem Aufwärtstrend Platz gemacht.

Schaubild 1
Übergangsquoten aus Grundschulen 
auf weiterführende Schulen 
in Baden-Württemberg 1975 bis 1997
%
50

45

Die eigentliche Talsohle der Beschäftigung war bereits in der 
zweiten Jahreshälfte 1997 erreicht, doch lag die Zahl der Arbeits­
plätze bis zum Frühjahr 1998 noch unter dem entsprechenden 
Vorjahresniveau. Maßgeblich für die Verbesserung der Beschäf­
tigungslage im Land war das forcierte Wachstum der Wirtschaft, 
und zwar insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe. In diesem 
beschäftigungsstärksten Wirtschaftsbereich nahm die Beschäf­
tigtenzahl im März 1998 binnen Jahresfrist um 0,5 % oder knapp 
7 000 Beschäftigte zu, nachdem in den zurückliegenden fünf 
Jahren in erheblichem Umfang Stellen abgebaut worden wa­
ren. Verbessert hat sich die Beschäftigtensituation auch bei den 
sogenannten Dienstleistungsunternehmen im engeren Sinne - 
wie beispielsweise Planungs- und Beratungsbüros. Dort hat sich 
die Nachfrage nach Personal bis Juli 1998 wieder stärker erhöht, 
nachdem in den Monaten zuvor der Stellenzuwachs im Vergleich 
zum Vorjahr fast zum Erliegen gekommen war. Neben dem Ver­
arbeitenden Gewerbe und den Dienstleistungsunternehmen im
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Tabelle 5 
Studierende an baden-württembergischen Hochschulen•) seit 1960 
nach Hochschularten 

setzung nach dem Geschlecht verschiebt 
sich zusehends. Im Wintersemester 
1994/95 lag der Frauenanteil noch bei 
38 % , im Wintersemester 1997 /98 be­
reits bei 41 %. 

Studierende Davon an ... 

Winter- insgesamt 11 1 
darunter 

semester Ausländer 
Universitäten I Pädagogischen I Kunsthoch- 1 

Hochschulen schulen 
Fachhoch-
schulen2I Der Rückgang der Studierendenzahlen 

wird vor allem demographischen Auswir­
kungen zugeschrieben. Zum einen verlas­
sen gegenwärtig vergleichsweise starke 
Absolventenjahrgänge die Hochschulen, 
zum anderen lag die Zahl der Abiturien­
ten im Jahr 1997 mit rund 32 000 immer 
noch nahe bei dem Tiefstand des Jahres 
1993 (30 249). Außerdem dürfte die Ein­
führung der Studiengebühren - vor allem 
bei den Universitäten - zu einem Rück­
gang der Zahl der Studierenden, insbe­
sondere von Langzeitstudierenden, ge­
führt haben. Der Rückgang der Studie­
rendenzahlen dürfte jedoch nur von kur­
zer Dauer sein. Aufgrund stärker besetz­
ter Geburtsjahrgänge vornehmlich gegen 
Ende der 80er Jahre sind in den kommen­

Anzahl 

1960/61 ........... 40 144 4 253 38 044 2 100 

1965/66 .......... 48 017 5 011 45 974 2 043 

1970/71 ........... 78 493 5 309 61 509 14 464 2 520 

1975/76 ........... 132 303 8 394 86 583 22 262 2 960 20 498 

1980/81 ........... 147 768 9 170 102 101 13 127 3 332 29 185 

1985/86 .... 190 301 10 740 132 181 9 785 3 848 44444 

1990/91 ........... 215 242 14 770 148 709 11 851 4 028 50 583 

1991/92 ........... 220 933 16 073 151 056 13 818 3 949 52 031 

1992/93 ........... 226 301 17 552 152 658 14 755 3 976 54 842 

1993/94 ........ 230 980 19164 152 246 16 153 4 024 58 439 

1994/95 ........... 231 540 20 149 149 150 18 375 4183 59 734 

1995/96 ... 226 512 20 427 142 904 19038 4 105 60409 

1996/97 ..... 219 353 21 365 137 658 18 657 4 060 58 865 

1997/98 ........... 206 550 21 476 127 320 17 739 3 995 57 404 

*! Bis Wintersemester 1975/76 Haupt- und Nebenhörer, ab Wintersemester 1980/81 nur Haupthörer. - 1) Ein- den Jahren wieder mehr Schulabgänger 
schließlich Theologische Hochschule. - 21 Einschließlich Verwaltungsfachhochschulen. mit Hochschul- oder Fachhochschulreife 

dierenden um mehr als 2 000 auf ca. 15 400 (- 13 %) zurück. 
Dagegen ist an den Kunsthochschulen sogar ein leichter Anstieg 
festzustellen. Bei den Fachhochschulen ist ein geringer Rück­
gang um etwa 2 % zu beobachten. 

Diese Entwicklung betrifft allerdings allein die deutschen Stu­
denten. Die Anzahl ausländischer Studenten steigt weiterhin lang­
sam an und betrug im Wintersemester 1997/98 knapp 21 500. 
Der Ausländeranteil lag damit bei 10,4 %. Auch die Zusammen-

Schaubild 1 
Übergangsquoten aus Grundschulen 
auf weiterführende Schulen 
in Baden-Württemberg 1975 bis 1997 
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zu erwarten. Sollte die Studienbereit-
schaft unverändert bleiben, wird dies 

auch steigende Studierendenzahlen zur Folge haben. Aufgrund 
der Geburtenentwicklung ist langfristig allerdings wieder mit 
einem deutlichen Rückgang der Studierendenzahlen zu rechnen. 

Wieder mehr Arbeitsplätze 

Nach langen fünf Jahren des Stellenabbaus gab es im Jahr 1998 
in Baden-Württemberg erstmals wieder mehr Arbeitsplätze. Wie 
aus den aktuellsten endgültigen Ergebnissen der Beschäftigten­
statistik der Bundesanstalt für Arbeit hervorgeht, standen Ende 
März 1998 in Baden-Württemberg 3 654 400 Arbeitnehmer in 
einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis, 
etwa genauso viele wie im Frühjahr 1997 Vorläufige Ergebnisse 
auf Stichprobenbasis zeigen an, daß sich die Beschäftigungsla­
ge bis Juli 1998 weiter verbessert hat. Damit hat die im Frühjahr 
festgestellte Stagnation gegenüber dem Vorjahresniveau im 
weiteren Jahresverlauf einem Aufwärtstrend Platz gemacht. 

Die eigentliche Talsohle der Beschäftigung war bereits in der 
zweiten Jahreshälfte 1997 erreicht, doch lag die Zahl der Arbeits­
plätze bis zum Frühjahr 1998 noch unter dem entsprechenden 
Vorjahresniveau. Maßgeblich für die Verbesserung der Beschäf­
tigungslage im Land war das forcierte Wachstum der Wirtschaft, 
und zwar insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe. In diesem 
beschäftigungsstärksten Wirtschaftsbereich nahm die Beschäf­
tigtenzahl im März 1998 binnen Jahresfrist um 0,5 % oder knapp 
7 000 Beschäftigte zu, nachdem in ·den zurückliegenden fünf 
Jahren in erheblichem Umfang Stellen abgebaut worden wa­
ren. Verbessert hat sich die Beschäftigtensituation auch bei den 
sogenannten Dienstleistungsunternehmen im engeren Sinne -
wie beispielsweise Planungs- und Beratungsbüros. Dort hat sich 
die Nachfrage nach Personal bis Juli 1998 wieder stärker erhöht, 
nachdem in den Monaten zuvor der Stellenzuwachs im Vergleich 
zum Vorjahr fast zum Erliegen gekommen war. Neben dem Ver­
arbeitenden Gewerbe und den Dienstleistungsunternehmen im 
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Schaubild 2
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Baden- 
Württemberg seit isiss
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aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Land verbes­
sert hat. Das verbleibende Drittel ist immer noch von den Ein­
sparungen in den übrigen Wirtschaftsbereichen betroffen. Ende 
März 1998 standen bei den Handelsunternehmen 11 100 Perso­
nen weniger in einem sozialversicherungspflichtigen Beschäfti­
gungsverhältnis als ein Jahr zuvor, im Baugewerbe waren es 
5 800 Beschäftigte weniger. Auch beim Staat, im Kredit- und 
Versicherungsgewerbe und bei Verkehrsunternehmen einschließ­
lich Nachrichtenübermittlung werden immer noch Arbeitsplätze 
reduziert.
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statistiken im Verarbeitenden Gewerbe, dem Baugewerbe und 
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tigungslage in der zweiten Jahreshälfte 1998 weiter gebessert 
hat. Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich der Stellenzuwachs 
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knapp 3 % ging die Arbeitslosigkeit zurück und setzte der 
Beschäftigungszuwachs ein. Diese sogenannte „Beschäftigungs­
schwelle',' die das Wirtschaftswachstum markiert, ab dem die 
Beschäftigung wieder zunimmt, war aktuell also ähnlich hoch 
wie Mitte der 80er Jahre. Dies bedeutet jedoch nicht, daß heute 
- absolut betrachtet - bei gleichem Zuwachs der gesamtwirt­
schaftlichen Leistung genauso viele Arbeitsplätze geschaffen 
werden wie in vergleichbaren Situationen während der 80er Jah­
re. Der Produktivitätsfortschritt hat bewirkt, daß heutzutage jede 
zusätzliche DM reale Bruttowertschöpfung mit weniger Perso­
nal erwirtschaftet werden kann als noch vor Jahren. Die Beschäf­
tigtenzahl entwickelte sich somit weniger dynamisch als die von 
den Arbeitnehmern real erbrachte Wirtschaftsleistung.
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engeren Sinne benötigten auch die Organisationen ohne 
Erwerbszweck einschließlich der privaten Haushalte mehr Per­
sonal, so daß sich 1998 durch die positiven Tendenzen in diesen 
drei Wirtschaftsbereichen die Lage bei insgesamt zwei Dritteln

Tabelle 6
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Baden- 
Württemberg und im Bundesgebiet** im März 1998

Baden-Württemberg Bundesgebiet
Wirtschaftsabteilungen’l

Veränderung gegenüber 
März 1997 in %1 000 Positiver Beschäftigungstrend setzt sich 1999 fort

Das Wirtschaftswachstum wird sich im Jahr 1999 zwar im Ver­
gleich zu 1998 beruhigen, doch ist aus mehrerlei Gründen 1999 
mit einem weiteren Beschäftigungszuwachs zu rechnen. Die Tat­
sache, daß im Jahr 1998 der Stellenzuwachs und der Abbau der 
Arbeitslosigkeit erst bei einem realen Wirtschaftswachstum von 
3 % eingesetzt hat, bedeutet nämlich nicht, daß in wachstums­
schwächeren Jahren der Stellenzuwachs entsprechend abebbt. 
Bereits im Jahr 1998 sind die Unternehmen - insbesondere im 
Verarbeitenden Gewerbe - mit dem vorhandenen Personalbestand 
an Kapazitätsgrenzen gestoßen. Nachdem die Unternehmen seit 
der Rezession 1993 in noch nie dagewesenem Umfang ihre Pro­
duktion verschlankt und effizienter gemacht haben, kann man 
davon ausgehen, daß die Rationalisierungspotentiale - insbeson­
dere in der Industrie - weitgehend erschöpft sind, so daß eine 
höhere Wirtschaftsleistung im Jahr 1999 nicht mit genauso vielen 
oder sogar mit weniger Arbeitskräften erbracht werden kann als 
1998. Die sogenannte Beschäftigungsschwelle kennzeichnet so­
mit insbesondere in konjunkturellen Erholungsphasen im unmit­
telbaren Gefolge einer Rezession die Mindestwachstumsrate des 
wirtschaftlichen Leistungsniveaus.

Wirtschaftsabteilungen zusammen^'.. 
davon

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei .
Energie, Bergbau.............................
Verarbeitendes Gewerbe ................
Baugewerbe....................................
Handel..............................................

Verkehr und Nachrichten­
übermittlung ....................................
Kreditinstitute, Versicherungs­
gewerbe ...........................................
Dienstleistungen, soweit ander­
weitig nicht genannt........................
Organisationen ohne Erwerbs­
charakter, private Haushalte............
Gebietskörperschaften, Sozial­
versicherung ....................................

3 654,4 0,0 - 0,1

27,2 - 2,3
- 2,2 
+ 0,5 
- 2,6 
- 2,3

+ 0,3
- 3,7
- 0,5
- 2,2 
- 1,5

34,0

1 470,8 
218,4 
461,9

139,8 - 0,7 + 0,8

146,0 - 0,7 - 0,3

868,3 + 1.6 + 2,4

+ 1,384,4 + 0,4

203,5 - 0,6 - 3,2
') Früheres Bundesgebiet. - 1) Verzeichnis der Wirtschaftszweige für die 
Statistik der Bundesanstalt für Arbeit. - 2) Einschließlich 'Ohne Angaben.’
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg.
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Schaubild 2 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Baden­
Württemberg seit 1993 
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engeren Sinne benötigten auch die Organisationen ohne 
Erwerbszweck einschließlich der privaten Haushalte mehr Per­
sonal, so daß sich 1998 durch die positiven Tendenzen in diesen 
drei Wirtschaftsbereichen die Lage bei insgesamt zwei Dritteln 

Tabelle 6 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Baden­
Württemberg und im Bundesgebiet•I im März 1998 

Baden-Wümemberg Bundesgebiet 

Wirtschaftsabteilungen 1> 

1 000 

Wirtschaftsabteilungen zusammen21 .. 3 654,4 

davon 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei . 27,2 

Energie, Bergbau ............... 34,0 

Verarbeitendes Gewerbe ................. 1 470,8 

Baugewerbe ....................... 218,4 

Handel ............................ .................. 461,9 

Verkehr und Nachrichten-
Obermittlung ............................. 139,8 

Kreditinstitute, Versicherungs-
gewerbe .................................... 146,0 

Dienstleistungen, soweit ander-
weitig nicht genannt ......................... 868,3 

Organisationen ohne Erwerbs-
charakter, private Haushalte ............. 84,4 

Gebietskörperschaften, Sozial-
versicherung ..................................... 203,5 

Veränderung gegenüber 
März 1997 in % 
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aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Land verbes­
sert hat. Das verbleibende Drittel ist immer noch von den Ein­
sparungen in den übrigen Wirtschaftsbereichen betroffen. Ende 
März 1998 standen bei den Handelsunternehmen 11 100 Perso­
nen weniger in einem sozialversicherungspflichtigen Beschäfti­
gungsverhältnis als ein Jahr zuvor, im Baugewerbe waren es 
5 800 Beschäftigte weniger. Auch beim Staat, im Kredit- und 
Versicherungsgewerbe und bei Verkehrsunternehmen einschließ­
lich Nachrichtenübermittlung werden immer noch Arbeitsplätze 
reduziert. 

Die Entwicklungen der Beschäftigtenzahlen gemäß der Fach­
statistiken im Verarbeitenden Gewerbe, dem Baugewerbe und 
dem Einzelhandel deuten darauf hin, daß sich auch die Beschäf­
tigungslage in der zweiten Jahreshälfte 1998 weiter gebessert 
hat. Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich der Stellenzuwachs 
von Januar bis September 1998 im Vergleich zum Vorjahr von 
+ 9 000 auf + 25 000 verstärkt. Im Einzelhandel und im Bau­
hauptgewerbe erreichten die Beschäftigtenzahlen zwar noch nicht 
das Vorjahresniveau, eine Annäherung war aber bereits zu be­
obachten. 

Beschäftigungsschwelle lag bei 3 % Wirtschaftswachstum 

Die Entwicklung der Beschäftigungslage ebenso wie die des 
Bruttoinlandsprodukts in Baden-Württemberg zeigte im Zeitraum 
1997 /98 große Ähnlichkeiten mit der Situation in den Jahren 1984/ 
85. Parallel zu einem gesamtwirtschaftlichen Wachstum von real 
knapp 3 % ging die Arbeitslosigkeit zurück und setzte der 
Beschäftigungszuwachs ein. Diese sogenannte „Beschäftigungs­
schwelle'; die das Wirtschaftswachstum markiert, ab dem die 
Beschäftigung wieder zunimmt, war aktuell also ähnlich hoch 
wie Mitte der 80er Jahre. Dies bedeutet jedoch nicht, daß heute 
- absolut betrachtet - bei gleichem Zuwachs der gesamtwirt­
schaftlichen Leistung genauso viele Arbeitsplätze geschaffen 
werden wie in vergleichbaren Situationen während der 80er Jah­
re. Der Produktivitätsfortschritt hat bewirkt. daß heutzutage jede 
zusätzliche DM reale Bruttowertschöpfung mit weniger Perso­
nal erwirtschaftet werden kann als noch vor Jahren. Die Beschäf­
tigtenzahl entwickelte sich somit weniger dynamisch als die von 
den Arbeitnehmern real erbrachte Wirtschaftsleistung. 

Positiver Beschäftigungstrend setzt sich 1999 fort 

Das Wirtschaftswachstum wird sich im Jahr 1999 zwar im Ver­
gleich zu 1998 beruhigen, doch ist aus mehrerlei Gründen 1999 
mit einem weiteren Beschäftigungszuwachs zu rechnen. Die Tat­
sache, daß im Jahr 1998 der Stellenzuwachs und der Abbau der 
Arbeitslosigkeit erst bei einem realen Wirtschaftswachstum von 
3 % eingesetzt hat, bedeutet nämlich nicht, daß in wachstums­
schwächeren Jahren der Stellenzuwachs entsprechend abebbt. 
Bereits im Jahr 1998 sind die Unternehmen - insbesondere im 
Verarbeitenden Gewerbe - mit dem vorhandenen Personalbestand 
an Kapazitätsgrenzen gestoßen. Nachdem die Unternehmen seit 
der Rezession 1993 in noch nie dagewesenem Umfang ihre Pro­
duktion verschlankt und effizienter gemacht haben, kann man 
davon ausgehen, daß die Rationalisierungspotentiale - insbeson­
dere in der Industrie - weitgehend erschöpft sind, so daß eine 
höhere Wirtschaftsleistung im Jahr 1999 nicht mit genauso vielen 
oder sogar mit weniger Arbeitskräften erbracht werden kann als 
1998. Die sogenannte Beschäftigungsschwelle kennzeichnet so­
mit insbesondere in konjunkturellen Erholungsphasen im unmit­
telbaren Gefolge einer Rezession die Mindestwachstumsrate des 
wirtschaftlichen Leistungsniveaus. 
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Für eine weitere Verbesserung der Beschäftigungslage spricht 
auch, daß das nachlassende Wachstumstempo vor allem auf eine 
weniger schwungvolle Auslandsnachfrage zurückzuführen sein 
wird. Die Inlandsnachfrage wird somit Stütze der konjunkturellen 
Entwicklung im Land bleiben. Gerade die Entwicklung der Inlands­
nachfrage ist von besonderer Bedeutung für die künftige Beschäf­
tigungslage. Im beschäftigungsstarken Verarbeitenden Gewerbe 
ist seit der zweiten Jahreshälfte 1997 ebenso wie bereits in frü­
heren konjunkturellen Aufschwungphasen zu beobachten, daß die 
Unternehmen erst dann wieder Personal einstellen, wenn die In­
landsnachfrage an Stabilität und Kraft gewinnt. Im Baugewerbe 
signalisiert die Auftragslage eine künftige Verbesserung der Er­
tragslage der Bauunternehmen, so daß der Stellenabbau allmäh­
lich nachlassen wird. Im Einzelhandel bleibt es fraglich, ob die in 
Aussicht stehende Konsumbelebung die Ertragslage der Unter­
nehmen so verbessert, daß sich diese auch positiv auf die Be­
schäftigungslage auswirkt. Die unternehmensnahen Dienstlei­
stungsbetriebe - allen voran die Anbieter von Planungs- und 
Beratungsdienstleistungen - dürften nach Jahren der Rationali­
sierung wieder mehr Personal benötigen. Gedämpft wird der 
Beschäftigungszuwachs im Jahr 1999 durch die zu erwartenden 
weiteren Stelleneinsparungen bei Energieversorgungsunterneh­
men, im Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung, im Ban­
ken- und Versicherungssektor sowie beim Staat.

losenzahlen das Ende des ansteigenden Trends. Allerdings lag 
zu dieser Zeit die Zahl der Arbeitslosen noch über dem vergleich­
baren Vorjahresniveau. Seither hat sich die Lage immer mehr 
entspannt, und im Oktober 1998 waren im Südwesten noch 
knapp 328 000 Menschen arbeitslos - fast 44 000 weniger als 
vor Jahresfrist. Im Durchschnitt der ersten zehn Monate gab es 
rund 31 000 Arbeitslose weniger im Land als noch ein Jahr zu­
vor. Bis zum Jahresende dürfte sich diese Entlastung noch ver­
stärkt haben, weil sich der Rückgang von knapp 15 000 im er­
sten Quartal auf fast 42 000 im dritten Quartal verstärkt hat. 
Auch die auf die abhängigen zivilen Erwerbspersonen bezoge­
ne Arbeitslosenquote hob sich von Monat zu Monat signifikan­
ter vom Vorjahreswert ab und lag im Qktober 1998 mit 7,4 % um 
deutliche 1,1 Prozentpunkte unter dem Vorjahresniveau. Saison­
bereinigt ist die Zahl der Arbeitslosen bis Herbst 1998 in etwa 
auf das Niveau zu Beginn des Jahres 1996 zurückgegangen. 
Trotz des Rückgangs hat die Arbeitslosigkeit in Baden-Württem­
berg - gemessen an den Hochkonjunkturjahren 1990 bis 1992 - 
aber nach wie vor ein hohes Niveau.

Die Besserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt äußerte sich auch 
in der Entwicklung der offenen Stellen und der Kurzarbeit. In 
den ersten zehn Monaten 1998 wurden den Arbeitsämtern mit 
durchschnittlich fast 65 000 offenen Stellen pro Monat über 
14 000 Stellenangebote mehr gemeldet als noch vor einem Jahr. 
Zu dieser Entwicklung hat vor allem die Industrie beigetragen, 
die bei guter konjunktureller Entwicklung mehr Personal benö­
tigte, nachdem sie im Jahresverlauf 1998 mit dem vorhandenen 
Personal an Kapazitätsgrenzen gestoßen war. Die Kurzarbeit ging 

Die Lage auf dem baden-württembergischen Arbeitsmarkt hat nämlich weiter zurück und erreichte im Herbst 1998 saisonbe- 
sich 1998 verbessert. Die lang ersehnte Entlastung des Arbeits- reinigt fast ein so niedriges Niveau wie zuletzt im Hochkonjunktur­
marktes spiegelte sich in den ersten zehn Monaten 1998 in al- jahr 1990. Im Qktober 1998 arbeiteten im Land nur noch rund 
len wichtigen Arbeitsmarktindikatoren wider. Seit Jahresbeginn 9 500 Arbeitnehmer kurz, 
lag die Zahl der Arbeitslosen bis einschließlich Qktober in jedem
Monat unter dem entsprechenden Vorjahreswert. Die Zahl der Bedenkt man, daß den Arbeitsämtern zur Durchführung arbeits- 
Kurzarbeiter sank in diesem Zeitraum kräftig, und die Arbeits- marktpolitischer Maßnahmen 1998 engere Grenzen gesetzt

waren als noch 1997, sind die Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt

Besserung auf dem Arbeitsmarkt

ämter meldeten deutlich mehr Stellenangebote.
noch positiver zu werten. Von Januar bis Qktober 1998 registrier- 

DieTrendwende auf dem Arbeitsmarkt deutete sich bereits Mit- ten die Arbeitsämter in Baden-Württemberg durchschnittlich rund 
te des Jahres 1997 an. Bei sinkender Kurzarbeit und steigenden 22 500 Teilnehmer an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen, 
Stellenangeboten signalisierten die saisonbereinigten Arbeits- und im Schnitt nahmen monatlich 3 200 Beschäftigte an Arbeits-

Tabelle 7
Indikatoren zur Arbeitsmarktentwicklung in Baden-Württemberg 1998

Februar September OktoberArbeitsmarktindikator Januar März April Mai Juni Juli August

Anzahl

327 935 
9 610 
60 356

Arbeitslose....

Kurzarbeiter ... 
Offene Stellen

393 318 
17 445 
50 682

386 528 
20 963 
57 793

370 813 358 557 341 795 331 410
13 209 
69 741

332 882 
7 749 

65 088

337 871 
10 565 
71 453

344 431 
6 083 

70 091
20 298 
65 281

17 567 
68 038

14 518 
68 356

Veränderung gegenüber Vorjahr in %
Arbeitslose....

Kurzarbeiter ... 
Offene Stellen

2.4 3,7 5,1 7,3 9,4 - 70,8
- 44,5 
+ 35,6

- 17,3 
-44,5 
+ 32,3

77,7- 70,0
- 435 
+ 35,5

- 70,9 
-34,6 
+ 36.8

- 32,0 
+ 32.5

- 56,2 
+ 77,9

- 56,5 
+ 79,4

- 51,8 
+ 78,4

-48,7 
+ 27,8

- 44,3 
+ 30,8

%
Arbeitslosenquote’i I 90 8,8 8,5 8,1 7,7 7,6 7,5 7,47,5 7,8

1) Bezogen auf die abhängigen zivilen Erwerbspersonen. 
Ouelle: Landesarbeitsamt Baden-Württemberg.
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Für eine weitere Verbesserung der Beschäftigungslage spricht 
auch, daß das nachlassende Wachstumstempo vor allem auf eine 
weniger schwungvolle Auslandsnachfrage zurückzuführen sein 
wird. Die Inlandsnachfrage wird somit Stütze der konjunkturellen 
Entwicklung im Land bleiben. Gerade die Entwicklung der Inlands­
nachfrage ist von besonderer Bedeutung für die künftige Beschäf­
tigungslage. Im beschäftigungsstarken Verarbeitenden Gewerbe 
ist seit der zweiten Jahreshälfte 1997 ebenso wie bereits in frü­
heren konjunkturellen Aufschwungphasen zu beobachten, daß die 
Unternehmen erst dann wieder Personal einstellen, wenn die In­
landsnachfrage an Stabilität und Kraft gewinnt. Im Baugewerbe 
signalisiert die Auftragslage eine künftige Verbesserung der Er­
tragslage der Bauunternehmen, so daß der Stellenabbau allmäh­
lich nachlassen wird. Im Einzelhandel bleibt es fraglich, ob die in 
Aussicht stehende Konsumbelebung die Ertragslage der Unter­
nehmen so verbessert, daß sich diese auch positiv auf die Be­
schäftigungslage auswirkt. Die unternehmensnahen Dienstlei­
stungsbetriebe - allen voran die Anbieter von Planungs- und 
Beratungsdienstleistungen - dürften nach Jahren der Rationali­
sierung wieder mehr Personal benötigen. Gedämpft wird der 
Beschäftigungszuwachs im Jahr 1999 durch die zu erwartenden 
weiteren Stelleneinsparungen bei Energieversorgungsunterneh­
men, im Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung, im Ban­
ken- und Versicherungssektor sowie beim Staat. 

Besserung auf dem Arbeitsmarkt 

Die Lage auf dem baden-württembergischen Arbeitsmarkt hat 
sich 1998 verbessert. Die lang ersehnte Entlastung des Arbeits­
marktes spiegelte sich in den ersten zehn Monaten 1998 in al­
len wichtigen Arbeitsmarktindikatoren wider. Seit Jahresbeginn 
lag die Zahl der Arbeitslosen bis einschließlich Oktober in jedem 
Monat unter dem entsprechenden Vorjahreswert. Die Zahl der 
Kurzarbeiter sank in diesem Zeitraum kräftig, und die Arbeits­
ämter meldeten deutlich mehr Stellenangebote. 

Die Trendwende auf dem Arbeitsmarkt deutete sich bereits Mit­
te des Jahres 1997 an. Bei sinkender Kurzarbeit und steigenden 
Stellenangeboten signalisierten die saisonbereinigten Arbeits-
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losenzahlen das Ende des ansteigenden Trends. Allerdings lag 
zu dieser Zeit die Zahl der Arbeitslosen noch über dem vergleich­
baren Vorjahresniveau. Seither hat sich die Lage immer mehr 
entspannt, und im Oktober 1998 waren im Südwesten noch 
knapp 328 000 Menschen arbeitslos - fast 44 000 weniger als 
vor Jahresfrist. Im Durchschnitt der ersten zehn Monate gab es 
rund 31 000 Arbeitslose weniger im Land als noch ein Jahr zu­
vor. Bis zum Jahresende dürfte sich diese Entlastung noch ver­
stärkt haben, weil sich der Rückgang von knapp 15 000 im er­
sten Quartal auf fast 42 000 im dritten Quartal verstärkt hat. 
Auch die auf die abhängigen zivilen Erwerbspersonen bezoge­
ne Arbeitslosenquote hob sich von Monat zu Monat signifikan­
ter vom Vorjahreswert ab und lag im Oktober 1998 mit 7.4 % um 
deutliche 1, 1 Prozentpunkte unter dem Vorjahresniveau. Saison­
bereinigt ist die Zahl der Arbeitslosen bis Herbst 1998 in etwa 
auf das Niveau zu Beginn des Jahres 1996 zurückgegangen. 
Trotz des Rückgangs hat die Arbeitslosigkeit in Baden-Württem­
berg - gemessen an den Hochkonjunkturjahren 1990 bis 1992 -
aber nach wie vor ein hohes Niveau. 

Die Besserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt äußerte sich auch 
in der Entwicklung der offenen Stellen und der Kurzarbeit. In 
den ersten zehn Monaten 1998 wurden den Arbeitsämtern mit 
durchschnittlich fast 65 000 offenen Stellen pro Monat über 
14 000 Stellenangebote mehr gemeldet als noch vor einem Jahr. 
Zu dieser Entwicklung hat vor allem die Industrie beigetragen, 
die bei guter konjunktureller Entwicklung mehr Personal benö­
tigte, nachdem sie im Jahresverlauf 1998 mit dem vorhandenen 
Personal an Kapazitätsgrenzen gestoßen war. Die Kurzarbeit ging 
nämlich weiter zurück und erreichte im Herbst 1998 saisonbe­
reinigt fast ein so niedriges Niveau wie zuletzt im Hochkonjunktur­
jahr 1990. Im Oktober 1998 arbeiteten im Land nur noch rund 
9 500 Arbeitnehmer kurz. 

Bedenkt man, daß den Arbeitsämtern zur Durchführung arbeits­
marktpolitischer Maßnahmen 1998 engere Grenzen gesetzt 
waren als noch 1997. sind die Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt 
noch positiver zu werten. Von Januar bis Oktober 1998 registrier­
ten die Arbeitsämter in Baden-Württemberg durchschnittlich rund 
22 500 Teilnehmer an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen, 
und im Schnitt nahmen monatlich 3 200 Beschäftigte an Arbeits-

Indikatoren zur Arbeitsmarktentwicklung in Baden-Württemberg 1998 

Arbeitsmarktindikator Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober 

Anzahl 

Arbeitslose ........ .............. 1 393 318 386 528 370 813 358 557 341 795 331 410 337 871 344 431 332 882 327 935 

Kurzarbeiter ....... ·············· 17 445 20 963 20 298 17 567 14 518 13 209 10 565 6083 7 749 9610 

Offene Stellen .... 50 682 57 793 65 281 68 038 68 356 69 741 71 453 70 091 65 088 60 356 

Veränderung gegenüber Vorjahr in % 

Arbeitslose ........................ , - 2,4 - 3,7 - 5, 1 - 7,3 - 9,4 - 10,0 - 10,8 - 10,9 - 11,3 - 11,7 

Kurzarbeiter ...................... - 56,2 - 56,5 - 51,8 -48,7 - 44,3 - 43,5 - 44,5 -34,6 -44,5 - 32,0 

Offene Stellen ................... + 17,9 + 19,4 + 18,4 +27,8 +30,8 +35,5 +35,6 +36,8 +32,3 + 32,5 

% 

Arbeitslosenquote 11 ...... 1 9,0 8,8 8,5 8,1 7,7 7,5 7,6 7,8 7,5 7,4 

1) Bezogen auf die abhängigen zivilen Erwerbspersonen. 

Quelle: Landesarbeitsamt Baden-Württemberg. 
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Schaubild 3
Der Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg seit 1990*)

Anzahl in Tsd. Arbeitslose
450

400

350

300

250

200

150

100

50

I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I0 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Kurzarbeiter
300

250

200

150

100

50

0 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Offene Stellen
100

50

lllllllll I I I I I I I I I I I III IIIIIIIIIIII I I I I I I I 11 I I II I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I II I I I I I I I I I
0 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

*) Orfginalreihen und glatte Komponenten; Quellen: Landesarbeitsamt Baden-Württemberg; eigene Berechnungen. 
Statistisches LandesamI Baden-Württemberg 455 98

38 Baden-Württemberg in Wort und Zahl 1/99

Schaubild 3 
Der Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg seit 1990*) 

Anzahl in Tsd. Arbeitslose 
450 

400 
1 

Glatte Komponente 
[)(/0 350 

f>_'-',. ~/0.... V ·o 
. "'" Originalreihe 

300 t·4-
250 Po 
200 .~ 

0.. Ji)O 
'v -..;;;::a'\. ,...===-' 

150 

100 

50 

0 
1995 1996 1997 1998 

Kurzarbeiter 
300 

250 

200 

150 

100 -

50 

0 
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 

Offene Stellen 
100 

50 

0 
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 

•i Originalreihen und glatte Komponenten; Quellen: Landesarbeitsamt Baden-W0rttembarg; eigene Berechnungen. 

Statlstlsches Landesamt Baden-WOrttemberg 455 98 

38 Baden-Württemberg in Wort und Zahl 1/99 



beschaffungsmaßnahmen teil. 1997 lag die Zahl der Teilnehmer 
an beruflichen Weiterbildungs- und ABM-Maßnahmen noch um 
9 000 bzw. knapp 600 höher. Bei Aufrechterhaltung des Ange­
bots wäre die Arbeitslosigkeit 1998 noch stärker zurückgegan­
gen.

Schaubild 4
Bewerber und Ausbildungsstellen 
in Baden-Württemberg seit 1985
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stellenmarkt ist. Die Bilanz vor Vermittlung war zwar 1998 - wie 
bereits in den beiden Jahren zuvor - negativ, nachdem bei der 
Arbeitsverwaltung in Baden-Württemberg bis zum Ende des 
Berufsberatungsjahres 1997/98 wiederum weniger Lehrstellen­
angebote als Lehrstellengesuche eingingen. Maßgeblich für die­
se Entwicklung war, daß das Lehrstellenangebot im Vergleich 
zum Vorjahr weiter zurückging und nochmals mehr junge Leute 
eine Lehrstelle suchten. Der Nachfrageüberhang nahm aber nicht 
mehr so stark zu wie in den Jahren zuvor. Der Andrang auf den 
Lehrstellenmarkt war 1998 mit 3 % mehr Bewerbern nämlich 
nur noch knapp halb so stark ausgeprägt wie in den Jahren 1996 
und 1997 (1997: + 6,8 %, 1996: + 5,1 %). Hinzu kommt, daß 
das Angebot an Lehrstellen wegen des günstigen konjunkturel­
len Umfelds und nach gemeinsamen Anstrengungen von Politik 
und Wirtschaft zuletzt nicht mehr so stark zurückgegangen ist 
wie noch in den beiden Jahren zuvor (1998: - 1,1 %, 1997: 
-5,5 %, 1996: -6 %). Seit dem Berufsberatungsjahr 1991/92 
sank das Angebot an Ausbildungsstellen um mehr als 62 000, 
während sich die Zahl der Lehrstellenbewerber im gleichen Zeit­
raum um mehr als 30 000 erhöhte.

Ausbildungsstellenmarkt:

Erste Lichtblicke, ...

Der baden-württembergische Ausbildungsstellenmarkt profitierte 
1998 von der guten konjunkturellen Entwicklung. Erstmals seit 
dem Berufsberatungsjahr 1990/91 hat sich die Bilanz auf dem 
Lehrstellenmarkt nach Vermittlung wieder leicht verbessert. Ende 
September 1998 waren bei den Arbeitsämtern rund 3 700 
Berufsausbildungsstellen noch unbesetzt und 2 200 Bewerber 
noch nicht vermittelt. Hieraus ergab sich ein Überschuß von 1 500 
noch nicht vermittelten Ausbildungsstellen, der erstmals wie­
der größer ausfiel, nachdem dieser von 1991 bis 1997 kontinu­
ierlich von 29 000 auf knapp 900 geschrumpft war. Die Tatsache, daß auch 1998 bei den Arbeitsverwaltungen mehr 

Bewerber als Lehrstellen gezählt wurden, macht trotz leichter 
Verbesserung die anhaltende Anspannung auf dem Ausbildungs­
stellenmarkt deutlich. Besteht nämlich eine große Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen, nehmen Jugendliche, die eine Lehr­
stelle suchen, häufiger die Unterstützung der Arbeitsämter in

Eine leichte Besserungstendenz des Ausbildungsstellenmarktes 
zeigte sich auch in dem Verhältnis der von der Arbeitsverwal­
tung registrierten Bewerber- und Lehrstellenzahlen, das ein wich­
tiger Frühindikator für die Entwicklung auf dem Ausbildungs-
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Verarbeitendes GewerbeAnspruch, während umgekehrt ausbildende Betriebe und Ver­
waltungen weniger häufig als sonst die Arbeitsverwaltung ein­
schalten. Ein Teil der gemeldeten Bewerber findet somit Ausbil­
dungsplätze, die nicht über die Arbeitsämter angeboten wurden.

Die konjunkturelle Aufwärtsentwicklung hat sich im Verarbeiten­
den Gewerbe 1998 fortgesetzt und weiter an Kraft gewonnen. 
In den ersten neun Monaten nahm die Produktion um knapp 
7 % und der wertmäßige Umsatz sogar um gut 8 % gegenüber 
dem Vorjahr zu. Konjunkturlokomotive war wieder einmal der 
Export. Die baden-württembergische Industrie profitierte vom 
Rückgang der Lohnstückkosten und der Einfuhrpreise von Roh­
stoffen, indem sich über eine Entlastung der Kostenseite preis­
liche Vorteile im internationalen Wettbewerb ergaben. Zwar ver­
loren die Wachstumsimpulse aus dem Ausland im Jahresverlauf 
deutlich an Schwung, dieser Dynamikverlust wurde aber durch 
eine spürbar anziehende Inlandsnachfrage zumindest teilweise 
wettgemacht. So ist die Binnennachfrage im Verlauf des Jahres 
1998 zu einer zweiten Stütze der Aufwärtsentwicklung gewor­
den. Dadurch hat der lange Zeit einseitig von der boomenden 
Auslandsnachfrage geprägte Aufschwung an Stabilität und Kraft 
gewonnen.

Für einige Berufsgruppen meldeten die Arbeitsverwaltungen im 
Berufsberatungsjahr 1997/98 ein höheres Angebot an Aus­
bildungsstellen. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum stieg das 
Lehrstellenangebot nicht nur bei den Verkehrsberufen, den 
Verwaltungs- und Büroberufen und den technischen Berufen, 
sondern erstmals auch wieder bei den Metallberufen und Elek­
trikern. Dagegen hat sich bei allen übrigen Berufsgruppen das 
Stellenangebot weiter verringert.

Am ungünstigsten waren 1998 die Chancen auf einen Ausbil­
dungsplatz bei den Rechts-, Medizin-, Kunst- und Sozialberufen 
mit 220 Bewerbern auf 100 angebotene Lehrstellen, gefolgt von 
den technischen Berufen mit 170 und den Verwaltungs-und Büro­
berufen mit fast 150. Wegen des höheren Stellenangebots wa­
ren die Aussichten bei den technischen Berufen und in der Be­
rufsgruppe der Elektriker jedoch besser als ein Jahr zuvor. Auch 
im Baugewerbe gab es 1998 - wie bereits 1997 zu beobachten 
war - mehr Bewerber als Ausbildungsplätze. Dort reagierten die 
Jugendlichen jedoch auf das knappe Angebot an Lehrstellen mit 
einem Rückgang an Bewerbungen.

Exporte: Vom Boom zur Konsolidierungsphase

Nachdem die Auslandsgeschäfte 1993 einen Tiefpunkt erreicht 
hatten, ging die baden-württembergische Industrie in den Folge­
jahren im Ausland auf Expansionskurs, der sich seit 1996 noch 
deutlich verstärkt hat. Dieser kräftige Aufwärtstrend hielt auch 
1998 an. Im vergangenen Jahr nahmen die Auslandsumsätze 
zwischen Januar und September mit + 14 % gegenüber dem 
Vorjahr nochmals kräftig zu. Die Nachfrage aus dem Ausland kam 
in erster Linie den Automobilproduzenten zugute. Diese steiger­
ten in den ersten drei Quartalen 1998 Ihre Auslandsumsätze 
gegenüber dem Vorjahr um knapp 28 %. Nutznießer des Auto­
booms war aber auch die zuliefernde Metallbranche, die ein Plus 
von 12 % verbuchte. Auch der Bereich „EDV, Elektrotechnik, Fein­
mechanik und Optik" meldete mit einem Zuwachs von 12 %

Vergleichsweise gute Chancen auf einen Ausbildungsplatz hat­
ten dagegen 1998 wie schon in den Jahren zuvor Jugendliche, 
die Verkehrs-, Ernährungs- und Metallberufe ergreifen wollten. 
Bei den Verkehrsberufen betrug das Verhältnis zwischen Bewer­
bern und angebotenen Lehrstellen 45:100, bei den Ernährungs­
berufen knapp 80:100. Bei den Metallberufen halten sich Ange­
bot und Nachfrage mittlerweile fast die Waage. Dort kamen auf 
100 angebotene Lehrstellen rund 95 Bewerber.

... aber noch keine Entwarnung

Trotz erster, allerdings noch recht zaghafter Besserungstenden­
zen kann für den Ausbildungsstellenmarkt noch keine Entwar­
nung gegeben werden. In den kommenden Jahren wird die 
Suche nach Ausbildungsplätzen für die Jugendlichen eher noch 
schwerer. Der Lehrstellenbedarf wird bis zum Jahr 2006 wegen 
der bis dahin steigenden Schülerzahlen zunehmen. Alleine im 
Jahr 1999 besteht im Vergleich zu 1998 ein zusätzlicher Bedarf 
von 1 000 bis 2 000 Lehrstellen'. Damit ist die Ausbildungs­
bereitschaft der baden-württembergischen Betriebe und Verwal­
tungen noch mehr gefragt als im vergangenen Jahr, in dem die 
konjunkturellen Rahmenbedingungen ausgesprochen günstig 
waren. Erschwert wird die Lage im Jahr 1999 auch dadurch, 
daß immer noch sehr viele Jugendliche nach ihrem Schulab­
schluß eine Warteschleife durchlaufen. Allerdings hat sich - an­
ders als in den Jahren zuvor - ihre Zahl nicht mehr weiter er­
höht. Im Jahr 1998 haben nach vorläufigen Berechnungen zwi­
schen 11 000 und 12 000 Jugendliche - etwa genauso viele 
wie 1997 - am Berufsvorbereitungsjahr teilgenommen. Diese 
werden 1999 als Altnachfrager zusätzlich auf den Ausbildungs­
stellenmarkt treten.

Schaubild 5
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schen 11 000 und 12 000 Jugendliche - etwa genauso viele 
wie 1997 - am Berufsvorbereitungsjahr teilgenommen . Diese 
werden 1999 als Altnachfrager zusätzlich auf den Ausbildungs­
stellenmarkt treten . 

1 Vgl. Wörner, Manfred: Die Nachfrage nach Ausbi ldungsplätzen aus längerfristi-

Verarbeitendes Gew erbe 

Die konjunkturelle Aufwärtsentwicklung hat sich im Verarbeiten­
den Gewerbe 1998 fortgesetzt und weiter an Kraft gewonnen. 
In den ersten neun Monaten nahm die Produktion um knapp 
7 % und der wertmäßige Umsatz sogar um gut 8 % gegenüber 
dem Vorjahr zu. Konjunkturlokomotive war wieder einma l der 
Export. Die baden-württembergische Industrie profitierte vom 
Rückgang der Lohnstückkosten und der Einfuhrpreise von Roh­
stoffen, indem sich über eine Entlastung der Kostenseite preis­
liche Vorteile im internationalen Wettbewerb ergaben . Zwar ver­
loren die Wachstumsimpulse aus dem Ausland im Jahresverlauf 
deutlich an Schwung, dieser Dynamikverlust wurde aber durch 
eine spürbar anziehende Inlandsnachfrage zumindest tei lweise 
wettgemacht. So ist die Binnennachfrage im Verlauf des Jahres 
1998 zu einer zweiten Stütze der Aufwärtsentwicklung gewor­
den . Dadurch hat der lange Zeit einseitig von der boomenden 
Aus landsnachfrage geprägte Aufschwung an Stabilität und Kraft 
gewonnen. 

Exporte: Vom Boom zur Konsolidierungsphase 

Nachdem die Auslandsgeschäfte 1993 einen Tiefpunkt erreicht 
hatten, ging die baden-württembergische Industrie in den Folge­
jahren im Ausland auf Expansionskurs, der sich seit 1996 noch 
deutlich verstärkt hat. Dieser kräftige Aufwärtstrend hielt auch 
1998 an . Im vergangenen Jahr nahmen die Auslandsumsätze 
zwischen Januar und September mit + 14 % gegenüber dem 
Vorjahr nochmals kräftig zu . Die Nachfrage aus dem Ausland kam 
in erster Linie den Automobi lproduzenten zugute . Diese steiger­
ten in den ersten drei Quarta len 1998 ihre Auslandsumsätze 
gegenüber dem Vorjahr um knapp 28 % . Nutznießer des Auto­
booms war aber auch die zuliefernde Metallbranche, die ein Plus 
von 12 % verbuchte. Auch der Bereich „ EDV, Elektrotechnik, Fein­
mechanik und Opti k" meldete mit einem Zuwachs von 12 % 

Schaubild 5 
Umsatzentwicklung im Verarbeitenden Gewerbe* ) 
Baden-Württembergs seit 1990 
Jeweils Januar bis September 
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zweistellige Zuwachsraten im Auslandsgeschäft, Die Auslands­
umsätze des Maschinenbaus lagen nach neun Monaten eben­
falls deutlich, nämlich um gut 8 %, über dem Vorjahr. Ein Blick 
auf die einzelnen Quartalsergebnisse zeigt jedoch in allen be­
deutenden Branchen ein deutliches Nachlassen der Export- 
dynamik im Verlauf des Jahres 1998, Einerseits wurde durch 
das immer höher werdende Vorjahresniveau ein Basiseffekt wirk­
sam, der die Wachstumsraten 1998 von Quartal zu Quartal ge­
ringer ausfallen ließ. Andererseits hat der bedeutende US-ame­
rikanische Absatzmarkt seinen konjunkturellen Zenit inzwischen 
überschritten, so daß die Nachfrageimpulse von dort allmählich 
schwächer wurden. Hinzu kommt, daß die Auswirkungen der 
Währungs- und Finanzkrisen in Südostasien, Lateinamerika und 
Rußland für die Gesamtentwicklung der baden-württembergi­
schen Exporte zwar nicht dramatisch waren, aber durchaus in 
einzelnen Branchen und Unternehmen dämpfende Effekte hin­
terließen.

gungen für zusätzliche Investitionen bleiben jedoch alles in al­
lem günstig. Zwar bestehen hinsichtlich der künftigen Tarifab­
schlüsse noch gewisse Unsicherheiten, aber niedrige Zinsen und 
eine hohe Kapazitätsauslastung lassen erwarten, daß sich die 
verhaltenere Investitionsnachfrage allmählich wieder stärker 
entfaltet.

Die inländische Konsumgüternachfrage war 1998 noch schwach. 
In den ersten drei Quartalen blieben die Inlandsumsätze der be­
deutendsten Verbrauchsgüterproduzenten hinter dem ohnehin 
schwachen Vorjahresniveau zurück. Das Ernährungsgewerbe und 
die Tabakverarbeitung lagen um über 1 %, das Bekleidungs­
gewerbe sogar um mehr als 4 % im Minus. Von den Gebrauchs­
güterproduzenten profitierte lediglich die Möbelbranche von ei­
ner lebhafteren Nachfrage. Dank steigender Beschäftigung und 
verbesserter Einkommensperspektiven dürfte sich die Nachfra­
ge nach Konsumgütern 1999 insgesamt gut stabilisieren.

Diese dämpfenden Effekte werden bis ins Jahr 1999 wirksam, 
so daß die vom Export ausgehenden Wachstumsimpulse wei­
ter nachlassen werden. Hinzu kommt, daß sich der Außenwert 
der D-Mark gegenüber dem US-Dollar im Laufe des Jahres 1998 
merklich gefestigt hat: Im September lag er um fast 7 % höher 
als noch im Januar. Mit der Aufwertungstendenz der D-Mark 
sind die Rahmenbedingungen für die Ausfuhren in den Dollar­
raum nicht mehr so günstig wie zuvor. Dagegen wird die Kon­
junktur in den meisten Ländern der künftigen Europäischen 
Währungsunion weiter aufwärtsgerichtet bleiben. In diese elf 
Länder gehen immerhin fast 40 % der baden-württembergischen 
Exporte. Die zu erwartende stärkere Nachfrage aus dem euro­
päischen Binnenmarkt dürfte die Einbußen im Nordamerika- und 
Südostasiengeschäft zumindest teilweise kompensieren.

Außenhandel
Der Export expandierte im Jahr 1998 kräftig und bestimmte maß­
geblich den konjunkturellen Aufschwung in Baden-Württemberg. 
Von Januar bis August 1998 konnten die heimischen Unterneh­
men Waren im Gesamtwert von 108,6 Mrd. DM an ausländi­
sche Kunden liefern, gut 14 % mehr als im entsprechenden Zeit­
raum des Vorjahres. Die Auslandsnachfrage blieb damit auch im

Schaubild 6
Exporte Baden-Württembergs insgesamt, in die 
EU, nach Nordamerika und in die Krisengebiete 
Asiens*) seit 1997
Gleitende 3-Monats-Durchschnitte

Inlandsnachfrage wird zweite Stütze des Aufschwungs

Im Winterhalbjahr 1997/98 sprang nach klassischem konjunktu­
rellen Verlaufsmuster der zündende Funke endlich vom Export 
auf die Inlandsnachfrage über. Die Inlandsumsätze des Verarbei­
tenden Gewerbes sind damit zu einer zweiten Stütze des Auf­
schwungs geworden. Begünstigt durch zwei zusätzliche Arbeits­
tage und die vorgezogenen Käufe von Gütern im Hochpreis­
segment wegen der Mehrwertsteuererhöhung zum 1. April hat 
die Nachfrage aus dem Inland im Frühling 1998 erkennbar Fahrt 
aufgenommen. Kalenderbereinigt behielt die Inlandsnachfrage 
das vorgelegte Tempo In den darauffolgenden Monaten annä­
hernd bei, so daß die Inlandsumsätze des entsprechenden Vor­
jahreszeitraums in den ersten drei Quartalen 1998 um über 5 % 
gesteigert werden konnten. Nach dem tiefen Einbruch 1993 und 
der darauffolgenden, lang andauernden Schwächephase haben 
sie zwischen Januar und September 1998 erstmals das Niveau 
der Hochkonjunkturjahre 1991/92 übertroffen. Getragen wurde 
das Inlandsgeschäft 1998 hauptsächlich vom Fahrzeugbau, der 
im Vorjahresvergleich Zuwächse von gut 13 % erreichte. In des­
sen Windschatten erzielten auch die zuliefernden Metallerzeuger 
ein Umsatzwachstum in Höhe von 10 %.
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Klammert man den Fahrzeugbau aus den Investitionsgüter­
branchen aus, trübte sich das bis zum Frühjahr freundlichere in­
ländische Investitionsklima im weiteren Jahresverlauf wieder ein. 
Unter dem Eindruck dieser Entwicklung steigerten die Maschinen­
bauunternehmen ihren Inlandsumsatz In den ersten drei Quar­
talen „nur" um 3 1/2 % gegenüber dem Vorjahr. Die Inlandsum­
sätze im Bereich „Meß-, Steuer- und Regelungstechnik" blie­
ben trotz guten Frühlingsgeschäfts von Januar bis September 
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zweistellige Zuwachsraten im Auslandsgeschäft. Die Auslands­
umsätze des Maschinenbaus lagen nach neun Monaten eben­
falls deutlich, näml ich um gut 8 %, über dem Vorjahr. Ein Blick 
auf die einzelnen Quartalsergebnisse zeigt jedoch in allen be­
deutenden Branchen ein deutliches Nachlassen der Export­
dynamik im Verlauf des Jahres 1998. Einerseits wurde durch 
das immer höher werdende Vorjahresniveau ein Basiseffekt wirk­
sam, der die Wachstumsraten 1998 von Quartal zu Quartal ge­
ringer ausfallen ließ. Andererseits hat der bedeutende US-ame­
rikanische Absatzmarkt seinen konjunkturellen Zenit inzwischen 
überschritten, so daß die Nachfrageimpulse von dort allmählich 
schwächer wurden. Hinzu kommt, daß die Auswirkungen der 
Währungs- und Finanzkrisen in Südostasien, Lateinamerika und 
Rußland für die Gesamtentwicklung der baden-württembergi­
schen Exporte zwar nicht dramatisch waren, aber durchaus in 
einzelnen Branchen und Unternehmen dämpfende Effekte hin­
terließen. 

Diese dämpfenden Effekte werden bis ins Jahr 1999 wirksam, 
so daß die vom Export ausgehenden Wachstumsimpulse wei­
ter nachlassen werden . Hinzu kommt, daß sich der Außenwert 
der D-Mark gegenüber dem US-Dollar im laufe des Jahres 1998 
merklich gefestigt hat: Im September lag er um fast 7 % höher 
als noch im Januar. Mit der Aufwertungstendenz der D-Mark 
sind die Rahmenbedingungen für die Ausfuhren in den Dollar­
raum nicht mehr so günstig wie zuvor. Dagegen wird die Kon­
junktur in den meisten Ländern der künftigen Europäischen 
Währungsunion weiter aufwärtsgerichtet bleiben . In diese elf 
Länder gehen immerhin fast 40 % der baden-württembergischen 
Exporte . Die zu erwartende stärkere Nachfrage aus dem euro­
päischen Binnenmarkt dürfte die Einbußen im Nordamerika- und 
Südostasiengeschäft zumindest teilweise kompensieren. 

Inlandsnachfrage wird zweite Stütze des Aufschwungs 

Im Winterhalbjahr 1997/98 sprang nach klassischem konjunktu­
rellen Verlaufsmuster der zündende Funke endlich vom Export 
auf die Inlandsnachfrage über. Die Inlandsumsätze des Verarbei­
tenden Gewerbes sind damit zu einer zweiten Stütze des Auf­
schwungs geworden. Begünstigt durch zwei zusätzliche Arbeits­
tage und die vorgezogenen Käufe von Gütern im Hochpreis­
segment wegen der Mehrwertsteuererhöhung zum 1. April hat 
die Nachfrage aus dem Inland im Frühl ing 1998 erkennbar Fahrt 
aufgenommen. Kalenderbereinigt behielt die Inlandsnachfrage 
das vorgelegte Tempo in den darauffolgenden Monaten annä­
hernd bei, so daß die Inlandsumsätze des entsprechenden Vor­
jahreszeitraums in den ersten drei Quarta len 1998 um über 5 % 
gesteigert werden konnten. Nach dem t iefen Einbruch 1993 und 
der darauffolgenden, lang andauernden Schwächephase haben 
sie zwischen Januar und September 1998 erstmals das Niveau 
der Hochkonjunkturjahre 1991/92 übertroffen. Getragen wurde 
das Inlandsgeschäft 1998 hauptsächlich vom Fahrzeugbau, der 
im Vorjahresvergleich Zuwächse von gut 13 % erreichte. In des­
sen W indschatten erzielten auch die zu liefernden Metallerzeuger 
ein Umsatzwachstum in Höhe von 10 %. 

Klammert man den Fahrzeugbau aus den Investitionsgüter­
branchen aus, trübte sich das bis zum Frühjahr freund lichere in­
ländische Investit ionsklima im weiteren Jahresverlauf w ieder ein. 
Unter dem Eindruck dieser Entwicklung steigerten die Maschinen­
bauunternehmen ihren Inlandsumsatz in den ersten drei Quar­
talen „nur" um 3 1/2 % gegenüber dem Vorjahr. Die Inlandsum­
sätze im Bereich „Meß-, Steuer- und Rege lungstechnik" blie­
ben trotz guten Frühlingsgeschäfts von Januar bis September 
1998 sogar 2 % unter dem Vorjahresniveau. Die Rahmenbedin-
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gungen für zusätzliche Investitionen bleiben jedoch alles in al­
lem günstig . Zwar bestehen hinsichtlich der künftigen Tarifab­
schlüsse noch gewisse Unsicherheiten, aber niedrige Zinsen und 
eine hohe Kapazitätsauslastung lassen erwarten, daß sich die 
verha ltenere Investitionsnachfrage al lmählich wieder stärker 
entfaltet. 

Die in ländische Konsumgüternachfrage war 1998 noch schwach. 
In den ersten drei Quartalen blieben die Inlandsumsätze derbe­
deutendsten Verbrauchsgüterproduzenten hinter dem ohnehin 
schwachen Vorjahresniveau zurück. Das Ernährungsgewerbe und 
die Tabakverarbeitung lagen um über 1 %, das Bekleidungs­
gewerbe sogar um mehr als 4 % im M inus. Von den Gebrauchs­
güterproduzenten profitierte lediglich die Möbelbranche von ei­
ner lebhafteren Nachfrage. Dank steigender Beschäftigung und 
verbesserter Einkommensperspektiven dürfte sich die Nachfra­
ge nach Konsumgütern 1999 insgesamt gut stabilisieren . 

Außenhandel 

Der Export expandierte im Jahr 1998 kräftig und bestimmte maß­
geblich den konjunkturellen Aufschwung in Baden-Württemberg . 
Von Januar bis August 1998 konnten die heimischen Unterneh­
men Waren im Gesamtwert von 108,6 Mrd . DM an ausländi­
sche Kunden liefern, gut 14 % mehr als im entsprechenden Zeit­
raum des Vorjahres. Die Auslandsnachfrage bl ieb damit auch im 

Schaubild 6 
Exporte Baden-Württembergs insgesamt, in die 
EU, nach Nordamerika und in die Krisengebiete 
Asiens* ) seit 1997 
Gleitende 3-M onats-Durchschnitte 
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bisherigen Jahresverlauf die dynamischste Nachfragekompo­
nente und war die wesentliche Stütze der konjunkturellen Ent­
wicklung.

Tabelle 8
Ausfuhr Baden-Württembergs Januar bis August 1998 
nach Handelspartnern

Ausfuhr (Spezialhandel)Im Laufe des Jahres zeichnete sich beim Export eine ruhigere 
Gangart ab, nachdem die Rahmenbedingungen für florierende 
Auslandsgeschäfte angesichts des hohen Ausgangsniveaus, der 
Unsicherheit über die weltwirtschaftliche Entwicklung und der 
Aufwertungstendenzen der D-Mark nicht mehr so günstig wa­
ren wie zu Jahresbeginn. Hierzu kommt, daß der Konjunktur­
zyklus im Ausland bereits einen höheren Reifegrad erreicht hat 
als hierzulande.

Veränderung 
gegenüber 
Januar bis 
August 1997

Veränderung
1997

gegenüber
1996

Handelspartner Anteile
Mill. DM

%
Europa........................
davon
EU-Länder................ .
darunter
Belgien-Luxemburg

Frankreich ............. .
Großbritannien......
Italien....................
Niederlande..........
Österreich............. .

Schweden.............
Spanien.................

72 627,2 66,8 + 75,7 + 9,0

52 770,3 48,6 + 15,4 + 5.9
Starke Zuwächse der Exporte in die USA ...

Insbesondere die baden-württembergischen Warenlieferungen 
in die Vereinigten Staaten verbuchten kräftige Zuwachsraten. 
Dank einer robusten Inlandsnachfrage konnte die US-Wirtschaft 
die Belastungen auf der Exportseite durch die Aufwertung des 
Dollars und die Wirtschaftskrise in Asien nahezu ausgleichen. 
Die von den Vereinigten Staaten ausgehenden Impulse auf die 
heimische Exportwirtschaft blieben daher kräftig und sorgten 
für einen neuerlichen Absatzrekord. Bis August 1998 konnten 
die Exporte nochmals um gut ein Drittel auf rund 17 Mrd. D- 
Mark gesteigert werden, so daß mittlerweile gut 15 % der Ex­
porterlöse in den Vereinigten Staaten erzielt werden.

3 861,9 
11 203,2 
8 370,2 
7 532,1 
5 227,7 
5 329,7 
2 270,7
4 627,8

3,6 + 8,2 
+ 17,0 
+ 13,1 
+ 23,0 
+ 10,9 
+ 9,9 
+ 7.1 
+ 26,0

+ 1,6 
+ 0,1 
+ 78,5 
+ 4,5 
+ 1.0 
+ 0,3 
+ 8,0 
+ 18,5

10,3

7.7
6.9
4,8
4.9
2,1
4,3

EFTA-Länder'l 
darunter 
Schweiz......

8 406,1 7,7 + 11,7 + 5,3

7 335,5 6.8 + 9,2 + 4,5

... und in die EU-Länder Reformländer^i...............

darunter
Polen...........................

Tschechische Republik
Ungarn........................
Rußland...................... .

8 559,4 7,9 + 21,2 + 29,9
ln der EU setzte sich 1998 die wirtschaftliche Belebung fort. Auch 
dort gingen die Auftriebskräfte in immer stärkerem Maße von der 
Auslands- auf die Inlandsnachfrage über, wodurch sich die Basis 
des Aufschwungs verbreiterte. Größere Stabilität erhielt der Auf­
schwung auch durch die allmähliche Angleichung der Konjunktur­
zyklen in den einzelnen EU-Ländern. Dies machte sich auch in 
den Exportzahlen bemerkbar. Konnten die baden-württembergi­
schen Exporteure im Jahr 1997 ihre Warenlieferungen in die EU 
nur um knapp 6 % steigern, fiel der Zuwachs in den ersten acht 
Monaten des Jahres 1998 mit gut 15 % mehr als doppelt so stark 
aus. Innerhalb der EU wurden die stärksten Exportzuwächse in 
den großen Flächenstaaten realisiert. Besonders dynamisch ent­
wickelten sich die Warenlieferungen nach Spanien und Italien mit 
Zuwachsraten von 26 % bzw. 23 %. Die Exporte nach Frankreich 
konnten um 17 % gesteigert werden. Auch in Großbritannien er­
zielten die heimischen Unternehmen mit einem Plus von 13 % 
wieder ein gutes Ergebnis. Allerdings werden die von Großbri­
tannien ausgehenden Nachfrageimpulse zunehmend schwächer.

1 692,2 
1 757,4 
1 593,1 
1 607,3

7,6 + 18.3 
+ 10,9 
+ 21,9 
+ 27,4

+ 32,5 
+ 19,1 
+ 24,7 
+ 51,9

1.6
1.5
1.5

Übriges Europa 2 791,4 2,6 + 4,0 + 27,3

1 Afrika 2 183,8 2,0 + 8,2 + 11,2

Amerika................
darunter

Vereinigte Staaten

20 605,7 19,0 + 31,7 + 37,7

16 559,8 15,2 + 34,3 + 43,9

Asien..................
darunter

Japan ...............
China................
ASEAN-Länder^l

12 182,1 11,2 9,0 + 1,3

2 705,3
1 732,5
2 057,4

2,5 - 16,1 
+ 64,3 
- 31.1

8,3
1.6 + 1,0
7,9 5,9.1 Die Bedeutung der mittel- und osteuropäischen Reformländer für 

die baden-württembergische Wirtschaft ist weiter gestiegen. Von 
Januar bis August 1998 stiegen die baden-württembergischen 
Warenlieferungen in diese Länder um gut 21 % gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeitraum. Mittlerweile gehen rund 8 % 
der baden-württembergischen Exporte in diese Region, was in 
etwa dem Gewicht der Ausfuhren nach Großbritannnien ent­
spricht. Die geplante Erweiterung der EU um Polen, Ungarn und 
die Tschechische Republik verheißt eine weitere Intensivierung 
der Handelsbeziehungen mit Mittel- und Osteuropa, zumal dort 
noch erhebliche Modernisierungspotentiale ruhen.

Australien und Ozeanien 1 076,2 1,0 + 19,8 + 7.0

Insgesamt 108 595,7 100 + 14,3 + 11,8
1) Island, Svalbard, Norwegen, Liechtenstein, Schweiz. - 2) Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion, Polen, Tschechische Republik und Slowakei, Ungarn, 
Rumänien, Bulgarien, Albanien.-3)Thailand, Vietnam, Indonesien, Malaysia, Brunei, 
Singapur, Philippinen.

brachen drastisch ein. Von Januar bis August 1998 lagen diese 
rund ein Drittel unter ihrem Vorjahresniveau. Erhebliche Einbu­
ßen von 16 % gab es auch im Exportgeschäft mit Japan. Die 
tiefe und hartnäckige Wirtschaftskrise brachte die Wachstums­
kräfte zum Erliegen. Die längerfristigen Wachstumsaussichten 
bleiben aber günstig. Die Mehrzahl der Krisenländer könnte 1999 
die Talsohle durchschritten haben.

1 J

Hohe Verluste in Asien

Die baden-württembergischen Exporteure mußten bei den Wa­
renlieferungen ins krisengeschüttelte Ost- und Südostasien star­
ke Einbußen verkraften. Die Ausfuhren in die ASEAN-Länder

;
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bisherigen Jahresverlauf die dynamischste Nachfragekompo­
nente und war die wesentliche Stütze der konjunkturel len Ent­
wicklung. 

Im laufe des Jahres zeichnete sich beim Export eine ruhigere 
Gangart ab, nachdem die Rahmenbedingungen für florierende 
Auslandsgeschäfte angesichts des hohen Ausgangsniveaus, der 
Unsicherheit über die we ltw irtschaftliche Entwicklung und der 
Aufwertungstendenzen der D-Mark nicht mehr so günstig wa­
ren wie zu Jahresbeginn . Hierzu kommt, daß der Konjunktur­
zyklus im Ausland bereits einen höheren Reifegrad erreicht hat 
als hierzulande. 

Starke Zuwächse der Exporte in die USA ... 

Insbesondere die baden-württembergischen Warenlieferungen 
in die Vereinigten Staaten verbuchten kräftige Zuw achsraten . 
Dank einer robusten Inlandsnachfrage konnte die US-Wirtschaft 
die Belastungen auf der Exportseite durch die Aufwertung des 
Dollars und die Wirtschaftskrise in Asien nahezu ausgleichen . 
Die von den Vereinigten Staaten ausgehenden Impulse auf die 
heimische Exportwirtschaft blieben daher kräftig und sorgten 
für einen neuerlichen Absatzrekord. Bis August 1998 konnten 
die Exporte nochmals um gut ein Drittel auf rund 17 Mrd . D­
Mark gesteigert werden, so daß mittlerweile gut 15 % der Ex­
porterlöse in den Vereinigten Staaten erzielt werden . 

.. . und in die EU-Länder 

In der EU setzte sich 1998 die wirtschaftliche Belebung fort . Auch 
dort gingen die Auftriebskräfte in immer stärkerem Maße von der 
Auslands- auf die Inlandsnachfrage über, wodurch sich die Basis 
des Aufschwungs verbreiterte . Größere Stabilität erhielt der Auf­
schwung auch durch die allmähliche Angleichung der Konjunktur­
zyklen in den einzelnen EU-Ländern . Dies machte sich auch in 
den Exportzah len bemerkbar. Konnten die baden-württembergi­
schen Exporteure im Jahr 1997 ihre Warenlieferungen in die EU 
nur um knapp 6 % steigern, fiel der Zuwachs in den ersten acht 
Monaten des Jahres 1998 mit gut 15 % mehr als doppelt so stark 
aus. Innerhalb der EU w urden die stärksten Exportzuwächse in 
den großen Flächenstaaten rea lisiert. Besonders dynamisch ent­
wickelten sich die Waren lieferungen nach Spanien und Italien mit 
Zuwachsraten von 26 % bzw. 23 %. Die Exporte nach Frankreich 
konnten um 17 % gesteigert w erden . Auch in Großbritannien er­
zielten die heimischen Unternehmen mit einem Plus von 13 % 
wieder ein gutes Ergebnis. Al lerdings w erden die von Großbri­
tannien ausgehenden Nachfrageimpulse zunehmend schwächer. 

Die Bedeutung der mittel- und osteuropäischen Reformländer für 
die baden-württembergische W irtschaft ist weiter gestiegen. Von 
Januar bis August 1998 stiegen die baden-württembergischen 
Waren lieferungen in diese Länder um gut 21 % gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeitraum. Mittlerweile gehen rund 8 % 
der baden-württembergischen Exporte in diese Region. was in 
etwa dem Gewicht der Ausfuhren nach Großbritannnien ent­
spricht. Die geplante Erweiterung der EU um Polen, Ungarn und 
die Tschechische Republik verheißt eine weitere Intensivierung 
der Handelsbeziehungen mit Mittel- und Osteuropa, zumal dort 
noch erhebliche Modernisierungspotentiale ruhen. 

Hohe Verluste in Asien 

Die baden-württemberg ischen Exporteure mußten bei den Wa­
renlieferungen ins krisengeschüttelte Ost- und Südostasien star­
ke Einbußen verkraften . Die Ausfuhren in die ASEAN-Länder 
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Tabelle 8 
Ausfuhr Baden-Württembergs Januar bis August 1998 
nach Handelspartnern 

Ausfuhr (Spezialhandel) 

Veränderung Veränderung 

Handelspartner Anteile 
gegenüber 1997 

Mill.DM Januar bis gegenüber 
August 1997 1996 

% 

Europa ...... ....... .. ...... .. .... .. ....... . 72 527,2 66,8 + 15, 1 + 9,0 

davon 

EU-Länder .. .. .. .. .. ........... 52 770,3 48,6 + 15,4 + 5,9 

darunter 

Belgien-Luxemburg . 3 861 ,9 3,6 + 8,2 + 1,6 

Frankreich ..... ..... . ........... . . 11 203,2 10,3 + 17,0 + 0, 1 

Großbritannien .. .......... 8 370,2 7,7 + 13,1 + 18,5 

Ita lien .. .. .. 7 532, 1 6,9 + 23,0 + 4,5 

Niederlande . 5 227.7 4,8 + 10,9 + 1,0 

Österreich ........ .. .. 5 329.7 4,9 + 9.9 + 0,3 

Schw eden„ 2 270,7 2, 1 + 7, 1 + 8,0 

Spanien ... . . . . . . . . . . . 4 627,8 4,3 + 26,0 + 18,5 

EFTA-Länder 11 .. .. .. 8 406,1 7, 7 + 11 , 7 + 5,3 

darunter 

Schw eiz ..... ... .. .... 7 335,5 6,8 + 9,2 + 4,5 

Reformländer21 ....... 8 559,4 7,9 + 21,2 + 29,9 

darunter 

Polen ....... 1 692,2 1,6 + 18,3 + 32,5 

Tschechische Republik „ 1 757,4 1,6 + 10,9 + 19, 1 

Ungarn ······················ 1 593,1 1,5 + 21,9 + 24,7 

Rußland ........ .. .. 1 607,3 1,5 + 27,4 + 51,9 

Übriges Europa „ 2 791,4 2,6 + 4,0 + 27,3 

Afrika .. ........... ,,,, ........ .. .. .......... 2 183,8 2,0 + 8.2 + 11 ,2 

Amerika .......... ,,, ..................... 20 605,7 19,0 + 31,7 + 3 7,7 

darunter 

Verein igte Staaten . 16 559,8 15,2 + 34,3 + 43,9 

Asien ... ....... ... .... ... ...... ........ ... .. 12 182, 1 11 ,2 - 9,0 + 1,3 

darunter 

Japan ········· ··•·•• ··· 2 705,3 2,5 - 16, 1 - 8,3 

China .................... ...... ... 1 732,5 1,6 + 64,3 + 1,0 

ASEAN-Länder31 . 2 057,4 1,9 - 31, 1 - 5,9 

Australien und Ozeanien ...... 1 076,2 1,0 + 19,8 + 7,0 

Insgesamt .. .. .. ..... .... .. .......... ... . 108 595,7 100 + 14,3 + 11,8 

1) Island, Svalbard, Norw egen, Liechtenstein, Schweiz. - 2) Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sow jetunion, Polen, Tschechische Republ ik und Slowakei, Ungarn, 
Rumänien, Bulgarien, Albanien. - 3)Thailand, Vietnam, Indonesien, Malaysia, Brunei, 
Singapur, Philipp inen . 

brachen drastisch ein. Von Januar bis August 1998 lagen diese 
rund ein Drittel unter ihrem Vorjahresniveau . Erhebliche Einbu­
ßen von 16 % gab es auch im Exportgeschäft mit Japan . Die 
tiefe und hartnäckige Wirtschaftskrise brachte die Wachstums­
kräfte zum Erliegen. Die längerfristigen Wachstumsaussichten 
bleiben aber günstig . Die Mehrzahl der Krisenländer könnte 1999 
die Talsoh le durchschritten haben. 
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Kraftfahrzeuge bestimmten das Auslandsgeschäft

Den bedeutendsten Beitrag zum Exportgeschäft leisteten die 
Kraftfahrzeuge. Während der ersten acht Monate 1998 stiegen 
die Ausfuhren von Kraftfahrzeugen um 22 % auf 27,5 Mrd. DM 
und lösten mit einem Anteil von gut 25 % an den gesamten 
Ausfuhren des Landes die Maschinenbauerzeugnisse als stärk­
ste Warengruppe ab (26,1 Mrd. DM). Weitere wichtige Export­
güterwaren die elektrotechnischen Erzeugnisse mit einem Wert 
von 14,3 Mrd. DM und die chemischen Erzeugnisse mit 13,9 
Mrd. DM. Die Steigerungsrate beim Export chemischer Produk­
te betrug rund 31 % und übertraf sogar die Zuwachsrate bei den 
Kraftfahrzeugen. Zu dieser Entwicklung trugen vor allem phar­
mazeutische Erzeugnisse bei. Die Zuwächse bei Maschinenbau- 
und elektrotechnischen Erzeugnissen blieben dagegen mit gut 
9 % bzw. knapp 8 % deutlich hinter der Gesamtentwicklung 
zurück.

Stärkste Impulse vom Wirtschaftsbau

In beiden Bausparten gingen die entscheidenden Impulse von 
der stark gestiegenen Baunachfrage der gewerblichen und in­
dustriellen Unternehmen aus. Bis September lagen die Auftrags­
eingänge im Wirtschaftshochbau um gut 13 % und im Wirt­
schaftstiefbau sogar um knapp ein Fünftel über dem Vorjahres­
niveau. Nachdem die Auslandsnachfrage bereits 1997 kräftig ge­
stiegen war, expandierte im Laufe des Jahres 1998 auch allmäh­
lich die Inlandsnachfrage zügiger, so daß die Unternehmen zu­
nehmend an ihre Kapazitätsgrenzen gestoßen sind. In manchen 
Branchen, insbesondere im Fahrzeug- und Maschinenbau, sind 
dadurch die Lieferzeiten beträchtlich gestiegen. Weil kurze Lie­
ferfristen ein wichtiges Verkaufsargument sind, ist die Bereit­
schaft der Industrie, in die Erweiterung und den Neubau von 
Fabrik- und Lagergebäuden zu investieren, gestiegen und hat zu 
einem kräftigen Nachfrageschub im Wirtschaftsbau geführt. Aber 
auch bei der Nachfrage nach Büroflächen zeichnet sich in einzel­
nen Regionen eine leichte Besserung ab. Insbesondere in Bal­
lungsräumen können die gestiegenen Mieten für Büroflächen 
als erste Flinweise eines knapper werdenden Angebots gewer­
tet werden. Ob der Wirtschaftsbau auch im Jahr 1999 an die 
bisherige Entwicklung anknüpfen kann, wird entscheidend von 
der weiteren Entfaltung der Inlandsnachfrage abhängen.

Exportaussichten gedämpft

Im Jahr 1999 zeichnet sich beim Export eine ruhigere Gangart 
ab. Bereits im abgelaufenen Jahr nahmen die Auftragseingänge 
aus dem Ausland von Monat zu Monat mit immer geringeren 
Raten zu. Mit den Krisen in Asien, Rußland und Lateinamerika 
sind die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für florierende 
Auslandsgeschäfte nämlich schlechter geworden. Kurzzeitig 
wurde sogar die Möglichkeit einer weltweiten Rezession nicht 
ausgeschlossen, waren doch mit Asien, Rußland und Südameri­
ka rund 40 % der Weltwirtschaft von einer Rezession betroffen 
oder standen kurz davor. In den USA, Nordamerika und Europa 
werden sich die konjunkturellen Auftriebskräfte im Jahr 1999 ab­
schwächen. Die Aussichten für den heimischen Export werden 
nicht nur durch das Nachlassen der weltwirtschaftlichen Dyna­
mik gedämpft. Die DM bzw. der Euro dürfte 1999 insgesamt 
eher etwas stärker tendieren als im bisherigen Jahresverlauf, 
so daß die Exporte weniger stark als bisher durch die Währungs­
relationen begünstigt sind. Hinzu kommt, daß die Produktivitäts­
steigerungen nicht mehr so hoch ausfallen, die Lohnkosten aber 
aller Voraussicht nach stärker steigen als in den vergangenen 
Jahren.

Erholung auch im öffentlichen Bau

Auch in der Sparte öffentlicher Bau konnten die Unternehmen 
einen höheren Auftragseingang verbuchen. Von der höheren 
Investitionsbereitschaft konnte vor allem der Straßenbau profi­
tieren. Nach drei mageren Jahren lagen hier die Auftragseingän­
ge bis September um knapp 17 % über dem Vorjahr. Weniger 
stark, aber immer noch deutlich im Plus, waren die Zuwächse 
im öffentlichen Hoch- und Tiefbau. Obwohl das höhere Auftrags­
volumen insgesamt optimistisch stimmt, dürfte die öffentliche 
Baunachfrage in den nächsten Jahren gedämpft bleiben, ln den 
zurückliegenden Jahren hat sich zwar ein großes Potential an 
dringlichen Bauvorhaben im Bereich des Tiefbaus - und hier ins­
besondere im Straßenbau - angesammelt, der Konsolidierungs­
kurs wird den Ausgabenspielräumen der öffentlichen Haushalte 
aber weiter enge Grenzen setzen. Eine zunehmend freie Entfal­
tung öffentlicher Bauaufträge ist kaum zu erwarten.

Wohnungsbau weiter im Tief

Anders als im Wirtschaftsbau und im öffentlichen Bau ging die 
Nachfrage nach Wohnungen 1998 weiter zurück. Der Abwärts­
trend in dieser mit einem Umsatzanteil von gut 40 % größten 
Bausparte setzte sich somit fort. Bis einschließlich September 
erhielt das Bauhauptgewerbe gut 6 % weniger Aufträge für 
Wohnbauten als im Jahr davor. Damit hat sich im Vergleich zu 
1997 der Auftragsrückgang nur leicht verringert. Die entschei­
dende Schwachstelle war wie in den vergangenen Jahren der 
Mietwohnungsbau. Dies zeigt deutlich die Entwicklung der er­
teilten Neubaugenehmigungen. Der neuerliche Rückgang um 
gut 2 % war nämlich in hohem Maße durch den Mehrfa­
milienhausbau geprägt. Mit knapp 17 000 zum Neubau freige­
gebenen Wohnungen lag das Genehmigungsergebnis bei die­
sem Gebäudetyp bis September um knapp 15 % unter dem 
Vorjahresniveau. In dieser Entwicklung spiegeln sich die Auswir­
kungen der überhöhten Bautätigkeit zu Beginn der 90er Jahre 
wider, die in weiten Teilen des Mietwohnungsmarktes zu einem 
Überangebot an Wohnungen geführt hat. Darüber hinaus ließ 
die langjährige Aktienhausse und die Verschlechterung der Ab­
schreibungsbedingungen die Rentabilität von Investitionen im

Bauwirtschaft
Nach drei Jahren erstmals wieder mehr Aufträge

Nach drei Krisenjahren, die in der baden-württembergischen Bau­
wirtschaft tiefe Spuren hinterlassen hatten, hat sich die Baunach­
frage im Laufe des Jahres 1998 wieder belebt. Nach schwa­
chem Start lagen die Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe 
erstmals seit März wieder spürbar über ihrem Vorjahresniveau. 
Von Januar bis September 1998 gingen bei den Unternehmen 
des baden-württembergischen Bauhauptgewerbes knapp 7 % 
mehr Aufträge ein als ein Jahr zuvor. Hinter dieser positiven 
Grundtendenz verbergen sich allerdings beträchtliche Unterschie­
de in den einzelnen Bausparten. Wichtigste Stütze der konjunk­
turellen Belebung im Bauhauptgwerbe war zweifellos der Tief­
bau. Der Auftragseingang lag in dieser Sparte bis September 
1998 um knapp 13 % über dem entsprechenden Vorjahreszeit­
raum. Wesentlich verhaltener entwickelte sich dagegen die Nach­
frage im Hochbaubereich. Zwar konnten die Baufirmen bis Sep­
tember auch hier mehr Aufträge verbuchen, mit einem Plus von 
knapp 3 % verlief die Belebung aber auf deutlich geringerem 
Niveau als beim Tiefbau.
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Mrd . DM. Die Steigerungsrate beim Export chemischer Produk­
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Schaubild 7
Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe in Baden-Württemberg seit 1997
Gleitende 3-Monats-Durchschnitte
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Mietwohnungsbau sinken. Von daher überrascht es nicht, daß 
sich vor allem die kommerziellen Vermieter und die klassischen 
Kapitalanleger als Bauherren zurückhalten. Impulse erhielt der 
Wohnungsneubau 1998 ausschließlich vom Einfamilienhausbau. 
In den ersten drei Quartalen 1998 gab es in diesem Segment 
rund 16 000 Genehmigungen, knapp 14 % mehr als im Vorjahr.

Anders als im Mehrfamilienhausbau wirken sich hier die günsti­
gen Rahmenbedingungen wie niedrige Zinsen und moderate 
Baupreise überaus positiv auf die Nachfrage aus.

Auch langfristig dürften die Wachstumsaussichten im Wohnungs­
bau vergleichsweise gering sein. Den Ergebnissen der Woh­
nungsbedarfsprognose zufolge entspricht gegenwärtig der Be­
stand an Wohnungen in etwa der Zahl der Haushalte. Mit einem 
Wohnungsfehlbestand von weniger als 3 Prozent im Jahr 1997 
war die Versorgung mit Wohnraum in Baden-Württemberg so­
gar deutlich besser als auf Bundesebene. Wie die Entwicklung 
der Nachfrage nach Einfamilienhäusern zeigt, besteht in einzel­
nen Segmenten des Wohnungsbaus trotz guter Gesamtversor­
gungslage mit Wohnungen nach wie vor Bedarf. Insgesamt wird 
sich allerdings das Wachstumspotential in Grenzen halten, da 
zur Sicherstellung der Wohnungsversorgung bis ins Jahr 2005 
nur ein jährlicher Neubaubedarf von 44 000 Wohnungen besteht. 
In den ersten neun Monaten des Jahres 1998 wurde aber mit 
der Genehmigung von 44 300 Wohnungen dieser vorausberech­
nete Bedarf bereits überschritten.

Tabelle 9
Wertindex der Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe 
Baden-Württembergs 1997 und 1998

1.-3.
Quartal

1.-3.
Quartal
1997

Wirtschaftsbereich 1997
1998

Wirtschaftsgruppe
Veränderung gegenüber Vorjahr in %

Bauhauptgewerbe insgesamt
davon
Hochbau.................................
davon
Wohnungsbau....................
Wirtschaftsbauft.................

öffentlicher Bau^*................

- 7,7 - 6,7 + 6,6

- 8.3 - 7.5 + 2,7

- 7.3
- 8.2 
-13.1

- 7.9
- 5.8 
-12.5

- 6.5 
+ 13.4 
+ 8.1 Produktion und Beschäftigung nochmals niedriger

Die unterschiedliche Intensität bei der Nachfrage machte sich 
auch in den Produktionszahlen bemerkbar. Der Tiefbau hat be­
reits von der höheren Nachfrage profitiert und die Produktion in 
den ersten neun Monaten um real knapp 2 % gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreswert erhöht. Im Hochbau dagegen 
konnte die leichte Nachfrageerhöhung den Abwärtstrend nicht 
stoppen. Die Produktion gab hier nochmals deutlich nach und 
lag rund 6 % unter dem Vorjahresniveau. Dort war der zeitliche 
Vorlauf für die Bauunternehmen offensichtlich zu kurz, so daß

Tiefbau................
davon
Straßenbau......
Wirtschaftsbau^l 
öffentlicher Bau.,

- 5,2- 6.9 + 12.5

- 3,1
- 6,1 
-10,9

- 0,2 
- 6,6 
- 9,1

+ 16,7 
+ 19,3 
+ 4,2

1) Einschließlich landwirtschaftlicher Bau, Deutsche Bahn AG und Postfolgeunter­
nehmen. - 2) Einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck. - 3) Einschließ­
lich Deutsche Bahn AG und Postfolgeunternehmen.
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Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe in Baden-Württemberg seit 1997 
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Mietwohnungsbau sinken . Von daher überrascht es nicht, daß 
sich vor allem die kommerziellen Vermieter und die klassischen 
Kapitalanleger als Bauherren zurückhalten. Impulse erhielt der 
Wohnungsneubau 1998 ausschließlich vom Einfamilienhausbau. 
In den ersten drei Quartalen 1998 gab es in diesem Segment 
rund 16 000 Genehmigungen, knapp 14 % mehr als im Vorjahr. 

Tabelle 9 
Wertindex der Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe 
Baden-Württembergs 1997 und 1998 

1. -3. 1. -3. 
Wirtschaftsbereich 1997 Quartal Quartal 

1997 1998 
Wirtschaftsgruppe 

Veränderung gegenüber Vorjahr in % 

Bauhauptgewerbe insgesamt .. .... ... - 7, 7 - 6,7 + 6,6 

davon 

Hochbau. .. .. . .. .. .. .. .. ... .. ... ... ........ .... .. . - 8,3 - 7,5 + 2,7 

davon 

Wohnungsbau - 7,3 - 7,9 - 6,5 

Wirtschaftsbau 11 - 8,2 - 5,8 +13,4 

öffentlicher Bau21 . -13, 1 -12,5 + 8, 1 

Tiefbau ... .. .............. - 6,9 - 5,2 +12,5 

davon 

Straßenbau ..... - 3, 1 - 0,2 + 16,7 

Wirtschaftsbau31 ....•.. .. - 6, 1 - 6,6 +19,3 

öffentlicher Bau ...... -10,9 - 9, 1 + 4,2 

1) Einschließlich landw irtschaftl icher Bau, Deutsche Bahn AG und Postfolgeunter­
nehmen . - 2) Einschl ießlich Organisat ionen ohne Erwerbszweck. - 3) Einschl ieß­
lich Deutsche Bahn AG und Postfolgeunternehmen. 
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Anders als im Mehrfamilienhausbau wirken sich hier die günsti­
gen Rahmenbedingungen wie niedrige Zinsen und moderate 
Baupreise überaus positiv auf die Nachfrage aus. 

Auch langfristig dürften die Wachstumsaussichten im Wohnungs­
bau vergleichsweise gering sein . Den Ergebnissen der Woh­
nungsbedarfsprognose zufolge entspricht gegenwärtig der Be­
stand an Wohnungen in etwa der Zahl der Haushalte . Mit einem 
Wohnungsfehlbestand von weniger als 3 Prozent im Jahr 1997 
war die Versorgung mit Wohnraum in Baden-Württemberg so­
gar deutlich besser als auf Bundesebene. Wie die Entwicklung 
der Nachfrage nach Einfamilienhäusern zeigt, besteht in einzel­
nen Segmenten des Wohnungsbaus trotz guter Gesamtversor­
gungslage mit Wohnungen nach wie vor Bedarf. Insgesamt wird 
sich allerdings das Wachstumspotential in Grenzen halten, da 
zur Sicherstellung der Wohnungsversorgung bis ins Jahr 2005 
nur ein jährlicher Neubaubedarf von 44 000 Wohnungen besteht. 
In den ersten neun Monaten des Jahres 1998 wurde aber mit 
der Genehmigung von 44 300 Wohnungen dieser vorausberech­
nete Bedarf bereits überschritten. 

Produktion und Beschäftigung nochmals niedriger 

Die unterschiedliche Intensität bei der Nachfrage machte sich 
auch in den Produktionszahlen bemerkbar. Der Tiefbau hat be­
reits von der höheren Nachfrage profitiert und die Produktion in 
den ersten neun Monaten um real knapp 2 % gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreswert erhöht. Im Hochbau dagegen 
konnte die leichte Nachfrageerhöhung den Abwärtstrend nicht 
stoppen . Die Produktion gab hier nochmals deutlich nach und 
lag rund 6 % unter dem Vorjahresniveau . Dort war der zeitliche 
Vorlauf für die Bauunternehmen offensichtlich zu kurz, so daß 
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sich die höhere Nachfrage noch nicht in den Produktionszahlen 
widerspiegelte. Insgesamt ging die Produktion von Januar bis 
September gegenüber dem Vorjahr um rund 3 % zurück. Die 
positivenTendenzen imTiefbau wurden vom weiteren Produktions­
rückgang im Hochbau somit überkompensiert. Der weitere Rück­
gang der Produktion wirkte sich auch auf die Beschäftigungs­
situation im Bauhauptgewerbe aus. Die Zahl der Beschäftigten 
verringerte sich von Januar bis September binnen Jahresfrist 
um rund 5 000 auf durchschnittlich 119 000. Mit der leichten 
Belebung auf der Nachfrageseite stehen allerdings die Chancen 
gut, daß der Beschäftigungsabbau im Bauhauptgewerbe im kom­
menden Jahr zum Stillstand kommt. Erste Anzeichen sind be­
reits zu erkennen, denn seit Jahresbeginn hat sich das Tempo 
des Personalabbaus deutlich verlangsamt.

Erstmals wieder weniger Unternehmensinsolvenzen

Maßgeblich bestimmt wurde die Insolvenzentwicklung 1998 
durch die Situation bei den Unternehmen. Mit 1 800 Unter­
nehmenszusammenbrüchen zwischen Januar und September 
betrug deren Anteil an den gesamten Insolvenzen etwa 67 %. 
Begünstigt von der guten konjunkturellen Entwicklung ging die 
Zahl der Unternehmenspleiten in Baden-Württemberg im Ver­
gleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum erstmals wieder 
um rund 4 % zurück. Demgegenüber nahm die Zahl der Insol­
venzen bei den übrigen Gemeinschuldnern (darunter fallen na­
türliche Personen, Nachlaßkonkurse und Organisationen ohne 
Erwerbszwecke) um kräftige 16 % auf 900 Fälle zu.

Von den rund 1 800 Unternehmensinsolvenzen in den ersten 
drei Quartalen 1998 entfielen jeweils gut ein Fünftel auf das 
Baugewerbe (407 Fälle), den Handel (405) sowie auf die unter­
nehmensbezogenen Dienstleistungen (388). Der Anteil des Ver­
arbeitenden Gewerbes betrug rund 16 % (291). Die restlichen 
ca. 17 % (309) verteilten sich auf die übrigen Wirtschaftsberei­
che, darunter besonders auf das Gastgewerbe (110) sowie auf 
den Bereich "Verkehr und Nachrichtenübermittlung" (90).

Insolvenzen:
Erneute Stagnation

Zwischen 1991 und 1996 kam es in Baden-Württemberg zu ei­
nem in dieser Stärke noch nie zuvor beobachteten Anstieg der 
Insolvenzfälle. In diesem Zeitraum haben sich die Fälle von Zah­
lungsschwierigkeiten von rund 1 850 auf etwa 3 500 nahezu 
verdoppelt. Erst 1997 kam dieser kontinuierliche Zuwachs zum 
Stillstand. Für das gesamte Jahr 1998 läßt die Entwicklung in 
den ersten drei Quartalen darauf schließen, daß die Insolvenz­
fälle wiederum auf diesem Niveau stagnieren werden. So wur­
den zwischen Januar und September im Land rund 2 700 Insol­
venzen registriert. Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr zwar 
einen Zuwachs von 2 %, dabei ist aber zu berücksichtigen, daß 
diese Zunahme noch stark unter dem Eindruck des kräftigen 
Anstiegs zu Beginn des Jahres steht. Im zweiten und dritten 
Quartal hat sich das Insolvenzgeschehen nämlich wieder beru­
higt: Die Insolvenzzahlen lagen sogar deutlich unter dem Vorjah­
resniveau.

Unter den vier Wirtschaftsbereichen mit den höchsten Insolvenz­
zahlen im Unternehmenssektor hat sich nur im Handel und im 
Verarbeitenden Gewerbe die Lage merklich entspannt. In den 
ersten neun Monaten des Jahres 1998 ging die Zahl der Unter­
nehmenspleiten im Handel um rund 14 % und in der Industrie 
um 7 % zurück. Der vor allem durch den Rückgang der Arbeits­
losigkeit induzierte leichte Anstieg des privaten Verbrauchs so­
wie die gute Geschäftslage der Industrie führten im Jahresverlauf 
zu einer deutlichen Besserung der Ertragslage vieler Handels­
geschäfte und Industrieunternehmen. Demgegenüber hat sich 
die Situation im Baugewerbe und bei den unternehmens­
bezogenen Dienstleistungen weiter verschlechtert. Viele Bau­
betriebe litten nach wie vor unter der nur schwach ausgepräg­
ten Neigung zu Bauinvestitionen, Infolgedessen stiegen hier die 
Unternehmenspleiten um 2 % gegenüber dem Vorjahr an. Die 
schwache Baukonjunktur im vergangenen Jahr strahlte auch auf 
die unternehmensbezogenen Dienstleistungen aus, insbeson­
dere auf Bauträger sowie Architekten- und Ingenieurbüros. In 
diesem Wirtschaftsbereich nahmen die Unternehmenszusam­
menbrüche im Vergleich zum Vorjahr sogar um 3 % zu.

Schaubild 8
Unternehmensinsolvenzen*) im Konjunktur- 
veriauf Baden-Württembergs seit 1980

Veränderung des Bruttoinlandsprodukts 
gegenüber Vorjahr in %
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1999 weiterer Rückgang der Unternehmensinsolvenzen

Bei den Unternehmensinsolvenzen ist zu erwarten, daß sich der 
rückläufige Trend des zweiten und dritten Quartals 1998 im Jahr 
1999 fortsetzt. Im Verarbeitenden Gewerbe hat dieTrendwende 
bereits eingesetzt, und an dieser positiven Entwicklung dürfte 
sich auch 1999 nichts Wesentliches ändern. Im Baugewerbe 
dürfte der bereits beobachtete Auftragszuwachs die wirtschaft­
liche Situation vieler Firmen im Jahresverlauf allmählich bessern. 
Darüber hinaus ist zu erwarten, daß sich mit der Wiederbele­
bung der Baukonjunktur und der weiterhin günstigen Entwick­
lung im Verarbeitenden Gewerbe die Ertragslage der unter­
nehmensbezogenen Dienstleistungsunternehmen ebenfalls ver­
bessert. Auch im Handel und im Gastgewerbe steht eine Beru­
higung des Insolvenzgeschehens in Aussicht. Diese Wirtschafts­
bereiche dürften nämlich über die zu erwartenden Reallohn­
steigerungen und die höhere Beschäftigung vom stärkeren pri­
vaten Verbrauch profitieren.
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Gemeinschuldnern fällt weitaus schwerer. Diese reagieren näm­
lich weniger stark auf konjunkturelle Entwicklungen. Hinzu

*) Ohne Anschlußkonkurse. - 1) Bruttoinlandsprodukt geschätzt. 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 463 98

45Baden-Württemberg in Wort und Zahl 1/99

sich die höhere Nachfrage noch nicht in den Produktionszahlen 
widerspiegelte. Insgesamt ging die Produktion von Januar bis 
September gegenüber dem Vorjahr um rund 3 % zurück. Die 
positiven Tendenzen im Tiefbau wurden vom weiteren Produktions­
rückgang im Hochbau somit überkompensiert. Der weitere Rück­
gang der Produktion wirkte sich auch auf die Beschäftigungs­
situation im Bauhauptgewerbe aus. Die Zahl der Beschäftigten 
verringerte sich von Januar bis September binnen Jahresfrist 
um rund 5 000 auf durchschnittlich 119 000. Mit der leichten 
Belebung auf der Nachfrageseite stehen allerdings die Chancen 
gut, daß der Beschäftigungsabbau im Bauhauptgewerbe im kom­
menden Jahr zum Stillstand kommt. Erste Anzeichen sind be­
reits zu erkennen, denn seit Jahresbeginn hat sich das Tempo 
des Personalabbaus deutlich verlangsamt. 

lnsolvenzen: 

Erneute Stagnation 

Zwischen 1991 und 1996 kam es in Baden-Württemberg zu ei­
nem in dieser Stärke noch nie zuvor beobachteten Anstieg der 
Insolvenzfälle. In diesem Zeitraum haben sich die Fälle von Zah­
lungsschwierigkeiten von rund 1 850 auf etwa 3 500 nahezu 
verdoppelt. Erst 1997 kam dieser kontinuie rliche Zuwachs zum 
Stil lstand. Für das gesamte Jahr 1998 läßt die Entwicklung in 
den ersten drei Quartalen darauf schl ießen, daß die Insolvenz­
fälle wiederum auf diesem Niveau stagnieren werden. So wur­
den zwischen Januar und September im Land rund 2 700 lnsol­
venzen registriert. Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr zwar 
einen Zuwachs von 2 %, dabei ist aber zu berücksichtigen, daß 
diese Zunahme noch stark unter dem Eindruck des kräftigen 
Anstiegs zu Beginn des Jahres steht. Im zweiten und dritten 
Quartal hat sich das Insolvenzgeschehen näml ich wieder beru­
higt: Die Insolvenzzahlen lagen sogar deutli ch unter dem Vorjah­
resniveau . 

Schaubild 8 
Unternehmensinsolvenzen*) im Konjunktur­
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Erstmals wieder weniger Unternehmensinsolvenzen 

Maßgeblich bestimmt wurde die Insolvenzentwicklung 1998 
durch die Situation bei den Unternehmen. Mit 1 800 Unter­
nehmenszusammenbrüchen zwischen Januar und September 
betrug deren Anteil an den gesamten lnsolvenzen etwa 67 %. 
Begünstigt von der guten konjunkturellen Entwicklung ging die 
Zahl der Unternehmenspleiten in Baden-Württemberg im Ver­
gleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum erstmals w ieder 
um rund 4 % zurück. Demgegenüber nahm die Zahl der lnsol­
venzen bei den übrigen Gemeinschuldnern (darunter fal len na­
türliche Personen, Nachlaßkonkurse und Organisationen ohne 
Erwerbszwecke) um kräftige 16 % auf 900 Fälle zu . 

Von den rund 1 800 Unternehmensinsolvenzen in den ersten 
drei Quartalen 1998 entfielen jeweils gut ein Fünftel auf das 
Baugewerbe (407 Fälle), den Handel (405) sowie auf die unter­
nehmensbezogenen Dienstleistungen (388). Der Anteil des Ver­
arbeitenden Gewerbes betrug rund 16 % (291 ). Die restlichen 
ca. 17 % (309) verteilten sich auf die übrigen Wirtschaftsberei­
che, darunter besonders auf das Gastgewerbe (1 10) sowie auf 
den Bereich "Verkehr und Nachrichtenübermittlung" (90). 

Unter den vier W irtschaftsbereichen mit den höchsten Insolvenz­
zahlen im Unternehmenssektor hat sich nur im Handel und im 
Verarbeitenden Gewerbe die Lage merklich entspannt. In den 
ersten neun Monaten des Jahres 1998 ging die Zahl der Unter­
nehmenspleiten im Handel um rund 14 % und in der Industrie 
um 7 % zurück. Der vor allem durch den Rückgang der Arbeits­
losigkeit induzierte leichte Anstieg des privaten Verbrauchs so­
w ie die gute Geschäftslage der Industrie führten im Jahresverlauf 
zu einer deutlichen Besserung der Ertragslage vieler Handels­
geschäfte und Industrieunternehmen. Demgegenüber hat sich 
die Situat ion im Baugew erbe und bei den unternehmens­
bezogenen Dienstleistungen weiter versch lechtert. Viele Bau­
betriebe litten nach w ie vor unter der nur schwach ausgepräg­
ten Neigung zu Bauinvestitionen . infolgedessen stiegen hier die 
Unternehmenspleiten um 2 % gegenüber dem Vorjahr an . Die 
schwache Baukonjunktur im vergangenen Jahr strahlte auch auf 
die unternehmensbezogenen Dienstleistungen aus, insbeson­
dere auf Bauträger sowie Architekten- und Ingenieurbüros. In 
diesem W irtschaftsbereich nahmen die Unternehmenszusam­
menbrüche im Vergleich zum Vorjahr soga r um 3 % zu . 

1999 weiterer Rückgang der Unternehmensinsolvenzen 

Bei den Unternehmensinsolvenzen ist zu erwarten, daß sich der 
rückläufige Trend des zweiten und dritten Quartals 1998 im Jahr 
1999 fortsetzt. Im Verarbeitenden Gewerbe hat die Trendwende 
bereits eingesetzt, und an dieser positiven Entwicklung dürfte 
sich auch 1999 nichts Wesentl iches ändern . Im Baugewerbe 
dürfte der bereits beobachtete Auftragszuwachs die wirtschaft­
liche Situation vie ler Firmen im Jahresverlauf al lmählich bessern. 
Darüber hinaus ist zu erwarten, daß sich mit der Wiederbele­
bung der Baukonjunktur und der weiterhin günstigen Entwick­
lung im Verarbeitenden Gewerbe die Ertragslage der unter­
nehmensbezogenen Dienstle istungsunternehmen ebenfalls ver­
bessert. Auch im Handel und im Gastgewerbe steht eine Beru­
higung des Insolvenzgeschehens in Aussicht. Diese W irtschafts­
bereiche dürften nämlich über die zu erwartenden Reallohn-
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Eine Prognose für die Insolvenzentw icklung bei den übrigen 
Gemeinschuldnern fällt weitaus schwerer. Diese reagieren näm­
lich w eniger sta rk auf konjun kture lle Entw ick lungen. Hinzu 
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kommt, daß nach der neuen, ab 1. Januar 1999 geltenden 
Insolvenzordnung damit zu rechnen ist, daß zusätzlich etwa 
15 000 bis 20 000 überschuldete Privathaushalte das neue 
Insolvenzverfahren in Anspruch nehmen werden.

Nach den Ergebnissen der Gewerbeanzeigenstatistik für die er­
sten drei Quartale dürften am Jahresende 1998 knapp 100 000 
Gewerbeanmeldungen eingegangen sein. Für eine fundierte 
Vorausschau auf das Jahr 1999, die an den zu erwartenden Ent­
wicklungen in einzelnen Wirtschaftsbereichen ansetzen muß, ist 
die Datenreihe der jungen Gewerbeanzeigenstatistik noch zu 
kurz. Gewerbeanmeldungen für die einzelnen Wirtschaftsberei­
che liegen nämlich erst seit 1996 vor.Gewerbeanmeldungen: Gründungsklima 

kühlt etwas ab
Von Januar bis September 1998 nahmen die Gewerbeämter in 
Baden-Württemberg mehr als 74 000 Gewerbeanmeldungen 
entgegen. Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr einen Rück­
gang um knapp 2 %. Bei den Gewerbeanmeldungen handelt es 
sich jedoch nur teilweise um Neugründungen, denn gemäß der 
Gewerbeordnung ist nicht nur in diesem Fall, sondern beispiels­
weise auch bei Betriebsübernahmen und -Verlagerungen eine 
Anmeldung abzugeben. Unter den 74 000 Gewerbeanmel­
dungen waren in den ersten drei Quartalen lediglich etwa 17 400 
sogenannte echte Neuerrichtungen, 4 % weniger als ein Jahr 
zuvor. Dabei handelt es sich um die Gründung von Betrieben, 
die in ein Register eingetragen sind oder die Arbeitnehmer be­
schäftigen. Man kann daher davon ausgehen, daß es sich bei 
diesen Einheiten in der Regel um Neugründungen handelt, die 
im Vollerwerb betrieben werden und die überein gewisses wirt­
schaftliches Potential verfügen, hinter denen also tatsächlich die 
Absicht einer Existenzgründung steht. Fälle von Nebenerwerbs­
tätigkeiten und Scheinselbständigkeit, von denen keine gesamt­
wirtschaftlichen Impulse ausgehen, werden bei dieser Abgren­
zung also weitgehend ausgeschlossen.

Preise weitgehend stabil
Im Jahr 1998 entwickelten sich die Preise so moderat, daß prak­
tisch Preisstabilität herrschte. Eine mäßige Preisentwicklung war 
bei allen wichtigen Preisindizes zu beobachten, einige Preise 
lagen sogar unter dem Vorjahresniveau. Die Verbraucherpreise 
waren im Jahr 1998 trotz Erhöhung der Mehrwertsteuer so sta­
bil wie schon lange nicht mehr. Entgegen ursprünglicher Erwar­
tungen fiel der Anstieg der Verbraucherpreise 1998 sogar noch 
geringer aus als in den bereits günstigen Vorjahren. Nachdem 
der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Flaushalte 
Baden-Württembergs 1996 und 1997 im Jahresdurchschnitt um 
1,2 % bzw. 1,6 % zugelegt hatte, wurde von Januar bis Novem­
ber 1998 nur noch ein durchschnittlicher Zuwachs von 1 % regi­
striert. Im 3. Quartal 1998 fiel der Preisauftrieb für die Lebens­
haltung sogar unter die 1 %-Marke. Niedrigere Teuerungsraten 
gab es in der jüngeren Vergangenheit nur Mitte der 80er Jahre.

Maßgeblich für den geringen Preisauftrieb bei den Lebenshal­
tungskosten war die immer noch schwache Entwicklung des 
privaten Verbrauchs, die für einen nur mäßigen Anstieg der Ver­
brauchs- und Gebrauchsgüterpreise abseits des Lebensmittel­
sektors sorgte. Die Haushalte profitierten aber auch vom Preis­
verfall der Rohstoffe in Form geringerer Kraftstoff- und Heizöl­
preise. Auch die Telefonkosten sanken, nachdem die Preise auf 
dem Telefonmarkt durch die zunehmende Konkurrenz hart um­
kämpft waren. Die Wohnungsmieten stiegen zwar immer noch 
überdurchschnittlich stark, allerdings mit einem Plus von 1,4 % 
von Januar bis November 1998 deutlich moderater als zuvor: In 
der ersten Hälfte der 90er Jahre lagen die jährlichen Steigerungs­
raten noch über 4 %.

Ein Drittel und damit die mit Abstand meisten Neuerrichtungen 
wurden im Wirtschaftsbereich Handel gezählt, gefolgt vom Be­
reich Grundstücks- und Wohnungswesen einschließlich Dienst­
leistungen für Unternehmen mit einem Viertel aller echten Neuer­
richtungen. Im Baugewerbe und im Verarbeitenden Gewerbe 
waren Betriebsgründungen weitaus seltener. Hier lag der Anteil 
lediglich bei knapp 12 bzw. 9 %. Der Dienstleistungssektor 
scheint als Tätigkeitsfeld für Gewerbetreibende besonders at­
traktiv zu sein. Drei von vier Gewerbetreibenden, die eine echte 
Neuerrichtung anzeigten, wagten dort den Schritt in die Selb­
ständigkeit. Die Zahl der neugegründeten Dienstleistungsunter­
nehmen dürfte in Wirklichkeit sogar noch höher liegen, denn 
nach der Gewerbeordnung sind bestimmte Tätigkeiten, wie zum 
Beispiel die Freien Berufe, also Ärzte, Rechtsanwälte, Notare 
und Wirtschaftsprüfer, nicht meldepflichtig.

Die Einzelhandelspreise entwickelten sich ähnlich moderat wie 
im Vorjahr und lagen von Januar bis November 1998 0,5 % über 
dem Vorjahresniveau. Befürchtungen, daß die Anhebung des

Tabelle 10
Gewerbeanmeldungen in Baden-Württemberg 1998 nach Wirtschaftsbereichen

Gewerbeanmeldungen'l Darunter potentielle Existenzgründungen^’
Veränderung
gegenüber
Vorjahr

Veränderung
gegenüber
Vorjahr

Januar - September 
1998

Januar - September 
1998

Wirtschaftsbereich Anteile Anteile

Anzahl % Anzahl %
Insgesamt...............................................................
darunter

Handel ....................................................................
Grundstücks- und Wohnungswesen 
einschließlich Dienstleistungen für Unternehmen
Gastgewerbe ^........ ..................^....™....,..........._..
Baugewerbe...........................................................

Verarbeitendes Gewerbe.......................................

74 056 Iß WO 17 358 3,9 WO

24 229 7.2 32,7 9.1 33,55 815

17 461 
6 494 
5 495 
4 548

+ 5,7 23,6 4 429 + 5,8 25,5
4,1 8,8 3.4 3,9677
6,4 7,4 1 995 

1 492
11,7 11,5

+ 8,6 6,1 + 0,9 8,6

1) Echte und sonstige Neuerrichtungen von Haupt- und Zweigstellen, Neuerrichtungen wegen Verlagerung sowie Übernahmen. - 2) Echte Neuerrichtungen.
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kommt, daß nach der neuen, ab 1. Januar 1999 geltenden 
Insolvenzordnung damit zu rechnen ist, daß zusätzlich etwa 
15 000 bis 20 000 überschuldete Privathaushalte das neue 
Insolvenzverfahren in Anspruch nehmen werden. 

Gewerbeanmeldungen: Gründungsklima 
kühlt etwas ab 

Von Januar bis September 1998 nahmen die Gewerbeämter in 
Baden-Württemberg mehr als 74 000 Gewerbeanmeldungen 
entgegen . Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr einen Rück­
gang um knapp 2 %. Bei den Gewerbeanmeldungen handelt es 
sich jedoch nur teilweise um Neugründungen, denn gemäß der 
Gewerbeordnung ist nicht nur in diesem Fall, sondern beispiels­
weise auch bei Betriebsübernahmen und -verlagerungen eine 
Anmeldung abzugeben . Unter den 74 000 Gewerbeanmel­
dungen waren in den ersten drei Quartalen lediglich etwa 17 400 
sogenannte echte Neuerrichtungen, 4 % weniger als ein Jahr 
zuvor. Dabei handelt es sich um die Gründung von Betrieben, 
die in ein Register eingetragen sind oder die Arbeitnehmer be­
schäftigen . Man kann daher davon ausgehen, daß es sich bei 
diesen Einheiten in der Regel um Neugründungen handelt, die 
im Vollerwerb betrieben werden und die über ein gewisses wirt­
schaftliches Potential verfügen, hinter denen also tatsächlich die 
Absicht einer Existenzgründung steht. Fälle von Nebenerwerbs­
tätigkeiten und Scheinselbständigkeit, von denen keine gesamt­
wirtschaftlichen Impulse ausgehen, werden bei dieser Abgren­
zung also weitgehend ausgeschlossen . 

Ein Drittel und damit die mit Abstand meisten Neuerrichtungen 
wurden im Wirtschaftsbereich Handel gezählt, gefolgt vom Be­
reich Grundstücks- und Wohnungswesen einschließlich Dienst­
leistungen für Unternehmen mit einem Viertel aller echten Neuer­
richtungen. Im Baugewerbe und im Verarbeitenden Gewerbe 
waren Betriebsgründungen weitaus seltener. Hier lag der Anteil 
lediglich bei knapp 12 bzw. 9 % . Der Dienstleistungssektor 
scheint als Tatigkeitsfeld für Gewerbetreibende besonders at­
traktiv zu sein. Drei von vier Gewerbetreibenden, die eine echte 
Neuerrichtung anzeigten, wagten dort den Schritt in die Selb­
ständigkeit. Die Zahl der neugegründeten Dienstleistungsunter­
nehmen dürfte in Wirklichkeit sogar noch höher liegen, denn 
nach der Gewerbeordnung sind bestimmte Tätigkeiten, w ie zum 
Beispiel die Freien Berufe, also Ärzte, Rechtsanwälte, Notare 
und Wirtschaftsprüfer, nicht meldepflichtig . 

Tabelle 10 

Nach den Ergebnissen der Gew erbeanzeigenstatistik für die er­
sten drei Quartale dürften am Jahresende 1998 knapp 100 000 
Gewerbeanmeldungen eingegangen sein . Für eine fundierte 
Vorausschau auf das Jahr 1999, die an den zu erwartenden Ent­
w icklungen in einzelnen Wirtschaftsbereichen ansetzen muß, ist 
die Datenreihe der jungen Gewerbeanzeigenstatistik noch zu 
kurz. Gewerbeanmeldungen für die einzelnen Wirtschaftsberei­
che liegen nämlich erst seit 1996 vor. 

Preise weitgehend stabil 

Im Jahr 1998 entwickelten sich die Preise so moderat, daß prak­
tisch Preisstabilität herrschte. Eine mäßige Preisentwicklung war 
bei allen wichtigen Preisindizes zu beobachten, einige Preise 
lagen sogar unter dem Vorjahresn iveau . Die Verbraucherpreise 
waren im Jahr 1998 trotz Erhöhung der Mehrwertsteuer so sta­
bil w ie schon lange nicht mehr. Entgegen ursprünglicher Erwar­
tungen fiel der Anstieg der Verbraucherpreise 1998 sogar noch 
geringer aus als in den bereits günstigen Vorjahren . Nachdem 
der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
Baden-Württembergs 1996 und 1997 im Jahresdurchschnitt um 
1,2 % bzw. 1,6 % zugelegt hatte, w urde von Januar bis Novem­
ber 1998 nur noch ein durchschnittlicher Zuwachs von 1 % regi­
striert. 1 m 3. Quartal 1998 fiel der Preisauftrieb für die Lebens­
haltung sogar unter die 1 %-Marke. Niedrigere Teuerungsraten 
gab es in der jüngeren Vergangenheit nur Mitte der 80er Jahre. 

Maßgeblich für den geringen Preisauftrieb bei den Lebenshal­
tungskosten war die immer noch schwache Entw icklung des 
privaten Verbrauchs, die für einen nur mäßigen Anstieg der Ver­
brauchs- und Gebrauchsgüterpreise abseits des Lebensmittel­
sektors sorgte. Die Haushalte profitierten aber auch vom Preis­
verfall der Rohstoffe in Form geringerer Kraftstoff- und Heizöl­
preise. Auch die Telefonkosten sanken, nachdem die Preise auf 
dem Telefonmarkt durch die zunehmende Konkurrenz hart um­
kämpft waren . Die Wohnungsmieten stiegen zwar immer noch 
überdurchsch nittlich stark, allerdings mit einem Pl us von 1,4 % 
von Januar bis November 1998 deutlich moderater als zuvor: In 
der ersten Hälfte der 90er Jahre lagen die jährlichen Steigerungs­
raten noch über 4 % . 

Die Einzelhandelspreise entw ickelten sich ähnlich moderat w ie 
im Vorjahr und lagen von Januar bis November 1998 0,5 % über 
dem Vorjah resniveau . Befürchtungen, daß die Anhebung des 

Gewerbeanmeldungen in Baden-Württemberg 1998 nach Wirtschaftsbereichen 

Gewerbeanmeldungen 11 Darunter potentielle Existenzgründungen21 

Januar - September Veränderung 

1 

Januar - September 
Veränderung 

1 

W irtschaftsbereich 
1998 gegenüber Anteile 

1998 
gegenüber Anteile 

Vorjahr Vorjahr 

Anzahl % Anzah l % 

Insgesamt ...... ...... ........ ...... ...... .... .. ...... .... .... ..... ....... .. ... 74 056 - 1,6 100 17 358 - 3,9 100 

darunter 

Handel . ········ ···· ···· ··· ····••· ····· · 24 229 - 7,2 32,7 5 815 - 9, 1 33,5 

Grundstücks- und Wohnungswesen 
einschl ießlich Dienstleistungen fü r Unternehmen . 17 46 1 + 5,7 23,6 4 429 + 5,8 25,5 

Gastgewerbe .. ..... .... .. ........... .... ............ ..... .... ...... .. .. . .. . 6494 - 4, 1 8,8 677 - 3,4 3,9 

Baugewerbe .. . ·· • •• • "•••• oo•• 5 495 - 6,4 7,4 1 995 - 11,7 11 ,5 

Verarbeitendes Gew erbe . ········ ······ · .... ..... ...... .. 4 548 + 8,6 6, 1 1 492 + 0,9 8, 6 

1) Echte und sonst ige Neuerrichtungen von Haupt- und Zweigstel len, Neuerr ichtungen wegen Verlagerung sowie Übernahmen. - 2) Echte Neuerrichtungen. 
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Tabelle 11
Ausgewählte Preisindizes in Baden-Württemberg und Deutschland seit 1992
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Außenhandel Industrie Handel Lebenshaltung

Erzeugerpreise
gewerblicher
Produkte

Großhandels­
verkaufspreise

Einzelhandels­
preise

aller privaten 
HaushalteEinfuhrpreise Ausfuhrpreise

Jahr

Baden-
WürttembergDeutschland

+ 3,8
+ 3,8
+ 2,6 
+ 1,9
+ 1.2 
+ 1,6

+ 0,7 
+ 0,0 
+ 0,9 
+ 1.7 
+ 0,2 
+ 1.5

+ 1,4 
+ 0.2 
+ 0,6 
+ 1.8 
- 0,5 
+ 1,1

+ 0,1
- 0,9 
+ 2.4 
+ 2,1
- 0,6 
+ 2.4

+ 2,6 
+ 2,0 
+ 1,1 
+ 0,9 
+ 0,8 
+ 0,6

+ 5,1 
+ 4.5 
+ 2,7 
+ 1.8 
+ 1.5 
+ 1.8

1992 -
- 1,5 
+ 0,8 
+ 0,4 
+ 0,5 
+ 3,2

1993
1994
1995
1996
1997

1998

1. Quartal....
2. Quartal....
3. Quartal....
1. - 3. Quartal

1,1+ 1,5 
+ 0,6 
- 0,4 
+ 0,6

+ 0,6 
+ 0,1 
- 0,7

+ 1,0
- 1.4
- 3.2
- 1.2

+ 0,3 
+ 0,8 
+ 0.5 
+ 0.5

+ 1.2 
+ 1.3 
+ 0,8 
+ 1,1

+ 0,2
- 1.5
- 4,3
- 1,9

+ 1.3
+ 0,7

1,00.0 +

Mehrwertsteuersatzes von 15 % auf 16 % zum 1. April 1998 für te starke Rohstoffpreisverluste zur Folge. Begünstigt durch den 
einen deutlichen Preisschub sorgen könnte, bewahrheiteten sich Preisverfall bei Energie und Rohstoffen sowie die abwertungs- 
nicht. Die Einzelhandels- und damit auch die Verbraucherpreise bedingt verbilligten Importe aus Südostasien gaben die Einfuhr­
zogen im 2. Quartal nur vorübergehend leicht an. Die verhaltene preise in den ersten drei Quartalen 1998 um knapp 2 % nach. 
Verbrauchskonjunktur ließ den Einzelhändlern keine Spielräume Ein Jahr zuvor verzeichneten sie mit -i-3,2 % noch den stärksten 
für Preiserhöhungen. Die Großhandelspreise, die 1997 im Vor- Anstieg seit Beginn der 90er Jahre. Die rückläufigen Einfuhr­
jahresvergleich noch um fast 2,5 % gestiegen waren, gingen in preise trugen neben weiterhin fallenden Lohnstückkosten dazu 
den ersten drei Quartalen 1998 sogar um gut 1 % zurück, nach- bei, daß die Erzeugerpreise für gewerbliche Produkte im Durch- 
dem die Preise auf den Erzeugerstufen im In- und Ausland nach- schnitt der ersten neun Monate stabil blieben und die Ausfuhr­

preise mit einem Plus von 0,6 % nur mäßig stiegen.gegeben hatten.

Der Nachfrageausfall in den krisengeschüttelten asiatischen Län- Im neuen Jahr ist mit einer nur geringfügig höheren Preissteige-
dern, auf die 1997 fast 40 % der Weltölnachfrage entfielen, hat- rungsrate als 1998 zu rechnen. Preiserhöhend dürften sich die
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Tabelle 11 
Ausgewählte Preisindizes in Baden-Württemberg und Deutschland seit 1992 
Veränderung gegenüber dem Vorjah r in % 

Außenhandel Industrie Handel Lebenshaltung 

Erzeugerpreise 
Großhandels- Einzelhandels- aller privaten 

Einfuhrpreise Ausfuh rpreise gewerblicher 
verkaufspreise preise Haushalte Jahr Produkte 

1992 ................. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . - 2,7 + 0,7 + 

1993 .... ·· ·•· ••· ···"·''' - 1,5 + 0,0 + 

1994 ..... ··········· ......... .. ···············•••• + 0,8 + 0,9 + 

1995 ......... ....... ········ ···················· ••· + 0,4 + 7,7 + 

1996 .................... + 0,5 + 0,2 -
1997 ............. .... ... ............... + 3,2 + 1,5 + 

1998 

1. Quartal ...... .. ... ··•-• ·••···· + 0,2 + 1,5 + 

2. Quartal .. .. ..... ... ... ············· ·•·•••· - 1,5 + 0,6 + 

3. Quartal .... ..... ............ .... .... - 4,3 - 0,4 -
1. - 3. Quartal ······· ······· ···· ··· ·· ····· ··••••• - 1,9 + 0,6 

Mehrwertsteuersatzes von 15 % auf 16 % zum 1. April 1998 für 
einen deutlichen Preisschub sorgen könnte, bewahrheiteten sich 
nicht. Die Einzelhandels- und damit auch die Verbraucherpreise 
zogen im 2. Quarta l nur vorübergehend leicht an. Die verha ltene 
Verbrauchskonjunktur ließ den Einzelhändlern keine Spielräume 
für Preiserhöhungen. Die Großhandelspre ise, die 1997 im Vor­
jahresvergleich noch um fast 2,5 % gestiegen waren, gingen in 
den ersten drei Quartalen 1998 sogar um gut 1 % zurück, nach­
dem die Preise auf den Erzeugerstufen im In- und Ausland nach­
gegeben hatten. 

Der Nachfrageausfall in den krisengeschütte lten as iatischen Län­
dern, auf die 1997 fast 40 % der Weltölnachfrage entfielen, hat-
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Württemberg 

1,4 + 0, 1 + 2,6 + 5, 1 + 3,8 

0,2 - 0,9 + 2,0 + 4,5 + 3,8 

0,6 + 2,4 + 1, 1 + 2,7 + 2,6 

1,8 + 2, 1 + 0,9 + 1,8 + 1,9 

0,5 - 0,6 + 0,8 + 1,5 + 1,2 

1, 1 + 2,4 + 0,6 + 1,8 + 1,6 

0,6 + 1,0 + 0,3 + 1,2 + 1,1 

0, 1 - 1,4 + 0,8 + 1,3 + 1,3 

0,7 - 3,2 + 0,5 + 0,8 + 0,7 

0,0 - 1,2 + 0,5 + 1,1 + 1,0 

te starke Rohstoffpreisverluste zur Folge. Begünstigt durch den 
Preisverfall bei Energie und Rohstoffen sowie die abwertungs­
bedingt verbilligten Importe aus Südostasien gaben die Einfuhr­
preise in den ersten drei Quartalen 1998 um knapp 2 % nach . 
Ein Jahr zuvor verzeichneten sie mit +3,2 % noch den stärksten 
Anstieg seit Beginn der 90er Jahre. Die rückläufigen Einfuhr­
preise trugen neben weiterhin fallenden Lohnstückkosten dazu 
bei, daß die Erzeugerpreise für gewerbliche Produkte im Durch­
schnitt der ersten neun Monate stabil blieben und die Ausfuhr­
preise m it einem Plus von 0,6 % nur mäßig stiegen. 

Im neuen Jahr ist mit einer nur geringfügig höheren Preissteige­
rungsrate als 1998 zu rechnen. Preiserhöhend dürften sich die 
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zu erwartende Erholung der Rohstoffpreise, die beschlossene 
Anhebung der Energiesteuern und die wieder leicht steigenden 
Lohnstückkosten auswirken. Andererseits bleibt der Preis­
erhöhungsspielraum der Unternehmen angesichts der modera­
ten Nachfragebelebung weiterhin begrenzt. Die Teuerungsrate 
der Lebenshaltung könnte sich daher im Jahr 1999 im Rahmen 
von -1-1,5 % halten.

Schaubild 10
Arbeitnehmereinkommen in Deutschland seit 1991
1991^ 100
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Leichte Einkommensverbesserungen
Die Einkommensentwicklung hat sich im Jahr 1998 leicht ver­
bessert. Das Volkseinkommen, also die Summe aller Erwerbs­
und Vermögenseinkommen, die den inländischen Wirtschafts­
einheiten innerhalb einer bestimmten Periode zufließen, hat 
bundesweit im ersten Halbjahr 1998 gegenüber dem entspre­
chenden Vorjahreszeitraum um 3,9 % zugenommen. Für das 
gesamte Jahr 1998 rechnen die sechs führenden deutschen 
Wirtschaftsforschungsinstitute mit einem Zuwachs des Volks­
einkommens von 3,7 %T Nach Steigerungsraten von 2,2 % im 
Jahr 1996 und 3,0 % 1997 bedeutet dies eine weitere Erholung. 
Im Vergleich zur durchschnittlichen Wachstumsrate des Volks­
einkommens während der 80er und Anfang der 90er Jahre von 
gut 5 bzw. 8 % fiel der aktuelle Einkommenszuwachs jedoch 
deutlich schwächer aus.
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Lohnquote sinkt weiter

Bezüglich der einzelnen Komponenten des Volkseinkommens 
sind erhebliche Unterschiede in den Entwicklungen erkennbar. 
Wie schon in den Jahren zuvor legten die Bruttoeinkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen kräftig zu und erreichten 
Steigerungsraten von 9,8 % im Jahr 1997 und 10,3 % in der 
ersten Jahreshälfte 1998. Dagegen war der Zuwachs der Brutto­
einkommen aus unselbständiger Arbeit mit + 0,2 % in 1997 und 
-I- 0,9 % im ersten Halbjahr 1998 kaum spürbar. Diese Entwick­
lung führte dazu, daß die Lohnquote, definiert als Anteil der Brut­
toeinkommen aus unselbständiger Arbeit am Volkseinkommen, 
die sich bereits seit 1993 im Abwärtstrend befindet, weiter nach 
unten gedrückt wurde. Im Jahr 1998 dürfte die Lohnquote in 
Deutschland bei 68 % liegen und damit noch unter den bisheri­
gen Tiefststand von 1990 gefallen sein. Auf die Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit entfällt somit tendenziell ein immer klei- 
nererTeil des insgesamt erwirtschafteten Volkseinkommens, was 
allerdings auch eine Folge der Arbeitszeitverkürzung und damit 
einhergehenden niedrigen Lohnsteigerungsraten ist. Neben der 
Abnahme der Lohnquote infolge niedriger Tariflohnerhöhungen 
spielten im Zeitraum 1993 bis 1997 auch strukturelle Verände­
rungen eine Rolle: Die Beschäftigtenzahl im hochbezahlten Ver­
arbeitenden Gewerbe nahm ab, während die Dienstleistungs­
bereiche, in denen die Durchschnittseinkommen niedriger sind, 
expandierten.

90
1991 92 93 94 95 96 97 98*> 99’l

*) Prognose der Wirtschaftsforschungsinstitute, Herbstgutachten 1998. 
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-gehaltsumme im Vorjahresvergleich noch um 0,4 % gesunken. 
Ursächlich für die verbesserte Einkommensentwicklung im Jahr 
1998 war auch der nachlassende Stellenabbau und ein wieder 
kräftigerer Anstieg der Durchschnittsverdienste von Arbeitern 
und Angestellten. Im Durchschnitt bekam jeder Arbeitnehmer 
in den ersten sechs Monaten 1998 brutto 1,6 % mehr Lohn und 
Gehalt, nach einem Plus von 1,2 % im Jahr 1997. Auch netto, 
also nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben, blieben jedem 
Arbeitnehmer mit monatlich 2 610 DM ebenfalls 1,6 % oder 
rund 40 DM mehr Lohn und Gehalt als im vergleichbaren Zeit­
raum 1997. Zu dieser Entwicklung hat auch beigetragen, daß die 
Abgabenlast der Arbeitnehmer 1998 in einem wesentlich gerin­
geren Maße zugenommen hat als in den Vorjahren. Nach Einbu­
ßen bei den Nettolöhnen und -gehältern im Jahr 1997 ist damit 
1998 wieder mit einer Zunahme von rund 2 % zu rechnen.

Einkommensvorteiie im Südwesten

In Baden-Württemberg dürften sich die Einkommen sogar et­
was besser als im Bundesdurchschnitt entwickelt haben, nach­
dem die Einkommenszuwächse in den wirtschaftlich schwäche­
ren Jahren geringer ausfielen als im Bundesgebiet. Gesamtwirt­
schaftliche Einkommensdaten liegen für Baden-Württemberg bis 
einschließlich 1996 vor. Aufgrund des in jüngster Zeit überdurch­
schnittlichen Wirtschafts- und Beschäftigungswachstums im Süd­
westen ist jedoch damit zu rechnen, daß Baden-Württemberg 1997 
und 1998 bei den verschiedenen Einkommensgrößen besser ab- 
schnitt als der Länderdurchschnitt. Gerade im hochbezahlten Ver­
arbeitenden Gewerbe hat die Beschäftigtenzahl in Baden-Würt­
temberg kräftiger zugenommen als im Bundesdurchschnitt.

Trotz anhaltend sinkender Lohnquote scheint bei den Arbeitneh­
mereinkommen die Talsohle der Entwicklung erreicht zu sein. 
Nachdem die Arbeitgeberbeiträge 1998 anders als in den Jah­
ren zuvor kaum noch gestiegen sind, nahm die Bruttolohn- und 
-gehaltsumme aller Arbeitnehmer im 1. Halbjahr 1998 mit -i-1,1 % 
sogar etwas stärker zu als die Bruttoeinkommen aus unselb­
ständiger Arbeit (+ 0,9 %). Im Jahr 1997 war die Bruttolohn- und

^ Herbstgutachten 1998 der Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswissen­
schaftlicher Forschungsinstitute.
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zu erwartende Erholung der Rohstoffpreise, die beschlossene 
Anhebung der Energiesteuern und die wieder leicht steigenden 
Lohnstückkosten auswirken. Andererseits bleibt der Pre is­
erhöhungsspielraum der Unternehmen angesichts der modera­
ten Nachfragebelebung weiterhin begrenzt. Die Teuerungsrate 
der Lebenshaltung könnte sich daher im Jahr 1999 im Rahmen 
von + 1,5 % halten. 
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unten gedrückt wurde. Im Jahr 1998 dürfte die Lohnquote in 
Deutschland bei 68 % liegen und damit noch unter den bisheri­
gen Tiefststand von 1990 gefallen sein. Auf die Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit entfällt somit tendenziell ein immer klei­
nerer Teil des insgesamt erwirtschafteten Volkseinkommens, was 
allerdings auch eine Folge der Arbeitszeitverkürzung und damit 
einhergehenden niedrigen Lohnsteigerungsraten ist. Neben der 
Abnahme der Lohnquote infolge niedriger Tariflohnerhöhungen 
spielten im Zeitraum 1993 bis 1997 auch strukturel le Verände­
rungen eine Rolle: Die Beschäftigtenzahl im hochbezahlten Ver­
arbeitenden Gewerbe nahm ab, während die Dienstleistungs­
bereiche, in denen die Durchschnittseinkommen niedriger sind, 
expandierten. 

Trotz anhaltend sinkender Lohnquote scheint bei den Arbeitneh­
mereinkommen die Talsohle der Entwicklung erreicht zu sein . 
Nachdem die Arbeitgeberbeiträge 1998 anders als in den Jah­
ren zuvor kaum noch gestiegen sind, nahm die Bruttolohn- und 
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2 Herbstgutachten 1998 der Arbeitsgemeinschaft deutscher wi rtschaftswissen­
schaftlicher Forschungsinstitute. 

48 

Schaubild 10 
Arbeitnehmereinkommen in Deutschland seit 1991 
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") Prognose der Wirtschaftsforschungsinstitute, Herbstgutachten 1998. 

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 472 98 

-gehaltsumme im Vorjahresverg leich noch um 0,4 % gesunken. 
Ursäch lich für die verbesserte Einkommensentwicklung im Jahr 
1998 war auch der nachlassende Stellenabbau und ein wieder 
kräftigerer Anstieg der Durchschnittsverdienste von Arbeitern 
und Angestellten. Im Durchschnitt bekam jeder Arbeitnehmer 
in den ersten sechs Monaten 1998 brutto 1,6 % mehr Lohn und 
Gehalt, nach einem Plus von 1,2 % im Jahr 1997. Auch netto, 
also nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben, blieben jedem 
Arbeitnehmer mit monatlich 2 610 DM ebenfalls 1,6 % oder 
rund 40 DM mehr Lohn und Gehalt als im vergleichbaren Zeit­
raum 1997. Zu dieser Entwicklung hat auch beigetragen, daß die 
Abgabenlast der Arbeitnehmer 1998 in einem wesentlich gerin­
geren Maße zugenommen hat als in den Vorjahren. Nach Einbu­
ßen bei den Nettolöhnen und -gehältern im Jahr 1997 ist damit 
1998 wieder mit einer Zunahme von rund 2 % zu rechnen . 

Einkommensvorteile im Südwesten 

In Baden-Württemberg dürften sich die Einkommen sogar et­
was besser als im Bundesdurchschnitt entwickelt haben, nach­
dem die Einkommenszuwächse in den w irtschaft lich schwäche­
ren Jahren geringer ausfielen als im Bundesgebiet. Gesamtwirt­
schaftliche Einkommensdaten liegen für Baden-Württemberg bis 
einsch ließlich 1996 vor. Aufgrund des in jüngster Zeit überdurch­
schnittlichen Wirtschafts- und Beschäftigungswachstums im Süd­
westen ist jedoch damit zu rechnen, daß Baden-Württemberg 1997 
und 1998 bei den verschiedenen Einkommensgrößen besser ab­
schnitt als der Länderdurchschnitt. Gerade im hochbezahlten Ver­
arbeitenden Gewerbe hat die Beschäftigtenzahl in Baden-Würt­
temberg kräftiger zugenommen als im Bundesdurchschnitt. 
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Tabelle 12
Einkommensentwicklung in Baden-Württemberg und Deutschland*’ seit 1980

Verfügbares Einkommen der privaten 
Haushalte je Einwohner

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
je Arbeitnehmer

Nettolohn- und -gehaltsumme 
je Arbeitnehmer

Jahr
DeutschlandDeutschland Baden-Württemberg Deutschland Baden-WürttembergBaden-Württemberg

realnominal nominalnominal realnominal real real nominal real nominal real

DM

15 600 
23 400 
25 000
25 700
26 500
27 300
28 100 
28 500

20 912 
23 400 
23 787 
23 406 
23 493
23 780
24 120 
24 030

21 296 
30 870 
32 222
32 796
33 013
33 413
34 569

21 180 
27 150
29 450
30 860
31 010
31 290
32 510 
32 430

28 391
27 150
28 021 
28 106 
27 491 
27 256 
27 906 
27 344

16 056
27 322
28 568
28 788
29 537
30 318
31 246

21 875 
27 322 
27 522 
26 730 
26 730
26 925
27 409

49 560 
56 090 
56 964
55 656
56 142
57 171 
57 941

36 150 
48 630 
53 780 
56 110 
58 120
60 360
61 880 
63 010

48 458 
48 630 
51 170 
51 102
51 525
52 578
53 116 
53 128

29 013
30 870
31 042 
30 451 
29 876
29 674
30 324

1980 36 377 
56 090 
59 129 
59 942 
62 037 
64 374 
66 053

1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997

Veränderung gegenüber Vorjahr in %
+ 0,7
- 1.3 
+ 0.6
- 1,9
- 1,9
- 0,7 
+ 2.2

1980/199011 + 1.8 
+ 4,1 
+ 1,7 
- 1,6 
+ 0,4 
+ 1.2 
+ 1,4 
- 0,4

+ 4,4 
+ 7.5 
+ 6,8 
+ 2.7 
+ 3.2 
+ 2,9 
+ 3,1 
+ 1,4

+ 3,9 
+ 5,7 
+ 5,4 
+ 1,4 
+ 3,5 
+ 3,8 
+ 2.6

+ 3,6 
+ 6,1 
10,6 

+ 4.3 
+ 3,6 
+ 3,9 
+ 2.5 
+ 1.8

+ 1,0 
+ 2.3 
+ 5,2 
- 0,1 
+ 0,8 
+ 2,0 
+ 1.0 
+ 0.0

+ 3,5 
-h 2,4 
+ 4,4 
+ 1.8 
+ 0,7 
+ 1,2 
+ 3,5

+ 3,3 
+ 2,9 
+ 8,5 
+ 4.8 
+ 0,5 
+ 0,9 
+ 3,9 
- 0,3

+ 0,6
- 0,7 
+ 3,2 
+ 0,3
- 2,2
- 0,9 
+ 2.4
- 2,0

+ 4,7 
+ 7,7 
+ 4,6 
+ 0.8 
+ 2,6 
+ 2,6 
+ 3,1

+ 1,9 
+ 3,8 
+ 0.7 
- 2.9 
+ 0,0 
+ 0,7 
+ 1,8

+ 1.1 
+ 1,9 
+ 1,6 
- 2.3 
+ 0.9 
+ 1,8 
+ 1.3

1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997

*) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. - 1) Jahresdurchschnitt.

ZU rechnen. Auch die vorgesehenen Entlastungen bei Einkom­
mensteuer und Rentenbeitragssatz werden in Verbindung mit 
einem weiteren Stellenzuwachs einen Einkommenszuwachs 
bringen. Demzufolge werden die verfügbaren Einkommen 1999 
nach Einschätzung der Wirtschaftsforschungsinstitute um nomi­
nal 3,5 % und der private Verbrauch mit nominal 3,3 % stärker 
steigen als 1998.

Das verfügbare Einkommen, also die Einkommen, die von den 
privaten Haushalten nach Abzug von Steuern und Sozialabga­
ben frei verwendet werden können, lagen im ersten Halbjahr 
1998 2,2 % über dem Vorjahresniveau. Sie konnten damit wie­
der eine etwas höhere Zuwachsrate verzeichnen als im Vorjahr. 
Dazu hat unter anderem die bereits erwähnte leichte Zunahme 
der Nettolöhne und -gehälter beigetragen, die mit einem Anteil 
von knapp 42 % die stärkste Komponente der verfügbaren Ein­
kommen bilden. Etwas weniger stark als im Vorjahr wuchsen 
die sozialen Transferleistungen des Staates an die privaten Haus­
halte (-1- 1,1 % im 1. Halbjahr 1998). Erneut positiv beeinflußt 
wurde die Entwicklung des verfügbaren Einkommens von den 
entnommenen Gewinnen und Vermögenseinkommen. Diese 
nahmen zwar nicht mehr ganz so stark zu wie in den Vorjahren, 
waren jedoch mit einem Anstieg von 4 % im ersten Halbjahr 
1998 abermals der dynamischste Einkommensbestandteil,

Einzelhandel
Der baden-württembergische Einzelhandel kann von Januar bis 
August 1998 auf eine positive Gesamtbilanz blicken. In den er­
sten acht Monaten erzielte er einen Umsatzzuwachs von 2,7 %. 
Real, das heißt nach Abzug der Preissteigerungen, entsprach 
dies immerhin noch einer Zunahme von 2,4 %. Damit hat sich 
1998 die Umsatzsituation im Einzelhandel im Vergleich zu den 
vorangegangenen Jahren weiter verbessert. Trotzdem besteht 
noch kein Anlaß zu einem allzu großen Optimismus. Das Ergeb­
nis ist nämlich weitgehend durch den Geschäftsverlauf des er­
sten Quartals geprägt, in dem ein beachtliches Umsatzplus von 
real 3,8 % erzielt wurde. Im zweiten Quartal konnte dagegen 
der Einzelhandel nichts mehr hinzusetzen und stagnierte auf Vor­
jahresniveau. Nach diesen turbulenten Quartalen schwenkte der 
Einzelhandel wieder auf einen stetigen Wachstumskurs ein.

Reallöhne nehmen wieder zu

Wegen der nominalen Einkommenszuwächse bei fast stabilen 
Verbraucherpreisen hat sich 1998 auch die reale Einkommens­
situation der Verbraucher wieder leicht verbessert, Nach Reallohn­
einbußen in den Jahren 1993, 1994, 1995 und 1997 sind die 
preisbereinigten Nettolöhne und -gehälter 1998 wieder mode­
rat gestiegen. Auch bei den realen verfügbaren Einkommen ist 
nach einem negativen Vorjahr nun wieder mit einem leichten 
Plus zu rechnen. Der damit verbundene Kaufkraftzuwachs hat 
zu einer Stützung des privaten Verbrauchs beigetragen, der nach 
einer schwachen Steigerung im Jahr 1997 von real 0,5 % im 
Jahr 1998 mit voraussichtlich real 1,5 % wieder etwas stärker 
gewachsen sein dürfte.

Nach steuerbedingten Turbulenzen wieder auf 
Wachstumskurs

Maßgeblich für die Turbulenzen in der ersten Jahreshälfte war 
vor allem die lebhafte Nachfrage nach Kraftfahrzeugen, die no­
minal zu rund einem Fünftel zum gesamten Umsatz des Einzel­
handels beiträgt. Wegen der zum 1. April wirksam gewordenen

Im Jahr 1999 ist vor allem wegen der sich abzeichnenden 
Tariflohnerhöhungen mit weiteren Einkommensverbesserungen
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Tabelle 12 
Einkommensentwicklung in Baden-Württemberg und Deutschland*) seit 1980 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit Nettolohn- und -gehaltsumme Verfügbares Einkommen der privaten 
je Arbeitnehmer je Arbeitnehmer Haushalte je Einwohner 

Jahr 
Baden-Württemberg 1 Baden-Württemberg 1 Baden-Württemberg 1 Deutschland Deutschland Deutschland 

nominal 1 rea l 
1 

nominal f real nomirial f real 1 nominal f real nominal l rea l l nominal 1 real 

DM 

1980 .. 36 377 49 560 36 150 48 458 21 296 29 013 21 180 28 391 16 056 21 875 15 600 20 912 

1991 .. 56 090 56 090 48 630 48 630 30 870 30 870 27 150 27 150 27 322 27 322 23 400 23 400 

1992 59 129 56 964 53 780 51 170 32 222 31 042 29 450 28 021 28 568 27 522 25 000 23 787 

1993 59 942 55 656 56 110 51 102 32 796 30 451 30 860 28 106 28 788 26 730 25 700 23 406 

1994 62 037 56 142 58 120 51 525 33 013 29 876 31 010 27 491 29 537 26 730 26 500 23 493 

1995 .................. ...... . 64 374 57 171 60 360 52 578 33 413 29 674 31 290 27 256 30 318 26 925 27 300 23 780 

1996 66 053 57 941 61 880 53 116 34 569 30 324 32 510 27 906 31 246 27 409 28 100 24 120 

1997 63 010 53 128 32 430 27 344 28 500 24 030 

Veränderung gegenüber Vorjahr in % 

1980/199011 + 3,9 + 1,1 + 3,6 + 1,0 + 3,5 

1991 + 5,7 + 1,9 + 6, 1 + 2,3 + 2,4 

1992 + 5,4 + 1,6 + 10,6 + 5,2 + 4,4 

1993 .. + 1,4 - 2,3 + 4,3 - 0, 1 + 1,8 · 

1994 .. + 3,5 + 0,9 + 3,6 + 0,8 + 0,7 

1995 + 3,8 + 1,8 + 3,9 + 2,0 + 1,2 

1996 + 2,6 + 1,3 + 2,5 + 1,0 + 3,5 

1997 + 1,8 + 0,0 

*) Bis 1990 früheres Bundesgebiet. - 1) Jahresdurchschnitt. 

Das verfügbare Einkommen, also die Einkommen, die von den 
privaten Haushalten nach Abzug von Steuern und Sozialabga­
ben frei verwendet werden können, lagen im ersten Halbjahr 
1998 2,2 % über dem Vorjahresniveau. Sie konnten damit wie­
der eine etwas höhere Zuwachsrate verzeichnen als im Vorjahr. 
Dazu hat unter anderem die bereits erwähnte leichte Zunahme 
der Nettolöhne und -gehälter beigetragen, die mit einem Anteil 
von knapp 42 % die stärkste Komponente der verfügbaren Ein­
kommen bilden. Etwas wen iger stark als im Vorjahr wuchsen 
die sozialen Transferleistungen des Staates an die privaten Haus­
halte (+ 1, 1 % im 1. Halbjahr 1998) Erneut positiv beeinflußt 
wurde die Entwicklung des verfügbaren Einkommens von den 
entnommenen Gewinnen und Vermögenseinkommen. Diese 
nahmen zwar nicht mehr ganz so stark zu wie in den Vorjahren, 
wa ren jedoch mit einem Anstieg von 4 % im ersten Halbjahr 
1998 abermals der dynamischste Einkommensbestandteil . 

Reallöhne nehmen wieder zu 

Wegen der nominalen Einkommenszuwächse bei fast stabilen 
Verbraucherpreisen hat sich 1998 auch die reale Einkommens­
situation der Verbraucher wieder leicht verbessert. Nach Reallohn­
einbußen in den Jahren 1993, 1994, 1995 und 1997 sind die 
preisbereinigten Nettolöhne und -gehälter 1998 wieder mode­
rat gestiegen. Auch bei den realen verfügbaren Einkommen ist 
nach einem negativen Vorjahr nun wieder mit einem leichten 
Plus zu rechnen. Der damit verbundene Kaufkraftzuwachs hat 
zu einer Stützung des privaten Verbrauchs beigetragen, der nach 
einer schwachen Steigerung im Jahr 1997 von real 0,5 % im 
Jahr 1998 mit voraussichtlich real 1,5 % wieder etwas stärker 
gewachsen sein dürfte. 

Im Jahr 1999 ist vor allem wegen der sich abzeichnenden 
Tariflohnerhöhungen mit weiteren Einkommensverbesserungen 
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+ 0,7 + 3,3 + 0,6 + 4,7 + 1,9 + 4,4 + 1,8 

- 1,3 + 2,9 - 0,7 + 7,7 + 3,8 + 7,5 + 4, 1 

+ 0,6 + 8,5 + 3,2 + 4,6 + 0,7 + 6,8 + 1,7 

- 1,9 + 4,8 + 0,3 + 0,8 - 2,9 + 2,7 - 1,6 

- 1,9 + 0,5 - 2,2 + 2,6 + 0,0 + 3,2 + 0,4 

- 0,7 + 0,9 - 0,9 + 2,6 + 0,7 + 2,9 + 1,2 

+ 2,2 + 3,9 + 2,4 + 3, 1 + 1,8 + 3, 1 + 1,4 

- 0,3 - 2,0 + 1,4 - 0,4 

zu rechnen. Auch die vorgesehenen Entlastungen bei Einkom­
mensteuer und Rentenbeitragssatz werden in Verbindung mit 
einem weiteren Stellenzuwachs einen Einkommenszuwachs 
bringen. Demzufolge werden die verfügbaren Einkommen 1999 
nach Einschätzung der Wirtschaftsforschungsinstitute um nomi­
nal 3,5 % und der private Verbrauch mit nominal 3,3 % stärker 
steigen als 1998. 

Einzelhandel 

Der baden-württembergische Einzelhandel kann von Januar bis 
August 1998 auf eine positive Gesamtbilanz blicken. In den er­
sten acht Monaten erzielte er einen Umsatzzuwachs von 2,7 % . 
Real, das heißt nach Abzug der Preissteigerungen, entsprach 
dies immerhin noch einer Zunahme von 2,4 % . Damit hat sich 
1998 die Umsatzsituation im Einzelhandel im Vergleich zu den 
vorangegangenen Jahren weiter verbessert. Trotzdem besteht 
noch kein Anlaß zu einem allzu großen Optimismus. Das Ergeb­
nis ist nämlich weitgehend durch den Geschäftsverlauf des er­
sten Quartals geprägt, in dem ein beachtliches Umsatzplus von 
real 3,8 % erzielt wurde . Im zweiten Quartal konnte dagegen 
der Ei nzelhandel nichts mehr hinzusetzen und stagnierte auf Vor­
jahresn iveau. Nach diesen turbu lenten Quartalen schwenkte der 
Einzelhandel wieder auf einen stetigen Wachstumskurs ein. 

Nach steuerbedingten Turbulenzen wieder auf 
Wachstumskurs 

Maßgeblich für die Turbulenzen in der ersten Jahreshälfte war 
vor allem die lebhafte Nachfrage nach Kraftfahrzeugen, die no­
minal zu rund einem Fünftel zum gesamten Umsatz des Einzel­
handels beiträgt. Wegen der zum 1. April wirksam gewordenen 
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Mehrwertsteuererhöhung hatten viele Kunden geplante Neu­
wagenkäufe vorgezogen. Bemerkbar machte sich dies insbeson­
dere im Monat März, in dem die Umsätze im Kraftfahrzeug-Ein­
zelhandel das Vorjahresergebnis um gut ein Drittel übertrafen. 
Insgesamt konnte der Kfz-Handel infolge dieses Mehrwertsteuer­
effektes im ersten Quartal ein deutliches Umsatzplus von knapp 
15 % verbuchen. Nach dem starken Ergebnis zu Jahresbeginn 
folgte im zweiten Quartal 1998 ein Umsatzrückgang von gut 2 % 
gegenüber 1997. Im Juli und August erholte sich die Nachfrage 
nach Kraftfahrzeugen, und der Kfz-Einzelhandel übernahm wie­
der seine Rolle als Wachstumsträger.

Uhren- und Schmuck- sowie der Sportfachhandel. Deutliche Um­
satzzuwächse verbuchte auch der Einzelhandel mit Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen. Dagegen verspürte der Einzelhan­
del mit Waren verschiedener Art und der Facheinzelhandel mit 
Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren, zu denen Kauf­
häuser und Lebensmittelgeschäfte gehören, noch keine Nach­
fragebelebung. Im Gegenteil: sie mußten in den ersten acht Mo­
naten des Jahres 1998 sogar reale Umsatzeinbußen von 2,6 % 
bzw. 0,9 % hinnehmen.

Die neue Belebung im Einzelhandel verdient insofern besonde­
re Aufmerksamkeit, als sich der Einzelhandel in den Jahren 1993 
und 1994 in einer schweren Krise befand. Den Rückgang der 
Konsumnachfrage spürte der Einzelhandel - anders als in frühe­
ren Konjunkturzyklen - weitaus stärker, als dies beim gesamten 
privaten Verbrauch zu beobachten war. Der Einzelhandel mußte 
sogar mehrere Jahre in Folge beträchtliche Umsatzverluste hin­
nehmen. Mehrere Faktoren haben zu dieser im langjährigen 
Vergleich recht ungewöhnlichen Entwicklung beigetragen. Die 
wohl wichtigste Ursache hierfür dürfte in dem starken Stellen­
abbau dieser Jahre zu suchen sein. In den 80er Jahren kam es 
relativ schnell nach dem wirtschaftlichen Einbruch zu einer Erho­
lung auf dem Arbeitsmarkt. In den 90er Jahren kam erst im fünf­
ten Jahr nach der Rezession ein Stellenzuwachs. Weil der Aus­
gabenspielraum bei geringeren Einkommen und konstanten 
Fixkostenbestandteilen wie beispielsweise Wohnungsmieten 
immer kleiner wurde, vollzogen sich strukturelle Verschiebun­
gen innerhalb des privaten Verbrauchs immer mehr zu Lasten 
des Einzelhandels, Die Situation für den Einzelhandel hat sich 
deshalb erst gebessert, nachdem sich die Lage auf dem Arbeits­
markt wieder besserte, Flierdurch entstehen wieder größere 
Spielräume für die Konsumnachfrage, von denen auch der Ein­
zelhandel profitiert.

Optimistisch an der bisherigen Entwicklung stimmt nicht nur 
der insgesamt gute Geschäftsgang des Kfz-Flandels, sondern 
vielmehr die Entwicklung in den übrigen Einzelhandelssparten 
(ohne Kfz-Flandel und Tankstellen). Mit einem realen Plus von 
1,8 % In den ersten acht Monaten 1998 konnte der im Jahr 
1997 vorgelegte moderate Zuwachs sogar ausgebaut werden. 
Ebenso wie beim Kfz-Flandel hat die Mehrwertsteuererhöhung 
auch in anderen Sparten, die mit Gütern im Flochpreissegment 
handeln, zu Vorzieheffekten geführt. Der "Umsatzschub" erreich­
te allerdings eine weitaus geringere Stärke und gleicht sich bei 
der Zusammenfassung mehrerer Sparten aus. Nach einem Zu­
wachs von real 1,1 % im ersten Quartal betrug das Wachstums­
plus im zweiten Quartal immer noch 1,0 % und hat in den Som­
mermonaten Juli und August an Stärke gewonnen.

In dieser aus mehreren Fachrichtungen zusammengesetzten 
Sparte des Einzelhandels verlief die Entwicklung uneinheitlich. 
Wachstumsträger waren beispielsweise Apotheken und der 
medizinische und kosmetische Facheinzelhandel, aber auch der 
Fachhandel mit Fotoerzeugnissen, Computern und Software, der

Weiter mit moderatem WachstumSchaubild 11
Erwerbstätige, Privater Verbrauch und Umsätze 
im Einzelhandei in Baden-Württemberg seit 1981*) Im Jahr 1998 stehen die Aussichten für ein weiteres Anziehen 

der Expansionskräfte im Einzelhandel gut. Impulse sind dabei in 
erster Linie von einer weiteren Zunahme der Beschäftigung und 
den sich abzeichnenden Lohnerhöhungen zu erwarten. Positiv 
wird sich im Jahr 1999 auch die Absenkung der Sozialversiche­
rungsbeiträge um 0,8 Prozentpunkte und die geplante Steuerre­
form auswirken. Qb und inwieweit die steuerlichen Entlastun­
gen in Form einer Erhöhung des Grundfreibetrages, der Absen­
kung des Eingangssteuersatzes und der Erhöhung des Kinder­
geldes durch die Erhöhung anderer Steuersätze wieder kom­
pensiert werden, bleibt abzuwarten. Allerdings ist damit zu rech­
nen, daß mögliche Einkommensverbesserungen nicht in vollem 
Umfang dem privaten Verbrauch und damit dem Einzelhandel 
zugute kommen, nachdem die Flaushalte in den letzten Jahren 
verstärkt von ihren Finanzpolstern gezehrt haben und diese vor­
aussichtlich in besseren Zeiten wieder aufstocken.

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 
in %10

8

6

4

2

0
X; Umwelt

Die Erkenntnis, daß ein umfassend wirksamer Umweltschutz 
nur erreicht werden kann, wenn es gelingt, das Ziel des Schut­
zes von Natur und Umwelt in das allgemeine menschliche Flan- 
deln und Wirtschaften zu integrieren, setzt sich weiter durch. 
Dies zeigt sich auch darin, daß die Bemühungen zur Begren­
zung von Umweltbelastungen durch Emissionen zunehmend von 
Bestrebungen gestützt werden, die Inanspruchnahme natürli­
cher Ressourcen zu begrenzen und schließlich zu verringern.

-4
1981 82 83 84 85 86 87 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98

*) Privater Verbrauch für 1997 und 1998, Erwerbstätige und Umsätze für 1998 geschätzt.

Statistisches Landesamt 8aden-WQrttemberg 462 98
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Mehrwertsteuererhöhung hatten viele Kunden geplante Neu­
wagenkäufe vorgezogen . Bemerkbar machte sich dies insbeson­
dere im Monat März, in dem die Umsätze im Kraftfahrzeug-Ein­
zelhandel das Vorjahresergebnis um gut ein Dritte l übertrafen. 
Insgesamt konnte der Kfz-Handel infolge dieses Mehrwertsteuer­
effektes im ersten Quartal ein deutl iches Umsatzplus von knapp 
15 % verbuchen . Nach dem starken Ergebnis zu Jahresbeginn 
folgte im zweiten Quartal 1998 ein Umsatzrückgang von gut 2 % 
gegenüber 1997 Im Juli und August erholte sich die Nachfrage 
nach Kraftfahrzeugen, und der Kfz-Einzelhandel übernahm wie­
der seine Rolle als Wachstumsträger. 

Optimistisch an der bisherigen Entw icklung stimmt nicht nur 
der insgesamt gute Geschäftsgang des Kfz-Handels, sondern 
vielmehr die Entwicklung in den übrigen Einzelhandelssparten 
(ohne Kfz-Handel und Tankstellen). Mit einem realen Plus von 
1,8 % in den ersten acht Monaten 1998 konnte der im Jahr 
1997 vorgelegte moderate Zuwachs sogar ausgebaut werden. 
Ebenso wie beim Kfz-Handel hat die Mehrwertsteuererhöhung 
auch in anderen Sparten, die mit Gütern im Hochpreissegment 
handeln, zuVorzieheffekten geführt. Der "Umsatzschub" erreich­
te al lerdings eine weitaus geringere Stärke und gleicht sich bei 
der Zusammenfassung mehrerer Sparten aus. Nach einem Zu­
wachs von real 1, 1 % im ersten Quartal betrug das Wachstums­
plus im zweiten Quartal immer noch 1,0 % und hat in den Som­
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In dieser aus mehreren Fachrichtungen zusammengesetzten 
Sparte des Einzelhande+s verlief die Entwicklung uneinheitlich. 
Wachstumst räger waren beispie lsweise Apotheken und der 
medizinische und kosmetische Facheinzelhandel, aber auch der 
Fachhandel mit Fotoerzeugnissen, Computern und Software, der 
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Uhren- und Schmuck- sowie der Sportfachhandel. Deutliche Um­
satzzuwächse verbuchte auch der Einzelhandel mit Möbeln und 
Einrichtungsgegenständen. Dagegen verspürte der Einzelhan­
del mit Waren verschiedener Art und der Facheinzelhandel mit 
Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren, zu denen Kauf­
häuser und Lebensmittelgeschäfte gehören, noch keine Nach­
fragebelebung . Im Gegenteil: sie mußten in den ersten acht Mo­
naten des Jahres 1998 sogar rea le Umsatzeinbußen von 2,6 % 
bzw. 0,9 % hinnehmen. 

Die neue Belebung im Einzelhandel verdient insofern besonde­
re Aufmerksamkeit, als sich der Einzelhandel in den Jahren 1993 
und 1994 in einer schweren Krise befand . Den Rückgang der 
Konsumnachfrage spürte der Einzelhandel - anders als in frühe­
ren Konjunkturzyklen - weitaus stärker, als dies beim gesamten 
privaten Verbrauch zu beobachten war. Der Einzelhandel mußte 
sogar mehrere Jahre in Folge beträchtliche Umsatzverluste hin­
nehmen . Mehrere Faktoren haben zu dieser im langjährigen 
Verg leich recht ungewöhnlichen Entwicklung beigetragen. Die 
wohl wichtigste Ursache hierfür dürfte in dem starken Stellen­
abbau dieser Jahre zu suchen sein. In den 80er Jahren kam es 
relativ schnell nach dem wirtschaftlichen Einbruch zu einer Erho­
lung auf dem Arbeitsmarkt. In den 90er Jahren kam erst im fünf­
ten Jahr nach der Rezession ein Stellenzuwachs. Weil der Aus­
gabenspielraum bei geringeren Einkommen und konstanten 
Fixkostenbestandteilen wie beispie lsweise Wohnungsmieten 
immer kleiner wurde, vollzogen sich strukturel le Verschiebun­
gen innerhalb des privaten Verbrauchs immer mehr zu Lasten 
des Einzelhandels . Die Situation für den Einzelhandel hat sich 
deshalb erst gebessert, nachdem sich die Lage auf dem Arbeits­
markt wieder besserte . Hierdurch entstehen wieder größere 
Spielräume für die Konsumnachfrage, von denen auch der Ein­
ze lhandel profitiert. 

Weiter mit moderatem Wachstum 

Im Jahr 1998 stehen die Aussichten für ein weiteres Anziehen 
der Expansionskräfte im Einzelhandel gut. Impulse sind dabei in 
erster Linie von einer weiteren Zunahme der Beschäftigung und 
den sich abzeichnenden Lohnerhöhungen zu erwarten. Positiv 
wird sich im Jahr 1999 auch die Absenkung der Sozia lversiche­
rungsbeiträge um 0,8 Prozentpunkte und die geplante Steuerre­
form auswirken . Ob und inwieweit die steuerlichen Entlastun­
gen in Form einer Erhöhung des Grundfreibetrages, der Absen­
kung des Eingangssteuersatzes und der Erhöhung des Kinder­
geldes durch die Erhöhung anderer Steuersätze wieder kom­
pensiert werden, bleibt abzuwarten. Allerd ings ist damit zu rech­
nen, daß mögliche Einkommensverbesserungen nicht in vollem 
Umfang dem privaten Verbrauch und damit dem Einzelhandel 
zugute kommen, nachdem die Haushalte in den letzten Jahren 
verstärkt von ihren Finanzpolstern gezehrt haben und diese vor­
aussichtlich in besseren Zeiten wieder aufstocken . 

X. Umwelt 
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Die Erkenntnis, daß ein umfassend wirksamer Umweltschutz 
nur erreicht werden kann, wenn es gelingt, das Ziel des Schut­
zes von Natur und Umwelt in das allgemeine menschliche Han­
deln und W irtschaften zu integrieren, setzt sich weiter durch. 
Dies zeigt sich auch darin, daß die Bemühungen zur Begren­
zung von Umweltbelastungen durch Emissionen zunehmend von 
Bestrebungen gestützt werden, die Inanspruchnahme natürli­
cher Ressourcen zu begrenzen und sch ließlich zu verringern . 
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ge an Siedlungsabfällen weiter anhielt. Durch den fortgesetzten 
Ausbau der getrennten Erfassung von Wertstoffen, Bioabfällen 
und Problemabfällen, die 1998 mit der novellierten Verpackungs­
verordnung, der Bioabfall- und Batterieverordnung bzw. der Elek- 
tro-Schrott- und IT-Geräte-Verordnung auch rechtlich weiterent­
wickelt wurde, ist die zu beseitigende Menge häuslicher Abfälle 
mittlerweile auf rund 160 kg je Einwohner zurückgegangen. Es 
zeigt sich allerdings eine deutliche Verlangsamung bei der Verla­
gerung der Mengen von der Beseitigung hin zur Verwertung. 
Andererseits sind die Unterschiede zwischen den Kreisen nach 
wie vor beträchtlich, so daß noch nicht von einer völligen Aus­
schöpfung aller Verwertungsmöglichkeiten ausgegangen werden 
kann. Insbesondere bei der Erfassung und Verwertung von 
Bioabfällen besteht offenbar in einer Reihe von Kreisen noch 
erhebliches Abschöpfungspotential. Hervorzuheben ist allerdings 
bezüglich des gesamten Aufkommens häuslicher Abfälle, der 
Summe aus verwerteten und beseitigten Mengen, daß bislang 
keine Verringerung der Aufkommen erzielt wurde, sondern im 
Gegenteil die Menge nach wie vor ansteigt.

Schaubild 12
Abfall- und Wertstoffaufkommen in Baden- 
Württemberg 1984 bis 1997*)
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Schaubild 13
Ozonwerte der Meßstellen Karlsruhe-Mitte 
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Durch den sparsamen Umgang mit Rohstoffen, Energie, Was­
ser und Flächen sowie die Verringerung der Emissionen in Natur 
und Umwelt soll eine nachhaltige, umweltverträgliche Entwick­
lung der Volkswirtschaft erreicht werden. Um auf diesem Weg 
voranzukommen, wurden auch im zurückliegenden Jahr auf ver­
schiedenen politischen und gesellschaftlichen Ebenen zahlrei­
che Initiativen, Planungen und Maßnahmen ergriffen. Eine rela­
tiv neue Form, die Ziele und Maßnahmen zum Zwecke einer 
nachhaltigen Entwicklung dem Bürger nahezubringen und da­
mit umweltverträgliches Handeln auf breiter Basis zu entwik- 
keln, ist die sogenannte „Lokale Agenda 21an deren Umset­
zung in Baden-Württemberg im abgelaufenen Jahr In immerhin 
30 bis 40 Städten und Gemeinden konkret gearbeitet wurde. 
Das Land hat zur Unterstützung dieser Initiativen bei der Lan­
desanstalt für Umweltschutz eine Beratungsstelle installiert und 
einen Leitfaden insbesondere auch für kleinere Gemeinden ent­
wickelt und vorgelegt.
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Hervorstechende Themenbereiche, die 1998 im Vordergrund der 
umweltpolitischen Diskussion standen und zugleich belegen, wie 
wichtig die Integration der Umweltschutzziele in das tägliche 
Handeln ist, waren die aktuellen Entwicklungen im Bereich der 
Abfallwirtschaft, die Bemühungen zurVerringerung derTreibhaus- 
gasemissionen sowie zur weiteren Reduzierung der Emissio­
nen von Stickoxiden, Kohlenwasserstoffen und Stäuben, um so 
die Bildung von Sommersmog und die Luftbelastung durch Fein­
stäube zu begrenzen.

0,15

0,10

0,05

Die vielfältigen Maßnahmen, die Abfallwirtschaft zu einer um­
weltschonenden Kreislaufwirtschaft weiterzuentwickeln, werden 
von widerstrebenden Interessen und Zielsetzungen begleitet. 
Positiv zu beurteilen ist sicherlich, daß der Rückgang der im Rah­
men der öffentlichen Abfallentsorgung zu beseitigenden Men-
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Schaubild 14
C02-Emissionen in Baden-Württemberg 1975 bis 1997*) nach Hauptemittentengruppen
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verkehr und landwirtschaftliche Zugmaschinen.
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Dies gilt offenbar nicht oder zumindest eingeschränkt für den 
Bereich der allgemeinen gewerblichen und produktionsspezi­
fischen Abfälle, in dem auch erste Vermeidungsmaßnahmen 
wirksam wurden. Dadurch sowie vor allem durch Verwertungs­
maßnahmen hat der starke Rückgang der Mengen, die den öf­
fentlichen Entsorgungsträgem angedient wurden, fast unvermin­
dert angehalten. Die Entsorgung der Gewerbeabfälle hat sich 
verglichen mit 1990, dem Jahr mit den größten der öffentlichen 
Abfallentsorgung angedienten Gewerbeabfallmengen, bis auf 
einen Rest von 20 % auf die private Entsorgungswirtschaft ver­
lagert. Im Hinblick auf die angestrebte möglichst ressourcen- 
und umweltschonende Abfallwirtschaft stellt sich allerdings die 
Frage, ob die Rahmenbedingungen für die Privatwirtschaft!iche 
Verwertung der Abfälle hinreichend entwickelt sind. Zahlreiche 
Beispiele berechtigen zur ernsten Sorge, daß erhebliche Men­
gen an Gewerbeabfällen nicht in umweit- und ressourcen­
schonende Verwertungsverfahren gelangen, sondern vielmehr 
auf umweltbelastende Art verwertet oder sogar nach langen 
Transportwegen in unzureichend ausgebauten Deponien billig 
abgelagert werden.

Rekultivierung übertägiger Abbaustätten oder im Rahmen öffent­
licher Baumaßnahmen genutzt. Die über mehr oder weniger 
große Entfernungen jährlich zu transportierenden Mengen an 
Baumassenabfällen stellen aber trotz oder zumindest teilweise 
gerade wegen der verstärkten Verwertung eine beträchtliche 
Umweltbelastung schon allein deshalb dar, weil mit dem Trans­
port der großen Mengen auch Emissionen an Luftschadstoffen 
und Lärm verbunden sind. Im Hinblick auf eine nachhaltige Ent­
wicklung kommt es deshalb darauf an, die Transportvorgänge 
und -entfernungen zu verringern.

1 '

i

Der Verkehr, insbesondere die Beförderung von Personen und 
Gütern auf der Straße, stand auch im zurückliegenden Jahr im 
Blickpunkt der Bemühungen zur Verringerung von Umwelt­
belastungen, wobei sowohl die regionalen oder örtlichen als auch 
die globalen Auswirkungen Anlaß für die unvermindert große 
Aufmerksamkeit waren. Bezüglich der regionalen Umwelt­
belastungen wurde dies besonders durch die dramatische Zu­
spitzung der Ozonbelastung im Sommer deutlich, wo infolge 
der Überschreitung der Ozongrenzwerte - an mindestens drei 
Meßstellen wurden 1-Stunden-Mittelwerte von über 240 Mikro­
gramm Ozon pro Kubikmeter Luft gemessen - am 12. August 
erstmals Ozonalarm ausgelöst worden war, mit der Folge, daß 
ein Fahrverbot für nicht schadstoffreduzierte Fahrzeuge verhängt 
wurde. Grund dafür ist, daß der Straßenverkehr und dort beson­
ders die Fahrzeuge ohne G-Kat maßgeblich zu den Emissionen 
von Stickoxiden, flüchtigen Kohlenwasserstoffen und Kohlenmon­
oxid beitragen. Obwohl die Emissionen dieser sogenannten Vor­
läufersubstanzen für die Bildung von Ozon seit 1990 vor allem 
durch die Einführung von geregelten Katalysatoren spürbar zu­
rückgegangen sind, ist eine signifikante Verringerung der Ozon­
belastung auch im Jahresmittel bislang nicht feststellbar.

Auch der Umgang mit den riesigen jährlichen Mengen an Bau­
massenabfällen hat sich in den vergangenen Jahren verändert. 
Eine durchgreifende Verringerung der jährlichen Aufkommens­
menge an Baumassenabfällen ist allerdings ebensowenig wie 
bei den häuslichen Abfällen festzustellen. Von den über 33 Mil­
lionen Tonnen (t), die 1996 statistisch registriert wurden, gelang­
te der weitaus überwiegende Teil in Verwertungsmaßnahmen. 
Beim Bauschutt und Straßenaufbruch, die zusammen rund 
10 Mill. t ausmachten, wurden etwa drei Viertel über Bauschutt­
recyclinganlagen der Verwertung zugeführt. Von den über 
23 Mill. t Bodenaushub wurde mehr als die Hälfte für die
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ein Fahrverbot für nicht schadstoffreduzierte Fahrzeuge verhängt 
wurde. Grund dafür ist, daß der Straßenverkehr und dort beson­
ders die Fahrzeuge ohne G-Kat maßgeblich zu den Emissionen 
von Stickoxiden, flüchtigen Kohlenwasserstoffen und Kohlenmon­
oxid beitragen. Obwohl die Emissionen dieser sogenannten Vor­
läufersubstanzen für die Bildung von Ozon seit 1990 vor allem 
durch die Einführung von geregelten Katalysatoren spürbar zu­
rückgegangen sind, ist eine signifikante Verringerung der Ozon­
belastung auch im Jahresmitte l bis lang nicht feststellbar. 
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Tabelle 13
Zusammensetzung der Pkw-Flotte in Baden-Württemberg seit 1985 nach Schadstoffgruppen

Pkw mit Schadstoff­
reduzierung nach 

US-Norm^i, EU-Riohtlinien 
El und E2®

Pkw ohne 
Schadstoff­
reduzierung

Bedingt
schadstoff-

arm^>
Pkw

insgesamt
Schadstoffarm 

nach Europa-Norm'*'
Jahr"

1985 ^ 100 Anteil an den Pkw insgesamt in %1000

Insgesamt
1001001985 4 073,2

4 919,2
5 393,4 
5 467,3 
5 502,8 
5 539,5

54,3120,8
132,4
134,2

19,0 13,3 13,41990
23,253,3 14,6 8,91995
18,68,159,7 13,61996
14,96,7135,1 65,9 12,41997
10,9136,0 73,9 9,4 5,81998

Ottomotor®'
1003 680,9

4 216,8 
4 535,1 
4 595,1 
4 637,3 
4 684,0

1001985
61,719,3 8,3 10,7114,6

123.2 
124,8 
126,0
127.3

1990
26,211,3 7,91995 54,7
20,961,2 10,6 7,41996
16,26,767,4 9,71997
11,87,874,4 5,91998

Dieselmotor
1001001985 392.3

702.4 
858,3 
872,2
865.5
855.5

9,443,2 29,9179.0 
218,8 
222,3 
220,6

218.1

17,41990
7,545,9 32,1 14,61995
6,429,5 11,91996 52,1

6,9^> 8,058,2 26,91997
4,9" 5,818,271,21998

1) Stand jeweils am 1. Juli. -2) US-Norm (XXIII). -3) Einschließlich EWG-Ausnahmen, ab 1994 einschließlich Rili 93/95 EWG, ab 1995 einschließlich EURO 2, EURO 2G: 
92/97, EGI, EGII, EGIII und D3. - 4) Europa-Norm (XXV). - 5) Bedingt schadstoffarm (XXIV); Stufe A, ß, C. - 6) Einschließlich Pkw mit sonstigen Antrieben. - 7) Ohne 
Stufe B.
Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt, Flensburg.

re aber im Straßenverkehr sowie bei den Haushalten und Klein­
verbrauchern, verstärkte Anstrengungen erforderlich sind, um 
wenigstens eine Trendumkehr zu erreichen.

Durch die vom Menschen verursachten Emissonen anTreibhaus- 
gasen, an denen der Verkehr ebenfalls erheblich beteiligt ist, 
werden gemäß den Ergebnissen zahlreicher wissenschaftlicher 
Studien globale Umweltbelastungen befürchtet. Zur Begrenzung 
der Treibhausgasemissionen wurden deshalb in dem vor Jah­
resfrist in Kyoto vereinbarten Klimaprotokoll erstmals weltweit 
konkrete Minderungsziele formuliert. Die weitere Ausgestaltung 
der in Kyoto getroffenen Absprachen war Gegenstand der im 
Herbst des Jahres in Buenos Aires veranstalteten Klimakon­
ferenz. In Baden-Württemberg ist bei den Emissionen der drei 
wichtigsten direkt klimarelevanten Gase in der Summe nach wie 
vor eine steigende Tendenz zu registrieren - eine Tendenz, die 
durch den unverändert anwachsenden Kraftfahrzeugverkehr im 
Land maßgeblich mitbestimmt wird. Die erzielten Erfolge bei 
der Verringerung des durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs 
werden durch erhöhte Fahrleistungen sowohl im Pkw- wie auch 
im Lkw-Verkehr mehr als kompensiert, so daß der Kraftstoffver­
brauch insgesamt und damit die aus dem Straßenverkehr resul­
tierenden COj-Emissionen auch 1997 weiter zugenommen ha­
ben. Hinzu kommt, daß der Straßenverkehr auch maßgeblich 
die Entwicklung der N^O-Emissionen beeinflußt. Auch diese in­
folge der katalytischen Abgasreinigung entstehenden N^O-Emis- 
sionen, die in Baden-Württemberg zwar nur rund 3 % des 
Treibhauspotentials ausmachen, stiegen weiteren. Daß die Emis­
sionen klimarelevanter Gase in Baden-Württemberg im Jahr 1997 
niedriger lagen als im Jahr zuvor, hat seine Ursache in erster 
Linie im witterungsbedingt geringeren Energiebedarf der Haus­
halte und Kleinverbraucher sowie dem weiter reduzierten Be­
darf an fossilen Brennstoffen im Bereich der Industrie. Der mit­
telfristige Trend der Treibhausgasemissionen weist jedoch nach 
oben, so daß in allen Energieverbrauchsbereichen, insbesonde-

Wirtschaftliche Perspektiven 1999
Die wirtschaftlichen Perspektiven sind im Jahr 1999 nicht mehr 
so günstig wie im abgelaufenen Jahr. Die gedämpften Wachstums­
aussichten kündigten sich trotz eines guten Gesamtergebnis­
ses bereits im Laufe des Jahres 1998 an und die Tendenz eines 
verschlechterten wirtschaftlichen Umfelds wird bis ins Jahr 1999 
hineinreichen. Die Produktionsentwicklung in der Welt bleibt nur 
schwach aufwärtsgerichtet. Bereits im Jahr 1998 expandierte 
die Weltwirtschaft unter dem Einfluß der Krisenherde in Asien, 
Rußland und Lateinamerika, aber auch im Gefolge des in eini­
gen Ländern weiter fortgeschrittenen Konjunkturzyklus verhal­
tener. Der Zuwachs des Welthandels schwächte sich nach rund 
8 % im Jahr 1997 auf rund 5 % ab. Im Jahr 1999 steht eine 
weitere Verlangsamung des Welthandels in Aussicht.

Die von den Krisenregionen ausgehenden Auswirkungen auf die 
Konjunktur in den Industrieländern hielten sich bisher wegen 
des Gegengewichts der vorwiegend stabilen Binnennachfrage 
und der gesunkenen Preise für Industrierohstoffe und Erdöl in 
Grenzen. Die Auswirkungen erweisen sich jedoch hartnäckiger 
als zunächst angenommen, weil sich die Risikoeinschätzung der 
Investoren in den Industrienationen hierdurch geändert hat.Trotz 
der recht robusten Konjunktur in Europa macht sich auch dort 
aufgrund der gesunkenen Nachfrage aus den Krisenregionen
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Tabelle 13 
Zusammensetzung der Pkw-Flotte in Baden-Württemberg seit 1985 nach Schadstoffgruppen 

Pkw mit Schadstoff- Bedingt Pkw ohne 
Pkw reduzierung nach Schadstoffarm 

schadstoff- Schadstoff-
insgesamt US-Norm21, EU-Richtl inien nach Europa-Norm41 

arm51 reduzierung 
Jahr1l El und E23l 

1000 
1 

1985 !'.! 100 Antei l an den Pkw insgesamt in % 

Insgesamt 

1985 ............ ..... .............................. 4 073,2 100 100 

1990 ........ .... .. ... . ....................... .. 4 919,2 120,8 19,0 13,3 13,4 54,3 

1995 5 393,4 132,4 53,3 14,6 8,9 23,2 

1996 ......... .......... 5 467,3 134,2 59,7 13,6 8, 1 18,6 

1997 ··············· ····· ··••••••··· 5 502,8 135,1 65,9 12,4 6,7 14,9 

1998 ·········· ·· •·· ··•••·•• ··· 5 539,5 136,0 73,9 9,4 5,8 10,9 

Ottomotor6l 

1985 ... .. •••••••••••• •• • • •••• oo,., ,,, 3 680,9 100 100 

1990 ...... .... .... ... ········ ····· ················ 4 216,8 114,6 19,3 8,3 10,7 61,7 

1995 ... ... ... ··········· ··········" 4 535,1 123,2 54,7 11,3 7,9 26,2 

1996 ........ .... ......... 4 595,1 124,8 61,2 10,6 7,4 20,9 

1997 .. ·········••••············ 4 637,3 126,0 67,4 9,7 6,7 16,2 

1998 ••••••••••••••• • • •••• 000000 0••• 4 684,0 127,3 74,4 7,8 5,9 11 ,8 

Dieselmotor 

1985 .. . ....... ....... .. ... 392,3 100 100 

1990 ··················· 702,4 179,0 77, 4 43,2 29,9 9,4 

1995 ......... .. ....... ... ............ 858,3 218,8 45,9 32, 1 14,6 7,5 

1996 ..... ... ............. .. .... 872,2 222,3 52, 1 29,5 11,9 6,4 

1997 .. ····················•···· 865,5 220,6 58,2 26,9 6,971 8,0 

1998 .. 855,5 218, 1 71,2 18,2 4,97) 5,8 

1) Stand jeweils am 1. Juli . - 2) US-Norm (XXIII) . - 3) Einschließlich EWG-Ausnahmen, ab 1994 einschließlich Rili 93/95 EWG, ab 1995 einschließlich EURO 2, EURO 2G: 
92/97, EGI, EGii , EGII I und D3. - 4) Europa-Norm (XXV). - 5) Bedingt schadstoffarm (XXIV); Stufe A. B, C. - 6) Einschließlich Pkw mit sonstigen Antrieben. - 7) Ohne 
Stufe B. 

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt, Flensburg . 
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durch den unverändert anwachsenden Kraftfahrzeugverkehr im 
Land maßgeblich mitbestimmt wi rd. Die erzielten Erfolge bei 
der Verringerung des durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs 
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im Lkw-Verkehr mehr als kompensiert, so daß der Kraftstoffver­
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niedriger lagen als im Jahr zuvor, hat seine Ursache in erster 
Linie im witterungsbedingt geringeren Energiebedarf der Haus­
halte und Kleinverbraucher sowie dem weiter reduzierten Be­
darf an fossilen Brennstoffen im Bereich der Industrie . Der mit­
telfristige Trend der Treibhausgasemissionen weist jedoch nach 
oben, so daß in allen Energieverbrauchsbereichen, insbesonde-
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re aber im Straßenverkehr sowie bei den Haushalten und Klein­
verbrauchern, verstärkte Anstrengungen erforderlich sind, um 
wenigstens eine Trendumkehr zu erreichen. 
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so günstig wie im abgelaufenen Jahr. Die gedämpften Wachstums­
aussichten kündigten sich trotz eines guten Gesamtergebnis­
ses bereits im laufe des Jahres 1998 an und die Tendenz eines 
verschlechterten w irtschaftlichen Umfelds wi rd bis ins Jahr 1999 
hineinreichen. Die Produktionsentw icklung in der Welt bleibt nur 
schwach aufwärtsgerichtet. Bereits im Jahr 1998 expandierte 
die Weltwirtschaft unter dem Einfluß der Krisenherde in Asien, 
Rußland und Lateinamerika, aber auch im Gefolge des in eini­
gen Ländern weiter fortgeschrittenen Konjunkturzyklus verha l­
tener. Der Zuwachs des Welthandels schwächte sich nach rund 
8 % im Jahr 1997 auf rund 5 % ab. Im Jahr 1999 steht eine 
weitere Verlangsamung des Welthandels in Aussicht. 

Die von den Krisenregionen ausgehenden Auswirkungen auf die 
Konjunktur in den Industrieländern hielten sich bisher wegen 
des Gegengewichts der vorwiegend stabilen Binnennachfrage 
und der gesunkenen Preise für Industrierohstoffe und Erdöl in 
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Unsicherheit über die weitere weltwirtschaftliche Entwicklung 
breit. Angesichts stabiler Preise, niedriger Zinsen und einer hö­
heren Produktivität stehen die Chancen in Deutschland aber gut, 
daß das Nachlassen der Antriebskraft „Export" zumindest teil­
weise durch eine stärker wachsende Binnennachfrage aufge­
fangen werden kann. Es mehren sich die Anzeichen, daß all­
mählich die nach klassischem Konjunkturzyklus der Auslands­
nachfrage und der Investitionsnachfrage folgende dritte Kraft des 
Aufschwungs in Form der Konsumnachfrage zumTragen kommt. 
Vom privaten Verbrauch werden bei höherer Beschäftigung und 
stärker wachsender verfügbarer Einkommen 1999 kräftigere 
Impulse auf die Gesamt Wirtschaft ausgehen als 1998.

Schaubild 16
Arbeitslosenquoten in wichtigen Industrieländern 
1997 und 1999*)F=-
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Vergleichsweise gute Aussichten für den Euro-Währungs- 
raum

- 1997Im Startjahr des Euro zeigen sich die Mitgliedsländer der Euro­
päischen Währungsunion (EWU) im Vergleich zu anderen Indu­
strieländern in guter Verfassung, obwohl sich auch dort die Auf­
triebskräfte der Wirtschaft in allen Mitgliedsländern mit Ausnah­
me von Italien und Irland abschwächen dürften. Das Wirtschafts­
wachstum der EWU-Länder wird 1999 - anders als 1998- höher 
ausfallen als das der Europäischen Union insgesamt. Die 
Wirtschaftsforschungsinstitute erwarten für Deutschland 1999 ein 
reales Wirtschaftswachstum von 2,3 %, der Sachverständigenrat 
von 2 %, jeweils etwa einen halben Prozentpunkt weniger als für 
den gesamten Euro-Währungsraum. Mit dieser Wachstumsrate 
bildet Deutschland gemeinsam mit Italien das Schlußlicht in der 
Euro-Region. Die jüngste Zinssenkung, die der Angleichung der 
Kapitalmarktzinsen in den EWU-Ländern diente, wirkt derzeit leicht 
anregend auf die wirtschaftliche Aktivität in den Mitgliedsländern. 
Sie hat im Euro-Raum bei bereits niedrigem Zinsniveau die Rah­
menbedingungen für ein gutes Investitionsklima weiter verbes-
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*) Prognose der Forschungsinstitute.
Quelle: Herbstgutachten 1998 der Arbeitsgemeinschaft wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute.
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seit. In der EWU wird jedoch den einzelnen Mitgliedsländern die 
Geldpolitik nicht mehr als wirtschaftspolitisches Instrument zur 
Verfügung stehen. Daher wird einer konjunkturgerechten und 
wettbewerbsorientierten nationalen Finanz- und Lohnpolitik grö­
ßere Bedeutung zukommen.Schaubild 15

Reales Bruttoinlandsprodukt in wichtigen 
Industrieländern 1997 und 1999*)
Veränderung gegenüber Vorjahr in %

In den westeuropäischen Nicht-EWU-Ländern wird sich das Wirt­
schaftswachstum weitaus stärker abschwächen als in Euroland. 
Insbesondere in Großbritannien und Norwegen kühlt sich die 
Konjunktur merklich ab. Dagegen expandiert die Wirtschaft in 
den mittel- und osteuropäischen Reformstaaten kräftig, allen 
voran in Polen, Tschechien, Ungarn und Slowenien. Durch die 
bereits enge Verflechtung dieser EU-Beitrittskandidaten mit den 
Ländern der Europäischen Union blieben sie bisher weitgehend 
von der Rußlandkrise verschont.
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In den Vereinigten Staaten steht eine weitere Verlangsamung 
des wirtschaftlichen Aufschwungs in Aussicht. Dort hat der 
Konjunkturzyklus bereits einen höheren Reifegrad erreicht. Nach­
dem die Asienkrise und der gestiegene Dollarkurs die Export­
tätigkeit in Mitleidenschaft gezogen hatte, dämpft der schwä­
cher werdende Beschäftigungszuwachs nun allmählich auch die 
bisher noch recht robuste Konsumnachfrage. Die expansiv aus­
gerichtete Geldpolitik dürfte dort jedoch einer weiteren Dämp­
fung der Binnenkonjunktur entgegenwirken. In Japan scheint 
die schwere Rezession mit Ablauf des Jahres 1998 überwun­
den zu sein, so daß im Jahr 1999 das Wirtschaftswachstum eine 
schwarze Null erreichen dürfte.

t--- 1997 I -I1999

1

1 j
0 1 32 5 6%4

Hoffen auf die Binnenkonjunktur

Bei nachlassender Dynamik der Auslandsnachfrage liegt den Pro­
gnosen vom Flerbst 1998 die Annahme zugrunde, daß 1999 in

*) Prognose der Forschungsinstitute.
Quelle: Herbstgutachten 1998 der Arbeitsgemeinschaft wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute.
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Unsicherheit über die weitere weltwirtschaftliche Entwicklung 
breit. Angesichts stabiler Pre ise, niedriger Zinsen und einer hö­
heren Produktivität stehen die Chancen in Deutschland aber gut, 
daß das Nachlassen der Antriebskraft „ Export" zumindest teil­
weise durch eine stärker wachsende Binnennachfrage aufge­
fangen werden kann . Es mehren sich die Anzeichen, daß all­
mählich die nach klassischem Konjunkturzyklus der Aus lands­
nachfrage und der Investitionsnachfrage folgende dritte Kraft des 
Aufschwungs in Form der Konsumnachfrage zum Tragen kommt. 
Vom privaten Verbrauch werden bei höherer Beschäftigung und 
stärker wachsender verfügbarer Einkommen 1999 kräftigere 
Impulse auf die Gesamtwirtschaft ausgehen als 1998. 

Vergleichsweise gute Aussichten für den Euro-Währungs­
raum 

Im Startjahr des Euro zeigen sich die Mitgliedsländer der Euro­
päischen Währungsunion (EWU) im Vergleich zu anderen Indu­
strieländern in guter Verfassung, obwohl sich auch dort die Auf­
triebskräfte der Wirtschaft in allen Mitgliedsländern mit Ausnah­
me von Italien und Irland abschwächen dürften . Das Wirtschafts­
wachstum der EWU-Länder wird 1999- anders als 1998- höher 
ausfallen als das der Europäischen Union insgesamt. Die 
Wirtschaftsforschungsinstitute erwarten für Deutschland 1999 ein 
reales Wirtschaftswachstum von 2,3 %, der Sachverständigenrat 
von 2 %, jeweils etwa einen halben Prozentpunkt weniger als für 
den gesamten Euro-Währungsraum. Mit dieser Wachstumsrate 
bildet Deutschland gemeinsam mit Italien das Schlußlicht in der 
Euro-Region. Die jüngste Zinssenkung, die der Angleichung der 
Kapitalmarktzinsen in den EWU-Ländern diente, w irkt derzeit leicht 
anregend auf die wirtschaftliche Aktivität in den Mitgliedsländern. 
Sie hat im Euro-Raum bei bereits niedrigem Zinsniveau die Rah­
menbedingungen für ein gutes Investitionsklima weiter verbes-
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cher werdende Beschäftigungszuwachs nun allmählich auch die 
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Deutschland die Inlandsnachfrage an Kraft gewinnt. Hoffnungs­
träger sind insbesondere die Investitionen, aber auch der Priva­
te Verbrauch. Die Unternehmen sind mit den vorhandenen Ka­
pazitäten im Jahr 1998 weitgehend an ihre Grenzen gestoßen. 
Die Bedienung der Lieferaufträge war vielfach nur noch mög­
lich, indem längere Wartezeiten in Kauf genommen wurden. 
Mehr als bisher steht 1999 deshalb die Erweiterung von Produk­
tions- und Geschäftsgebäuden an. Die Bauinvestitionen dürften 
nach mehrjähriger Schwächephase erstmals wieder leicht über 
dem Vorjahreswert liegen und - anders als in den Jahren zuvor - 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung nicht mehr bremsen. Die 
Ausrüstungsinvestitionen werden dagegen nicht mehr so leb­
haft expandieren wie 1998. Die Verbrauchskonjunktur wird 1999 
mit einer weiteren Verbesserung der Einkommenssituation an 
Schwung gewinnen. Trotz niedriger Preise und einem nach Jah­
ren der Konsumzurückhaltung entstandenen Nachholbedarf dürf­
ten die Einkommensverbesserungen aber nicht in vollem Um­
fang dem Konsum zugute kommen. Die Haushalte werden - sen­
sibilisiert durch die zurückliegenden mageren Jahre - zur Absi­
cherung von möglichen schlechteren Zeiten wieder Ersparnisse 
bilden, nachdem sie diese teilweise aufgebraucht haben.

Wachstumsvorsprung für Südwest schwindet

Im Jahr 1998 bescherte die wirtschaftliche Entwicklung in Ver­
bindung mit der Wirtschaftsstruktur dem Südwesten einen deut­
lichen Wachstumsvorsprung innerhalb Deutschlands. Ausgelöst 
wurde dieser durch den Exportboom und die lebhafte Nachfra­
ge nach Ausrüstungsinvestitionen. Gerade diese beiden für die 
Entwicklung der baden-württembergischen Wirtschaft besonders 
wichtigen Nachfragegrößen werden sich im Jahr 1999 nicht mehr 
so dynamisch entwickeln wie zuvor. Von der lebhafteren Entfal­
tung des privaten Verbrauchs wird die Südwestindustrie nur un­
terdurchschnittlich profitieren können. Die Produktion von Ge-- 
und Verbrauchsgütern hat hierzulande nämlich einen geringeren 
Stellenwert als bundesweit. Das freundlichere Konsumklima wird 
vor allem dem Handel und den Dienstleistungsbetrieben zugu­
te kommen. Insgesamt ist im Jahr 1999 für Baden-Württem- 
berg ein reales Wirtschaftswachstum von gut 2 % zu erwarten.
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